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Neuntes Gesetz
zur Änderung der Verfassung von Berlin

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat unter Beachtung der Vor-
schrift des Artikels 100 der Verfassung von Berlin das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel I

Artikel 44 der Verfassung von Berlin vom 23. November 1995 
(GVBl. S. 779), die zuletzt durch Gesetz vom 25. Mai 2006 (GVBl. 
S. 446) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 3 wird aufgehoben.

2. Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 3; in ihm wird 
Satz 3 aufgehoben.

3. Es werden die folgenden neuen Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) Das Abgeordnetenhaus, die Ausschüsse und die Enquete-
Kommissionen können vom Senat Auskünfte verlangen und Be-
richte anfordern.

(5) Alles Nähere regelt die Geschäftsordnung des Abgeordne-
tenhauses.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
Zweites Gesetz
zur Änderung des Petitionsgesetzes

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Das Petitionsgesetz vom 25. November 1969 (GVBl. S. 2511), 
geändert durch Gesetz vom 16. März 2006 (GVBl. S. 263), wird wie 
folgt geändert:

1. § 7 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Petent wird in der Regel durch einen Bescheid des Peti-
tionsausschusses über die Art der Erledigung unterrichtet.“

2. In § 12 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „im Halbjahresabstand“ 
durch das Wort „jährlich“ ersetzt. 

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
Gesetz
zur Aufhebung des Gesetzes über Enquete-Kommissionen

des Abgeordnetenhauses von Berlin

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Das Gesetz über Enquete-Kommissionen des Abgeordneten-
hauses von Berlin vom 7. Dezember 1970 (GVBl. S. 1974), zuletzt 
geändert durch Artikel I  § 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2006 (GVBl. 
S. 573), wird aufgehoben.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Gesetz
zur Neuregelung der Senatsbildung

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Das Senatorengesetz in der Fassung vom 6. Januar 2000 (GVBl. 
S. 221), geändert durch Artikel II des Gesetzes vom 2. Oktober 2003 
(GVBl. S. 486), wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 2 bis 4 erhalten folgende Fassung:

„§ 2

Regierender Bürgermeister

(1) Das Amt des Regierenden Bürgermeisters beginnt mit der 
Annahme der Wahl. Er wird vor dem Abgeordnetenhaus vereidigt.

(2) Der Regierende Bürgermeister erhält vom Präsidenten des 
Abgeordnetenhauses eine Urkunde über seine Wahl. Das Amt 
darf erst nach der Vereidigung ausgeübt werden.

§ 3

Mitglieder des Senats

(1) Die übrigen Mitglieder des Senats werden vom Regierenden 
Bürgermeister ernannt. Sie erhalten vom Regierenden Bürger-
meister eine Urkunde über ihre Ernennung. In der Urkunde ist der 
Geschäftsbereich des Mitgliedes des Senats zu bezeichnen.

(2) Sie werden vor dem Abgeordnetenhaus vereidigt. Das Amt 
darf erst nach der Vereidigung ausgeübt werden.

§ 4

Eidesformel

Der Regierende Bürgermeister und die von ihm ernannten 
Mitglieder des Senats leisten vor dem Abgeordnetenhaus fol-
genden Eid:
,Ich schwöre, mein Amt gerecht und unparteiisch, getreu der 
Verfassung und den Gesetzen zu führen und meine ganze Kraft 
dem Wohle des Volkes zu widmen.‘
Der Wortlaut des Eides wird von dem Präsidenten des Abgeord-
netenhauses vorgesprochen. Die Mitglieder des Senats leisten 
sodann den Eid einzeln mit der Schwurformel:
,Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe!‘
oder
,Ich schwöre es!‘  “

2. § 10 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Verantwortlichkeit des Regierenden Bürgermeisters be-
stimmt sich ausschließlich nach den Artikeln 57 und 91 der Ver-
fassung von Berlin, die der übrigen Mitglieder des Senats aus-
schließlich nach den Artikeln 56 und 91 der Verfassung von Ber-
lin.“ 

3. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14

Beendigung des Amtes

Das Amt des Regierenden Bürgermeisters endet mit dem 
Amtsantritt eines Nachfolgers. Das Amt der übrigen Mitglieder 
des Senats endet durch ihren Rücktritt, ihre Entlassung, durch 
Tod oder durch den Amtsantritt eines Nachfolgers des Regieren-
den Bürgermeisters. Im Falle des Todes des Regierenden Bür-
germeisters führt der an Lebensjahren ältere Bürgermeister die 
Geschäfte bis zum Amtsantritt des Nachfolgers fort und ersucht 
die übrigen Mitglieder des Senats, ihre Amtsgeschäfte bis zu die-
sem Zeitpunkt fortzuführen.“ 

Artikel II

§3 Abs. 4 Satz 3 des Berliner Sicherheitsüberprüfungsgesetzes in 
der Fassung vom 25. Juni 2001 (GVBl. S. 243), das zuletzt durch Ar-
tikel XV des Gesetzes vom 17. Dezember 2003 (GVBl. S. 617) ge-
ändert worden ist, erhält folgende Fassung:

„Dies gilt für die vom Regierenden Bürgermeister ernannten Mit-
glieder des Senats sowie für den Chef der Senatskanzlei und die üb-
rigen Staatssekretäre entsprechend.“

Artikel III

Dieses Gesetz tritt zu Beginn der 16. Wahlperiode des Abge-
ordnetenhauses von Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Zehntes Gesetz
zur Änderung des Landeswahlgesetzes

Vom 6. Juli 2006

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Das Landeswahlgesetz vom 25. September 1987 (GVBl. S. 2370), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Oktober 2005 (GVBl. S. 534), 
wird wie folgt geändert:
1. § 6 Abs. 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung:

„8. als Mitglied der Bezirksverordnetenversammlung, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen des § 26 Abs. 4 ein-
tritt,“.

2. In § 26 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 1 wird jeweils vor dem Wort 
Angestellte das Wort vergleichbare eingefügt.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
Erstes Gesetz
zur Änderung des Verfassungsschutzgesetzes Berlin

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Das Verfassungsschutzgesetz Berlin in der Fassung vom 25. Juni 
2001 (GVBl. S. 235), zuletzt geändert durch Artikel II des Gesetzes 
vom 5. Dezember 2003 (GVBl. S. 571), wird wie folgt geändert:

1. § 33 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 4 angefügt:

„Für jedes Mitglied wird ein stellvertretendes Mitglied ge-
wählt, das im Fall der Verhinderung des Mitglieds dessen 
Rechte und Pflichten wahrnimmt.“

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Für stellvertretende Mitglieder des Ausschusses gelten die 
Vorgaben der Sätze 1 und 2 entsprechend.“

2. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:
„(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten für stellvertre-

tende Mitglieder des Ausschusses entsprechend.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Zweites Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über Gebühren und Beiträge

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

§8 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge vom 
22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel III des Ge-
setzes vom 14. Dezember 2005 (GVBl. S. 754) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst:

„(1) In den Gebühren- und Beitragsordnungen sind die Gebühren 
und Beiträge unter näherer Bezeichnung der Art und des Inhalts der 
die Zahlungspflicht begründenden Amtshandlungen oder Anlage im 
Voraus nach festen Normen und Sätzen zu bestimmen. Für eine 
Amtshandlung, für die noch kein Gebührentatbestand bestimmt ist, 
ist eine Gebühr von 5 bis 5 000 Euro festzusetzen. Die Gebühren und 
Beiträge nach den Sätzen 1 und 2 sind unter Berücksichtigung der in 
den Absätzen 2 bis 5 aufgestellten Grundsätze zu bestimmen. In be-
sonderen Fällen können Ermäßigungen oder Befreiungen zugelassen 
werden.

(2) Die Verwaltungsgebühren sind unter Berücksichtigung der 
Kosten des Verwaltungsaufwandes, des Wertes des Gegenstandes 
der Amtshandlung, des Nutzens oder der Bedeutung der Amts-
handlung für den Gebührenschuldner zu bemessen.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
Elftes Gesetz
zur Änderung des Berliner Hochschulgesetzes

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Dem § 10 Abs. 5 des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung 
vom 13. Februar 2003 (GVBl. S. 82), das zuletzt durch Artikel II des 
Gesetzes vom 19. Juni 2006 (GVBl. S. 576) geändert worden ist, 
werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

„Zugangsvoraussetzung für Masterstudiengänge ist der berufsquali-
fizierende Abschluss eines Hochschulstudiums; darüber hinausge-
hende Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen dürfen nur für 
konsekutive Masterstudiengänge gefordert werden und nur dann, 
wenn sie wegen spezieller fachlicher Anforderungen des jeweiligen 
Masterstudiengangs nachweislich erforderlich sind. Die Bestätigung 
der Satzung erstreckt sich neben der Rechtmäßigkeit auch auf die 
Zweckmäßigkeit.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Zweites Gesetz
zur Änderung des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Das Berliner Hochschulzulassungsgesetz in der Fassung vom 
18. Juni 2005 (GVBl. S. 393) wird wie folgt geändert:

1. Es werden folgende neue §§ 10, 10a, 10b und 10c eingefügt:

„§ 10 

Auswahlverfahren für nichtweiterbildende 
Masterstudiengänge

(1) In Masterstudiengängen, die keine weiterbildenden Stu-
diengänge sind, wird die Studienplatzvergabe durch die einzelne 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vorgenommen:

1. bis zu 80 vom Hundert nach dem Ergebnis eines von der 
Hochschule durchzuführenden Auswahlverfahrens, 

2. im Übrigen nach Wartezeit, wobei Zeiten eines Studiums an 
einer Hochschule auf die Wartezeit nicht angerechnet wer-
den; die Wartezeit beginnt mit dem Bachelor-Abschluss, ihre 
Dauer wird auf sechs Jahre begrenzt.

Die Höhe der Quote nach Satz 1 Nr. 1 regelt die Hochschule 
durch Satzung. Bis zu 5 vom Hundert der nach Satz 1 Nr. 2 im 
Auswahlverfahren für konsekutive Masterstudiengänge vorge-
sehenen Studienplätze sollen für Fälle außergewöhnlicher Här-
ten vorbehalten werden. Eine außergewöhnliche Härte liegt ins-
besondere dann vor, wenn gesundheitliche, soziale oder familiä-
re Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Masterstudiums zwingend erfordern.

(2) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des 
Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 

1. nach dem Grad der Qualifikation, die sich nach dem Ergebnis 
der Prüfung des vorangegangenen Studiengangs bemisst, 

2. nach gewichteten Einzelnoten oder nach einer Gewichtung 
der Ergebnisse von Studienmodulen des vorangegangenen 
Studiengangs, die über die fachspezifische Motivation und 
Eignung Auskunft geben,

3. nach den Ergebnissen international anerkannter Sprach- und 
Fachtests, deren Eignung als Auswahlkriterium zu evaluieren 
ist,

4. nach einer Gewichtung des Studienfachs oder der Studienfä-
cher des vorangegangenen Studiengangs, die über die fach-
spezifische Motivation und Eignung Auskunft geben, 

5. nach zusätzlichen Qualifikationen, die außerhalb des Hoch-
schulstudiums erworben wurden,

6. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführen-
den Gesprächs mit den Bewerberinnen und Bewerbern, das 
Aufschluss über deren Motivation und Eignung geben soll,

7. auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den Num-
mern 1 bis 6.

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss dem Grad 
der Qualifikation ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. 
Daneben ist mindestens ein weiteres Auswahlkriterium zugrun-
de zu legen. Die Gewichtung nach Einzelnoten oder Ergebnissen 
von Studienmodulen darf nicht das einzige Auswahlkriterium im 
Sinne des Satzes 3 sein. Soll die Teilnehmerzahl an den Aus-
wahlverfahren begrenzt werden, entscheidet die Hochschule 
über die Teilnahme nach einem der in Satz 1 Nr. 1 bis 7 genann-
ten Maßstäbe. Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens und die 

Auswahl der Kriterien regelt die Hochschule durch Satzung, die 
der Bestätigung der für die Hochschulen zuständigen Senatsver-
waltung bedarf. Verfahren und Kriterien sind in der Satzung so 
zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar auf Grund 
des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, der Behinderung oder sexuellen Identität dis-
kriminiert wird. Das Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf die 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit der 
Satzung. Gebühren für die Durchführung des Auswahlverfah-
rens nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 werden nicht erhoben. Soweit Ge-
bühren für die Durchführung des Auswahlverfahrens erhoben 
werden, dürfen diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren nicht 
übersteigen. Im Falle der Immatrikulation wird die Aufnahme-
gebühr mit der Immatrikulationsgebühr verrechnet. 

(3) Die §§ 8a, 8b und 9 gelten entsprechend.

§ 10a

Auswahlverfahren
für weiterbildende Masterstudiengänge

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule über die Zulas-
sung zu weiterbildenden Masterstudiengängen ist der Eignung 
maßgeblicher Einfluss zu geben. Die Feststellung der Eignung 
richtet sich auch nach den beruflichen Erfahrungen. Das Nähere 
sowie das Verfahren regelt die Hochschule durch Satzung. Die 
Bestätigung der Satzung wird durch die Hochschulleitung unter 
dem Gesichtspunkt der Rechtmäßigkeit erteilt. Soweit Gebühren 
für die Durchführung des Auswahlverfahrens erhoben werden, 
dürfen diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren nicht übersteigen.

§10b

Übergang von Bachelorstudiengängen 
in Masterstudiengänge

Der Übergang von Bachelorstudiengängen in Masterstudien-
gänge ohne Zeitverzögerung muss durch die Hochschulen gesi-
chert werden. Die Aufnahmekapazitäten der jeweiligen Hoch-
schule sind dabei erschöpfend zu nutzen.

§ 10c

Übergangsregelung

Abweichend von § 8 Abs. 3 Satz 3 kann für die Vergabever-
fahren zum Wintersemester 2005/2006, Sommersemester 2006 
und Wintersemester 2006/2007 allein der Grad der Qualifikation 
zugrunde gelegt werden.“

2. Der bisherige § 10a wird aufgehoben, und die bisherigen §§ 10 
und 11 werden die neuen §§ 11 und 12.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Gesetz
zum Vertrag des Landes Berlin mit der Evangelischen Kirche 

Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
(Evangelischer Kirchenvertrag Berlin)

Vom 6. Juli 2006

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Dem Vertrag des Landes Berlin mit der Evangelischen Kirche 
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz (Evangelischer Kir-
chenvertrag Berlin) vom 20. Februar 2006 wird zugestimmt. Der 
Evangelische Kirchenvertrag Berlin wird nachstehend veröffent-
licht.

§ 2

Zuständige Behörde für die Durchführung des Evangelischen 
Kirchenvertrages Berlin ist die für Kirchen, Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften zuständige Senatsverwaltung.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
A n l a g e

Vertrag 
des Landes Berlin mit der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz 

(Evangelischer Kirchenvertrag Berlin)

Vom 20. Februar 2006
I n h a l t s ü b e r s i c h t

Präambel

Artikel  1 Glaubensfreiheit und Eigenständigkeit

Artikel  2 Zusammenwirken

Artikel  3 Theologie und Religionspädagogik an Hochschulen des 
Landes

Artikel  4 Kirchliche Hochschulen und Fachhochschulen

Artikel  5 Religionsunterricht

Artikel  6 Kirchliche Schulen

Artikel  7 Erwachsenenbildung und außerschulische Jugend-
bildung

Artikel  8 Sozialdiakonisches Bildungswesen

Artikel  9 Kirchliches Eigentumsrecht

Artikel 10 Körperschaftsrechte

Artikel 11 Diakonische Einrichtungen

Artikel 12 Besondere Kirchengebäude

Artikel 13 Denkmalpflege

Artikel 14 Patronatswesen

Artikel 15 Sonderseelsorgebereiche

Artikel 16 Staatsleistungen und Zuschüsse für weitere Zwecke

Artikel 17 Kirchensteuerrecht

Artikel 18 Kirchensteuerverwaltung

Artikel 19 Sammlungswesen

Artikel 20 Kosten- und Gebührenbefreiung

Artikel 21 Feiertagsschutz

Artikel 22 Seelsorge- und Beichtgeheimnis

Artikel 23 Friedhofswesen

Artikel 24 Rundfunk

Artikel 25 Meldewesen

Artikel 26 Kirchliche Gerichtsbarkeit, Rechtshilfe

Artikel 27 Gleichbehandlungsgrundsatz

Artikel 28 Freundschaftsklausel

Artikel 29 Inkrafttreten
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Das Land Berlin 

(im Folgenden: das Land),

vertreten durch den Regierenden Bürgermeister

und 

die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau-
sitz (im Folgenden: die Kirche),

vertreten durch die Kirchenleitung, diese vertreten durch ihren Vor-
sitzenden

schließen

– als Ausdruck des gemeinsamen Willens, auf der Grundlage der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit die Eigenständigkeit und den 
Öffentlichkeitsauftrag der Kirche zu wahren,

– in der Überzeugung, dass das Verhältnis von Staat und Kirche 
gleichermaßen von Unabhängigkeit und Kooperation geprägt 
ist,

– in der Absicht, in einer freien Gesellschaft und in einem religiös 
und weltanschaulich neutralen Staat die kulturelle, diakonische 
und Bildungstätigkeit der Kirche im Land zu fördern,

– unter Berücksichtigung und inhaltlicher Fortbildung der beste-
henden Rechtslage, wie sie sich insbesondere aus dem Vertrag 
des Freistaates Preußen mit den Evangelischen Landeskirchen 
vom 11. Mai 1931 sowie dem Abschließenden Protokoll über 
Besprechungen zwischen Vertretern des Evangelischen Konsis-
toriums in Berlin (West) der Evangelischen Kirche in Berlin-
Brandenburg und des Senats von Berlin über die Regelung ge-
meinsam interessierender Fragen vom 2. Juli 1970, zuletzt geän-
dert durch die Ausdehnung der Regelung vom 6. Dezember 
1991, ergibt,

– mit dem Ziel, die Grundlagen für das Verhältnis zwischen Staat 
und Kirche in einer freiheitlichen Gesamtordnung umfassend 
und dauerhaft zu gestalten,

folgenden Vertrag:

Artikel 1

Glaubensfreiheit und Eigenständigkeit

(1) Das Land gewährt der Freiheit, den evangelischen Glauben zu 
bekennen und auszuüben, den gesetzlichen Schutz.

(2) Die Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb-
ständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes.

Artikel 2

Zusammenwirken

(1) Die Vertragsparteien werden sich regelmäßig und bei Bedarf 
zu gemeinsamen Gesprächen über solche Fragen treffen, die ihr Ver-
hältnis zueinander berühren oder von beiderseitigem Interesse sind.

(2) Vor dem Erlass von Rechtsvorschriften sowie bei der Vorberei-
tung von Planungsentscheidungen, die die Belange der Kirche un-
mittelbar berühren, ist die Kirche angemessen zu beteiligen.

(3) Zur Vertretung ihrer Anliegen gegenüber dem Staat und zur 
Verbesserung der gegenseitigen Information bestellt die Kirche eine 
Beauftragte oder einen Beauftragten und richtet eine Geschäftsstelle 
ein.

Artikel 3

Theologie und Religionspädagogik an 
Hochschulen des Landes

(1) Für das wissenschaftliche Studium der Evangelischen Theolo-
gie, insbesondere für die wissenschaftliche Vorbildung der Geistli-
chen sowie für die Ausbildung zum Lehramt Evangelische Religi-
onslehre bleibt die Evangelisch-Theologische Fakultät an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin bestehen. Eine angemessene Vertretung 
der fünf theologischen Kernfächer sowie eine darüber hinausgehen-
de Schwerpunkt- und Profilbildung und die Ausbildung in alten 
Sprachen werden gewährleistet. Kernfächer sind die Fächer Altes 
Testament, Neues Testament, Kirchengeschichte, Systematische 
Theologie und Praktische Theologie. Die angemessene Vertretung 

der Fächer einschließlich Schwerpunkt- und Profilbildung beträgt 
mindestens 11 Professuren.

(2) Beabsichtigt das Land, einen Ausbildungsgang in evangeli-
scher Theologie oder Religionspädagogik an einer Hochschule des 
Landes einzurichten, so wird es eine gutachterliche Stellungnahme 
der Kirche einholen.

(3) Vor der Einrichtung einer Professur für ein evangelisch-theo-
logisches Fach einschließlich der Religionspädagogik an einer 
Hochschule des Landes wird der Kirche Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben. 

(4) Vor der Berufung einer Professorin, eines Professors, einer 
Hochschuldozentin oder eines Hochschuldozenten für ein evange-
lisch-theologisches Fach einschließlich der Religionspädagogik an 
einer Hochschule des Landes wird der Kirche Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben. Werden Bedenken geäußert, die sich auf Lehre 
und Bekenntnis beziehen und im Einzelnen begründet werden, wird 
die zuständige Senatsverwaltung diese Stellungnahme beachten.

(5) Prüfungs-, Promotions- und Habilitationsordnungen von 
Hochschulen für theologische Fächer einschließlich der Religions-
pädagogik wird das Land erst nach der unter dem Gesichtspunkt des 
kirchlichen Amtes und der kirchlichen Lehre von der Kirche gege-
benen Zustimmung genehmigen. 

(6) Die Kirche hat das Recht, eigene Prüfungsausschüsse für den 
Abschluss einer wissenschaftlichen Ausbildung einzurichten, soweit 
es sich nicht um Abschlüsse zur Abnahme von Lehrerprüfungen für 
das ordentliche Unterrichtsfach Religion handelt. Die von den kirch-
lichen Prüfungsausschüssen abgenommenen Abschlussprüfungen 
einer wissenschaftlichen Ausbildung sind in ihren Rechtsfolgen den 
Prüfungen an den Hochschulen des Landes gleichgestellt. 

(7) Evangelische Universitätspredigerinnen oder Universitätspre-
diger ernennt die Kirchenleitung nach Anhörung der Evangelisch-
Theologischen Fakultät im Einvernehmen mit der für die Hochschu-
len des Landes zuständigen Senatsverwaltung.

Artikel 4

Kirchliche Hochschulen und Fachhochschulen

(1) Die Kirche und ihre diakonischen Werke und Einrichtungen 
können eigene Ausbildungsstätten errichten, die die Eigenschaft 
staatlich anerkannter Hochschulen oder Fachhochschulen nach nä-
herer Bestimmung des Landesrechts erhalten.

(2) Die Einrichtung neuer Studiengänge an bereits bestehenden 
Hochschulen bedarf hinsichtlich der Mitfinanzierung der Zustim-
mung des Landes.

(3) Das Weitere bleibt besonderen Vereinbarungen zwischen dem 
Land und der Kirche vorbehalten.

Artikel 5

Religionsunterricht

(1) Evangelischer Religionsunterricht ist Bestandteil der Berliner 
Schule in allen Bildungsgängen und Jahrgangsstufen. Das Land si-
chert die Erteilung des Religionsunterrichts zu.

(2) Der Religionsunterricht wird erteilt in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Evangelischen Kirche. Die Erteilung setzt eine 
Bevollmächtigung (Vokation) voraus. Die Evangelische Kirche leis-
tet mit dem Religionsunterricht einen Beitrag zur Erziehung und Bil-
dung in der Berliner Schule.

(3) Land und Kirche stimmen sich bei allen den Religionsunter-
richt unmittelbar betreffenden Fragen miteinander ab. Der Religi-
onsunterricht wird gemäß den für den schulischen Unterricht gelten-
den Bestimmungen durchgeführt.

(4) Einzelheiten über die Durchführung des Religionsunterrichts 
in den Schulen im Land Berlin werden in gesonderten Vereinbarun-
gen zwischen Land und Kirche geregelt.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 26 14. Juli 2006 717
Artikel 6

Kirchliche Schulen

(1) Die Kirche hat das Recht, Schulen in kirchlicher Trägerschaft 
(Privatschulen) auf konfessioneller Grundlage einzurichten und zu 
betreiben.

(2) Das Land wird Schulen in kirchlicher Trägerschaft als konsti-
tutiven Bestandteil eines pluralistischen Bildungswesens unterstüt-
zen.

(3) Nähere Regelungen über das Verfahren zur Genehmigung und 
zur staatlichen Anerkennung solcher Schulen und ihre Mitfinanzie-
rung aus öffentlichen Mitteln bleiben dem Landesrecht vorbehalten.

Artikel 7

Erwachsenenbildung und außerschulische Jugendbildung

(1) In Anerkennung der Freiheit der Kirche, in der Erwachsenen-
bildung tätig zu sein, wird das Land deren Einrichtungen für Er-
wachsenenbildung angemessen bezuschussen. Die Kirche ist bereit, 
in Fragen der Erwachsenenbildung mit anderen Trägern der Erwach-
senenbildung insbesondere in Fragen der Schwerpunktbildung 
zusammenzuarbeiten und in dafür bestehenden Gremien mitzuwir-
ken. 

(2) Die Jugendbildungsarbeit der Kirche wird im Rahmen der all-
gemeinen staatlichen Förderung angemessen berücksichtigt. Ihre 
Vertretung in den entsprechenden jugendpolitischen Gremien wird 
gewährleistet. 

Artikel 8

Sozialdiakonisches Bildungswesen

Die Kirche und ihre diakonischen Werke und Einrichtungen haben 
das Recht, im Sozialbereich und im Gesundheitswesen eigene Aus-, 
Fort- und Weiterbildungsstätten zu unterhalten. Sofern Bildungsgän-
ge und Prüfungsvorschriften solchen im staatlichen Bereich gleich-
wertig sind, ist eine staatliche Anerkennung der Abschlüsse zuzu-
sprechen.

Artikel 9

Kirchliches Eigentumsrecht

(1) Das unmittelbar dem Gottesdienst und der Seelsorge gewid-
mete sowie für die Aufgabenerfüllung in Diakonie, Unterricht und 
kirchlicher Verwaltung genutzte Eigentum und andere Vermögens-
rechte der kirchlichen Körperschaften, Einrichtungen und Werke 
werden gewährleistet und nach Maßgabe des geltenden Steuerrechts 
als steuerbegünstigt anerkannt.

(2) Im Übrigen wird das Land auf kirchliche Belange Rücksicht 
nehmen und sich bemühen, die Anwendung enteignungsrechtlicher 
Vorschriften durch die Bereitstellung gleichwertiger Ersatzgrund-
stücke zu vermeiden.

(3) Bestehen für die Kirche aus früheren enteignungsrechtlichen 
Eingriffen zugunsten des Landes Berlin im Rahmen der gesetzlichen 
Regelungen keine Ansprüche auf Entschädigungen, wird das Land 
in Einzelfällen prüfen, ob eine solche aus besonderen Gründen den-
noch geleistet werden kann. 

Artikel 10

Körperschaftsrechte

(1) Die Kirche, ihre Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Ver-
bände sind Körperschaften des öffentlichen Rechts; ihr Dienst ist öf-
fentlicher Dienst eigener Art.

(2) Die Kirche wird dem Land Beschlüsse über die Errichtung und 
Veränderung von kirchlichen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts rechtzeitig vor dem Wirksamwerden anzeigen.

(3) Die Errichtung und Veränderung öffentlich-rechtlicher kirchli-
cher Anstalten und Stiftungen mit eigener Rechtspersönlichkeit be-
dürfen der staatlichen Genehmigung. Die gesetzlichen Bestim-
mungen bezüglich privater Stiftungen bleiben unberührt.

(4) Die Vorschriften der Kirche über die vermögensrechtliche Ver-
tretung der kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts werden dem Land vor ihrem Erlass vorge-

legt. Das Land kann innerhalb eines Monats Einspruch erheben, 
wenn eine ordnungsgemäße vermögensrechtliche Vertretung nicht 
gewährleistet ist. Die Vorschriften werden im Amtsblatt des Landes 
veröffentlicht. 

(5) Auf Antrag der Kirche werden auch kirchliche Vorschriften, 
die die Rechtswirksamkeit kirchlicher Rechtsakte mit vermögens-
rechtlicher Wirkung von einer kirchenaufsichtlichen Genehmigung 
abhängig machen, im Amtsblatt des Landes veröffentlicht.

Artikel 11

Diakonische Einrichtungen

In Würdigung der vielfältigen diakonischen Arbeit der Kirche 
wird das Land im Rahmen der Trägervielfalt kirchliche Einrichtun-
gen angemessen berücksichtigen. Die Kirche und ihre diakonischen 
Werke und Einrichtungen haben das Recht, im Gesundheitswesen, 
im Jugend- und Sozialbereich für die Betreuung und Beratung be-
sonderer Zielgruppen eigene Einrichtungen zu unterhalten. Das 
Land wird die Träger der Einrichtungen, die dem Gemeinwohl die-
nende Aufgaben erfüllen, bei der Vergabe von Fördermitteln in glei-
cher Weise berücksichtigen wie andere Träger, die vergleichbare 
Leistungen erbringen.

Artikel 12

Besondere Kirchengebäude 

Soweit dem Land gehörende Gebäude oder Grundstücke unmittel-
bar dem Gottesdienst und der Seelsorge gewidmet sind oder für die 
Aufgabenerfüllung in Diakonie, Unterricht und Verwaltung genutzt 
werden, bleiben sie diesen Zwecken nach wie vor überlassen. Etwa 
bestehende Verträge und Baulastverpflichtungen bleiben unberührt. 

Artikel 13

Denkmalpflege

(1) Die Kirche und das Land wirken beim Schutz, der Pflege und 
der Erhaltung der kirchlichen Kulturdenkmale zusammen.

(2) Die Kirche verpflichtet sich, ihre Kulturdenkmale nebst den 
dazugehörenden Grundstücken sowie deren Kunst- und Kultur-
gegenstände im Rahmen des ihr Zumutbaren zu erhalten, zu pflegen 
und der Allgemeinheit zugänglich zu machen.

(3) Entscheidungen und Maßnahmen der zuständigen Denkmal-
behörde über Denkmale, die unmittelbar gottesdienstlichen Zwe-
cken dienen, sind im Benehmen mit der Kirche und unter Berück-
sichtigung der von dieser festgestellten gottesdienstlichen Belange 
zu treffen.

(4) Bei der Entscheidung über Zuschüsse nach dem Denkmal-
schutzgesetz wird das Land die Kirche angemessen berücksichtigen.

(5) Das Land wird sich dafür einsetzen, dass die Kirche auch von 
solchen Einrichtungen Hilfen erhält, die auf nationaler und inter-
nationaler Ebene für die Kultur- und Denkmalpflege tätig sind. Da-
bei wird das Land auch berücksichtigen, dass die Kirche für einen 
großen Teil des Kulturgutes des Landes Verantwortung trägt.

(6) Soweit ein Bodendenkmal, dessen Eigentümerin oder Eigentü-
mer nicht mehr ermittelt werden kann, auf einem kirchlichen Grund-
stück entdeckt wird (Schatzregal), kann es der Kirche auf Antrag als 
Dauerleihgabe überlassen werden.

Artikel 14

Patronatswesen

Soweit Baulastverpflichtungen des Landes aus bisherigen staatli-
chen Patronaten und Patronaten des Magistrats bestehen, werden 
daraus keine Forderungen geltend gemacht.

Artikel 15

Sonderseelsorgebereiche

(1) Der Kirche steht das Recht zu, in Krankenhäusern, Heimen, 
Justizvollzugsanstalten, Polizeieinrichtungen und sonstigen Einrich-
tungen der öffentlichen Hand Gottesdienste und religiöse Veranstal-
tungen abzuhalten sowie seelsorgerlich und diakonisch tätig zu wer-
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den. Dafür wird die kostenfreie Nutzungsmöglichkeit geeigneter 
Räume gewährleistet.

(2) Werden diese Aufgaben von einer dafür freigestellten Pfarrerin 
oder einem dafür freigestellten Pfarrer im Haupt- oder Nebenamt 
wahrgenommen, geschieht die Berufung durch die Kirche; bei Jus-
tizvollzugsanstalten sowie Polizeieinrichtungen ist das Einverneh-
men mit den jeweils zuständigen Senatsverwaltungen herzustellen.

(3) Näheres kann durch besondere Vereinbarungen, insbesondere 
über die Finanzierung, geregelt werden.

Artikel 16

Staatsleistungen und Zuschüsse für weitere Zwecke

(1) Das Land zahlt an die Kirche anstelle früher gewährter Dota-
tionen für kirchenregimentliche Zwecke, der Zuschüsse für Zwecke 
der Pfarrbesoldung und -versorgung (Staatsleistung) sowie für 
Zwecke der Erwachsenenbildung und für kulturelle Zwecke oder 
anderer, auf älteren Rechtstiteln beruhenden Zahlungen einen 
Gesamtzuschuss. 

(2) Der Gesamtzuschuss beträgt für das Haushaltsjahr 2005: 
8 146 910,– Euro.

(3) Der Gesamtzuschuss wird festgeschrieben für die Jahre 2005 
bis 2009. Für den Zeitraum danach wird die Summe alle fünf Jahre 
von den Vertragsparteien überprüft. 

(4) Der Gesamtzuschuss wird mit einem Zwölftel des Jahresbetra-
ges jeweils monatlich im Voraus an die Kirche gezahlt.

(5) Für eine Ablösung der Staatsleistung gilt Artikel 140 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 138 Abs. 1 der Deutschen 
Verfassung vom 11. August 1919.

(6) Weitere Leistungen werden nur erbracht, wenn sie vertraglich 
oder gesetzlich vorgesehen sind.

Artikel 17

Kirchensteuerrecht

(1) Die Kirche ist berechtigt, nach Maßgabe der landesrechtlichen 
Bestimmungen Kirchensteuern als Landeskirchen- und Orts-
kirchensteuern zu erheben. Dies schließt das Recht zur Erhebung 
von Mindestbetragskirchensteuer sowie Kirchgeld (Allgemeines 
Kirchgeld und Besonderes Kirchgeld in glaubens- und konfessions-
verschiedener Ehe) in festen oder gestaffelten Sätzen ein. Die einzel-
nen Kirchensteuerarten können sowohl einzeln als auch nebeneinan-
der erhoben werden.

(2) Der Kirche steht das Recht zu, eigene Kirchensteuerordnungen 
und Kirchensteuerbeschlüsse zu erlassen. Die Kirchensteuerordnun-
gen und die Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen bedür-
fen der staatlichen Anerkennung. Diese darf nur versagt werden, 
wenn die kirchlichen Normen nicht im Einklang mit der verfas-
sungsmäßigen Ordnung, insbesondere den Grundrechten, stehen. 
Kirchensteuerbeschlüsse können zeitlich unbefristet gefasst werden.

Artikel 18

Kirchensteuerverwaltung

(1) Auf Antrag der Kirche ist die Festsetzung und Erhebung der 
Kirchensteuern den Finanzämtern zu übertragen. Soweit die Steuer 
vom Arbeitslohn in Betriebsstätten im Land erhoben wird, sind die 
Arbeitgeber verpflichtet, die Kirchensteuer nach dem genehmigten 
Satz einzubehalten und abzuführen.

(2) Für die Verwaltung der Kirchensteuern erhält das Land einen 
durch Verwaltungsvereinbarung mit der Kirche einvernehmlich fest-
zulegenden Verwaltungskostenbeitrag. 

(3) Die Kirche hat das Recht, zur Mitwirkung bei der Kirchensteu-
erverwaltung – auch gemeinsam mit anderen steuerberechtigten Re-
ligionsgemeinschaften – eigene Kirchensteuerstellen bei den Berli-
ner Finanzämtern zu unterhalten. Das Nähere wird durch Verwal-
tungsvereinbarung geregelt.

(4) Die Finanzbehörden sind verpflichtet, den zuständigen kirchli-
chen Stellen die Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfü-
gung zu stellen, die zur Durchführung der Besteuerung, zur Ent-

scheidung über Erlass- und Stundungsanträge sowie zur Feststellung 
ihrer Anteile erforderlich sind.

(5) Die Vollstreckung der Kirchensteuer obliegt den Finanzäm-
tern. Sie unterbleibt, wenn die Kirche im Einzelfall aus besonderen 
Gründen darauf verzichtet.

Artikel 19

Sammlungswesen

(1) Die kirchlichen Körperschaften, Einrichtungen und Werke 
sind berechtigt, Spenden und andere freiwillige Leistungen für 
kirchliche Zwecke zu erbitten.

(2) Die Kirche und ihr Diakonisches Werk können nach Maßgabe 
des Landesrechts Haus- und Straßensammlungen durchführen. 

Artikel 20

Kosten- und Gebührenbefreiung

(1) Im Land sind die Kirche, ihre Kirchengemeinden und Kir-
chenkreise sowie ihre öffentlich-rechtlichen Anstalten, Stiftungen 
und Verbände von der Zahlung der auf Landesrecht beruhenden Ver-
waltungsgebühren befreit, soweit durch die Amtshandlung unmittel-
bar die Durchführung kirchlicher Zwecke gefördert wird. Näheres 
wird in den einschlägigen Gesetzen, Verordnungen und Vorschriften 
geregelt.

(2) Für die Kirche, ihre Kirchengemeinden und Kirchenkreise so-
wie sonstige Personen des öffentlichen Rechts gilt die Befreiung 
auch für Gebühren, welche die ordentlichen Gerichte in Angelegen-
heiten der streitigen Gerichtsbarkeit in Zivilsachen sowie der frei-
willigen Gerichtsbarkeit und die Justizverwaltungsbehörden erhe-
ben. Für die Gebühren nach der Kostenordnung und in Justizverwal-
tungsangelegenheiten gilt sie auch zugunsten von Körperschaften, 
Vereinigungen und Stiftungen, die gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken im Sinne des Steuerrechts dienen, soweit die 
Angelegenheit keinen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb betrifft. Die Gebührenfreiheit nach Satz 1 und 2 gilt auch für 
Beurkundungen und Beglaubigungsgebühren, die Gebührenfreiheit 
nach Satz 1 gilt ferner für Gebühren der Gerichtsvollzieherinnen und 
Gerichtsvollzieher.

Artikel 21

Feiertagsschutz

Der Schutz der Sonntage und kirchlichen Feiertage wird gewähr-
leistet.

Artikel 22

Seelsorge- und Beichtgeheimnis

Geistliche, ihre Gehilfinnen und Gehilfen und die Personen, die 
zur Vorbereitung auf den Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teil-
nehmen, sind, auch in Verfahren, die dem Landesrecht unterliegen, 
berechtigt, das Zeugnis über dasjenige zu verweigern, was ihnen in 
ihrer Eigenschaft als Seelsorgerinnen oder Seelsorger anvertraut 
worden oder bekannt geworden ist.

Artikel 23

Friedhofswesen

(1) Die kirchlichen und die landeseigenen Friedhöfe genießen den 
gleichen staatlichen Schutz. 

(2) Die Kirche und ihre Untergliederungen haben das Recht, im 
Rahmen der für alle geltenden Gesetze Friedhöfe zu unterhalten, an-
zulegen oder zu erweitern sowie bestehende Friedhöfe zu schließen 
und aufzuheben. 

(3) Die Kirche einschließlich ihrer Untergliederungen regelt die 
Benutzung ihrer Friedhöfe und die Gebühren in eigener Verant-
wortung im Rahmen der für alle geltenden Gesetze.

(4) Die Friedhofsgebühren werden auf Antrag des kirchlichen 
Friedhofsträgers in Amtshilfe durch die zuständige staatliche Behör-
de eingezogen.

(5) Die Kirche hat das Recht, auf landeseigenen Friedhöfen kirch-
liche Bestattungsfeiern durchzuführen.
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Artikel 24

Rundfunk

Das Land wird darauf hinwirken, dass die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Kirche angemessene Sendezeiten für Zwecke 
der Verkündigung und der Seelsorge sowie für sonstige religiöse 
Sendungen auch zu Fragen der öffentlichen Verantwortung der Kir-
che zur Verfügung stellen. Es wird darauf bedacht bleiben, dass in 
den Programmen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten die 
sittlichen und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung zu achten 
sind. In den Aufsichtsgremien wird der Kirche eine angemessene 
Vertretung ermöglicht.

Artikel 25

Meldewesen

Die zuständige staatliche Meldebehörde wird der Kirche die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten aus dem Melderegis-
ter übermitteln. Die Kirche gewährleistet im kirchlichen Bereich den 
Datenschutz. Die Datenübermittlung erfolgt gebührenfrei.

Artikel 26

Kirchliche Gerichtsbarkeit, Rechtshilfe

Im Verfahren vor den Kirchengerichten und im förmlichen Diszi-
plinarverfahren gegen Geistliche sowie Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte sind
1. die Kirchengerichte und Disziplinargerichte berechtigt, Zeugin-

nen und Zeugen sowie Sachverständige zu vereidigen,
2. die Amtsgerichte verpflichtet, Rechtshilfe zu leisten.

Artikel 27

Gleichbehandlungsgrundsatz

Sollte das Land in Verträgen mit anderen Religionsgemeinschaf-
ten über diesen Vertrag hinausgehende Rechte und Leistungen ge-
währen, werden die Vertragsparteien gemeinsam prüfen, ob wegen 

des Gleichbehandlungsgrundsatzes Änderungen dieses Vertrages 
notwendig sind.

Artikel 28

Freundschaftsklausel

Die Vertragsparteien werden eine in Zukunft zwischen ihnen etwa 
entstehende Meinungsverschiedenheit über die Auslegung und An-
wendung einer Bestimmung dieses Vertrages auf freundschaftliche 
Weise beseitigen.

Artikel 29

Inkrafttreten

(1) Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden 
sollen in Berlin ausgetauscht werden. Der Vertrag tritt am Tage nach 
diesem Austausch in Kraft. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird im 
Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes und im Amtsblatt der Kir-
che bekannt gegeben.

(2) Die Beziehungen zwischen dem Land und der Kirche regeln 
sich mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages nach diesem Vertrag, der 
an die Stelle der in der Präambel genannten Regelungen tritt.

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag in zweifacher Urschrift unter-
zeichnet worden; jede Vertragspartei erhält einen Originaltext.

Berlin, am 20. Februar 2006

Klaus  Wowereit Wolfgang  Huber

Für das Land Berlin Für die Evangelische Kirche 
Regierender Bürgermeister Berlin-Brandenburg-schlesische 

Oberlausitz 
Bischof
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Berliner Architekten- und Baukammergesetz
(ABKG)

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

ERSTER  TEIL

Schutz der Berufsbezeichnungen Architektin, Architekt, Innen-
architektin, Innenarchitekt, Landschaftsarchitektin, Land-
schaftsarchitekt, Stadtplanerin und Stadtplaner; Architekten-
kammer Berlin

Erster Abschnitt

Berufsaufgaben und Berufsbezeichnungen

§  1 Berufsaufgaben der Architektinnen und Architekten und der 
Stadtplanerinnen und Stadtplaner

§  2 Berufsbezeichnungen, Architektenliste, Stadtplanerliste
§  3 Listen, Verzeichnisse und Register
§  4 Eintragung als Architektin oder Architekt oder Stadtplane-

rin oder Stadtplaner
§  5 Versagung, Löschung
§  6 Auswärtige Architektinnen, Architekten, Stadtplanerinnen, 

Stadtplaner und Berufsgesellschaften
§  7 Berufsgesellschaft als Kapitalgesellschaft
§  7a Berufsgesellschaft als Partnerschaftsgesellschaft

Zweiter Abschnitt

Architektenkammer

§  8 Errichtung
§  9 Aufgaben der Architektenkammer
§ 10 Organe
§ 11 Vertreterversammlung
§ 12 Aufgaben der Vertreterversammlung
§ 13 Vorstand
§ 14 Schlichtung
§ 15 Versorgungswerk
§ 16 Satzung
§ 17 Finanzwesen
§ 18 Daten, Auskunfts- und Verschwiegenheitspflicht
§ 19 Berufshaftpflichtversicherung
§ 20 Ordnungswidrigkeiten

Dritter Abschnitt

Berufsgerichtsbarkeit

§ 21 Anwendungsbereich, Verjährung
§ 22 Berufsgerichtliche Maßnahmen
§ 23 Berufsgericht, Landesberufsgericht
§ 24 Bestellung der Richterinnen und Richter
§ 25 Einleitung des Verfahrens
§ 26 Anwendung des Berliner Kammergesetzes
§ 27 Berufsordnung

Vierter Abschnitt

Eintragungsausschuss bei der Architektenkammer Berlin

§ 28 Eintragungsausschuss
§ 29 Grundsätze für die Tätigkeit des Eintragungsausschusses

ZWEITER  TEIL

Schutz der Berufsbezeichnung Beratende Ingenieurin und Be-
ratender Ingenieur; Baukammer Berlin

Erster Abschnitt

Berufsaufgaben und Berufsbezeichnungen

§ 30 Berufsaufgaben der im Bauwesen tätigen Ingenieurinnen 
und Ingenieure

§ 31 Freischaffende Wahrnehmung der Berufsaufgaben
§ 32 Berufsbezeichnungen
§ 33 Ingenieurgesellschaften
§ 34 Führung der Listen und Verzeichnisse
§ 35 Eintragung als Beratende Ingenieurin oder Beratender In-

genieur
§ 36 Versagung der Eintragung
§ 37 Löschung der Eintragung
§ 38 Auswärtige im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Inge-

nieure

Zweiter Abschnitt

Baukammer

§ 39 Errichtung
§ 40 Aufgaben der Baukammer
§ 41 Mitglieder
§ 42 Organe
§ 43 Vertreterversammlung
§ 44 Aufgaben der Vertreterversammlung
§ 45 Vorstand
§ 46 Rügerecht des Vorstandes
§ 47 Eintragungsausschuss
§ 48 Grundsätze für die Tätigkeit des Eintragungsausschusses
§ 49 Schlichtung
§ 50 Ordnungswidrigkeiten
§ 51 Versorgungswerk
§ 52 Satzung
§ 53 Berufsordnung
§ 54 Finanzwesen
§ 55 Auskunfts- und Verschwiegenheitspflicht, Daten, Amtshilfe

Dritter Abschnitt

Berufsgerichtsbarkeit

§ 56 Anwendungsbereich, Verjährung
§ 57 Berufsgerichtliche Maßnahmen
§ 58 Berufsgericht, Landesberufsgericht
§ 59 Bestellung der Richterinnen und Richter
§ 60 Einleitung des Verfahrens
§ 61 Anwendung des Berliner Kammergesetzes

DRITTER  TEIL

Gemeinsame Vorschriften

§ 62 Rechtsweg
§ 63 Staatsaufsicht
§ 64 Rechtsverordnungen
§ 65 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsvorschriften



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 26 14. Juli 2006 721
ERSTER  TEIL

Schutz der Berufsbezeichnungen Architektin, Architekt,
Innenarchitektin, Innenarchitekt, Landschaftsarchitektin, 

Landschaftsarchitekt, Stadtplanerin und Stadtplaner; 
Architektenkammer Berlin

Erster Abschnitt

Berufsaufgaben und Berufsbezeichnungen

§ 1

Berufsaufgaben der Architektinnen und Architekten und 
der Stadtplanerinnen und Stadtplaner

(1) Berufsaufgabe der Architektinnen und Architekten ist die ge-
staltende, baukünstlerische, technische, ökologische, soziale und 
wirtschaftliche Planung von Bauwerken, Siedlungen und Städten.

(2) Berufsaufgabe der Innenarchitektinnen und -architekten ist die 
gestaltende, baukünstlerische, technische, ökologische, soziale und 
wirtschaftliche Planung von Innenräumen und von damit ver-
bundenen Änderungen von Gebäuden.

(3) Berufsaufgabe der Landschaftsarchitektinnen und -architekten 
ist die gestaltende, baukünstlerische, technische, ökologische, sozia-
le und wirtschaftliche Planung von Landschaft, Freianlagen und 
Gärten, auch im Rahmen städtebaulicher Planung.

(4) Berufsaufgabe der Stadtplanerinnen und -planer ist die gestal-
tende, technische, wirtschaftliche und soziale Orts- und Regional-
planung, insbesondere die Ausarbeitung städtebaulicher Planung.

(5) Zu den Berufsaufgaben der in den Absätzen 1 bis 4 genannten 
Berufsgruppen gehören auch die Beratung, Betreuung und Vertre-
tung der Auftraggebenden in den mit der Planung und Durchführung 
eines Vorhabens zusammenhängenden Fragen sowie die Koordinie-
rung und Überwachung der Ausführung. Zu den Berufsaufgaben 
kann auch die Erstattung von Fachgutachten gehören.

(6) Zu den Berufsaufgaben der Architektinnen und Architekten 
und der Landschaftsarchitektinnen und -architekten gehören auch 
die Ausarbeitung städtebaulicher Planung und die Mitwirkung an 
der Landesplanung und der Raumordnung.

(7) Zu den Berufsaufgaben der Stadtplanerinnen und -planer ge-
hört auch die Mitwirkung an der Landesplanung und der Raumord-
nung.

(8) Soweit die folgenden Vorschriften Regelungen bezüglich der 
Architektinnen und Architekten treffen, gelten diese auch für die In-
nenarchitektinnen und -architekten sowie für die Landschaftsarchi-
tektinnen und -architekten, es sei denn, es werden durch dieses Ge-
setz andere Regelungen getroffen.

§ 2

Berufsbezeichnungen, Architektenliste, Stadtplanerliste

(1) Die Berufsbezeichnung „Architektin“, „Architekt“, „Innenar-
chitektin“, „Innenarchitekt“, „Landschaftsarchitektin“ oder „Land-
schaftsarchitekt“ darf nur führen, wer unter dieser Bezeichnung in 
die Architektenliste eingetragen ist. Landschaftsarchitektinnen und
-architekten dürfen auch die bisherige Berufsbezeichnung „Garten- 
und Landschaftsarchitektin“ oder „Garten- und Landschaftsarchi-
tekt“ weiter führen, wenn sie unter dieser Bezeichnung in die Archi-
tektenliste eingetragen sind.

(2) Die Berufsbezeichnung „Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“ 
darf nur führen, wer unter dieser Bezeichnung in die Stadtplanerliste 
eingetragen ist.

(3) Die Berufsbezeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen 
in der Firma einer Gesellschaft in der Rechtsform einer Kapitalge-
sellschaft nur geführt werden, wenn die Gesellschaft nach § 7 regis-
triert ist und die weiteren Voraussetzungen des § 7 erfüllt sind oder 
die Gesellschaft in ein vergleichbares Verzeichnis in einem anderen 
Bundesland eingetragen ist oder als auswärtige Gesellschaft berech-
tigt ist. Die Berufsbezeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen 
im Namen einer Partnerschaftsgesellschaft nur geführt werden, 
wenn die Gesellschaft nach § 7a registriert ist und die weiteren Vor-
aussetzungen des § 7a erfüllt sind oder die Gesellschaft in ein ver-

gleichbares Verzeichnis in einem anderen Bundesland eingetragen 
ist oder als auswärtige Gesellschaft berechtigt ist.

(4) Die Berufsbezeichnung „freischaffend“ darf nur führen, wer 
seinen Beruf unabhängig und eigenverantwortlich ausübt und mit 
der Bezeichnung „freischaffend“ eingetragen ist. Unabhängig tätig 
ist, wer weder eigene noch fremde Produktions-, Handels- oder Lie-
ferinteressen verfolgt, die unmittelbar oder mittelbar im Zusammen-
hang mit seiner Berufstätigkeit stehen; eigenverantwortlich tätig ist, 
wer seinen Beruf ausschließlich auf eigene Rechnung und Verant-
wortung selbständig oder in einer Berufsgesellschaft (§§ 7, 7a) aus-
übt.

(5) Mit der Zusatzbezeichnung „baugewerblich“ wird eingetra-
gen, wer seinen Beruf unter Verfolgung eigener oder fremder Pro-
duktions-, Handels- oder Lieferinteressen ausübt und eigenver-
antwortlich tätig ist. Wer als baugewerbliche Architektin oder als 
baugewerblicher Architekt eingetragen ist, hat im Zusammenhang 
mit der Führung der Berufsbezeichnung, insbesondere bei dem Han-
deln im geschäftlichen Verkehr, die Baugewerblichkeit zweifelsfrei 
kenntlich zu machen. Das gilt auch für juristische Personen nach Ab-
satz 3.

(6) Wortverbindungen mit den vorgenannten Berufsbezeichnun-
gen oder Ableitungen darf nur führen, wer die entsprechende Berufs-
bezeichnung zu führen befugt ist. Die Wortverbindung „Beratende 
Architektin“ oder „Beratender Architekt“ ist unzulässig.

(7) Dürfen die Berufsbezeichnungen nach den Absätzen 1 bis 6 
nicht geführt werden, ist es auch nicht zulässig, sie in einer fremd-
sprachlichen Übersetzung zu führen.

(8) Die Berufsbezeichnung darf nicht mehr geführt werden, wenn 
die Entscheidung über die Löschung der Eintragung in der Liste, das 
Verzeichnis oder das Register unanfechtbar ist oder ihre sofortige 
Vollziehung angeordnet und die aufschiebende Wirkung nicht wie-
derhergestellt ist.

(9) Die gewerbliche Vermittlung von Grundstücken oder grund-
stücksgleichen Rechten ist den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen und den Berufsgesellschaften (§§ 7, 7a) nicht gestattet.

(10) Das Recht zum Führen akademischer Grade bleibt unberührt.

§ 3

Listen, Verzeichnisse und Register

(1) Die Architektenliste und die Stadtplanerliste, die in § 6 Abs. 3 
genannten Verzeichnisse und das Register gemäß den §§ 7 und 7a 
werden von der Architektenkammer geführt. Die Architektenkam-
mer führt auch ein Sachverständigenverzeichnis über die von ihr öf-
fentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen.

(2) Die Listen und die Verzeichnisse werden getrennt nach Fach-
richtungen und alphabethisch geführt. Sie enthalten Vornamen, Na-
men, Staatsangehörigkeit, Geschlecht, akademische Grade, An-
schriften, Fachrichtungen und Angaben zur ausgeübten Tätigkeit 
(§ 2 Abs. 4 und 5). Das Datum der Eintragung und der Löschung so-
wie der Ausstellung der Urkunden und Bescheinigungen ist zu ver-
merken. Bei einer Löschung ist der Grund anzugeben.

(3) Über die Eintragung in die Listen, Verzeichnisse und das Re-
gister und die Löschung einer Eintragung in den Fällen des § 5 
Abs. 3 Nr. 3 bis 6 sowie des Absatzes 4 entscheidet der Ein-
tragungsausschuss; er entscheidet auch über die öffentliche Bestel-
lung zur Sachverständigen oder zum Sachverständigen.

(4) Der Eintragungsausschuss entscheidet auch über die Ausstel-
lung der Bescheinigung für die in die Architektenliste eingetragenen 
Staatsangehörigen eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union 
zum Nachweis

1. der vierjährigen Berufserfahrung von Architektinnen und Archi-
tekten mit abgeschlossener dreijähriger Ausbildung auf dem Ge-
biet der Architektur (Hochbau) an einer deutschen Fachhoch-
schule oder deutschen Gesamthochschule nach Artikel 4 Abs. 1 
Satz 2 der Richtlinie 85/384/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 
für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise auf dem Gebiet der 
Architektur und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächli-
chen Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf 
freien Dienstleistungsverkehr (ABl. EG Nr. L 223 S. 15), zuletzt 
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geändert durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001 (ABl. EG Nr. L 206 
S. 1),

2. der Berufsbefähigung von Architektinnen und Architekten mit 
einem Prüfungszeugnis, das vor dem 1. Januar 1973 in einem 
Studiengang für Architektur von einer deutschen Ingenieur- oder 
Werkkunstschule ausgestellt wurde, nach Artikel 11 Buchstabe a 
und Artikel 13 der Richtlinie 85/384/EWG,

3. der Berufsbefähigung von Innenarchitektinnen und -architekten, 
Landschaftsarchitektinnen und -architekten sowie Stadtplane-
rinnen und -planern nach der Richtlinie 89/48/EWG des Rates 
vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung zur An-
erkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijäh-
rige Berufsausbildung abschießen (ABl. EG Nr. L 19 S. 16), 
geändert durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001 (ABl. EG Nr. L 206 
S. 1).

(5) Über die Eintragung in die Listen, Verzeichnisse oder das 
Register sowie die öffentliche Bestellung zur Sachverständigen oder 
zum Sachverständigen wird eine Urkunde ausgestellt, die bei der 
Löschung der Eintragung oder bei einer Änderung zurückzugeben 
ist. Eintragungen auswärtiger Architektinnen und Architekten in die 
Verzeichnisse werden auf fünf Jahre befristet. Eine Verlängerung ist 
möglich. Über die Eintragung in das Verzeichnis ist ihnen eine Be-
scheinigung auszustellen.

§ 4

Eintragung als Architektin oder Architekt oder
Stadtplanerin oder Stadtplaner

(1) In die Architektenliste oder in die Stadtplanerliste ist auf An-
trag einzutragen, wer
1. seinen Wohnsitz, seine Niederlassung oder seinen Dienst- oder 

Beschäftigungsort überwiegend im Land Berlin hat,
2. die Berufsaufgaben nach § 1 wahrnehmen will,
3. eine Berufsausbildung für die in § 1 Abs. 1 genannte Fachrich-

tung an einer deutschen Universität, Hochschule oder Fach-
hochschule oder an einer dieser gleichgestellten Lehranstalt mit 
Erfolg abgeschlossen hat, die eine Mindeststudienzeit von vier 
Jahren oder acht Semestern umfasst und bei Architektinnen und 
Architekten den Anforderungen der Richtlinie 85/384/EWG ge-
nügt oder in den Fachrichtungen des § 1 Abs. 2 bis 4 ein entspre-
chendes Studium mit einer mindestens dreijährigen Studienzeit 
an einer deutschen Universität, Hochschule, Fachhochschule 
oder gleichgestellten Lehranstalt erfolgreich abgeschlossen hat 
nach Artikel 1 der Richtlinie 89/48/EWG,

4. nach der Berufsausbildung eine praktische Tätigkeit in den we-
sentlichen Berufsaufgaben seiner Fachrichtung nach § 1 von 
mindestens zwei Jahren bei Berufsangehörigen seiner Fach-
richtung oder eine gleichwertige Tätigkeit ausgeübt hat; die 
praktische Tätigkeit gilt als erbracht, wenn die Befähigung zum 
höheren bau- oder gartenbautechnischen Verwaltungsdienst be-
steht, und

5. die Teilnahme an den durch die Eintragungsverordnung näher 
bezeichneten Fortbildungsmaßnahmen nachgewiesen hat.

Einzutragen ist auch, wer eine gleichwertige Ausbildung an einer 
ausländischen Universität oder Hochschule oder an einer gleichran-
gigen ausländischen Bildungseinrichtung mit Erfolg abgeschlossen 
und nach der Ausbildung mindestens zwei Jahre eine praktische Tä-
tigkeit in den Berufsaufgaben seiner Fachrichtung nach § 1 bei einer 
Architektin oder einem Architekten oder bei einer Stadtplanerin oder 
einem Stadtplaner oder eine gleichwertige Tätigkeit ausgeübt hat 
und die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 erfüllt. Bei diesen 
Personen werden die Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be-
fähigungsnachweise, die außerhalb der Europäischen Union erwor-
ben wurden, geprüft, sofern diese Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise bereits in einem Mitgliedsstaat an-
erkannt worden sind, sowie die in einem Mitgliedsstaat absolvierten 
Ausbildungsgänge und die dort erworbene Berufserfahrung. Eine 
Entscheidung über das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzun-
gen muss innerhalb von drei Monaten nach Einreichung des Antrags 
zusammen mit den vollständigen Unterlagen ergehen. Bei Staatsan-

gehörigen eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, die die 
Berufsaufgaben einer Architektin oder eines Architekten gemäß § 1 
Abs. 1, 5 und 6 wahrnehmen wollen, wird die gleichwertige Ausbil-
dung im Sinne des Satzes 2 durch Vorlage eines Diploms, Prüfungs-
zeugnisses oder Befähigungsnachweises nach den Artikeln 7, 11 
oder 12 der Richtlinie 85/384/EWG nachgewiesen. Bei Staatsange-
hörigen eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, die die Be-
rufsaufgaben von Innenarchitektinnen oder Innenarchitekten, Land-
schaftsarchitektinnen oder Landschaftsarchitekten, Stadtplanerin-
nen oder Stadtplanern gemäß § 1 Abs. 2 bis 4 wahrnehmen wollen, 
wird die gleichwertige Ausbildung im Sinne des Satzes 2 durch Vor-
lage eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder Befähigungsnachwei-
ses nach Artikel 1 der Richtlinie 89/48/EWG nachgewiesen; von 
diesen kann der Nachweis von Berufserfahrung nur verlangt werden, 
wenn der Abschluss einer reglementierten Ausbildung nicht nachge-
wiesen werden kann.

(2) Personen, die die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 
oder Satz 2 bis 4 nicht erfüllen (sonstige Bewerberinnen und Bewer-
ber), sind auf Antrag in die Architektenliste oder in die Stadtplaner-
liste einzutragen, wenn sie mindestens sieben Jahre eine hauptberuf-
liche praktische Tätigkeit unter der Aufsicht einer Architektin oder 
eines Architekten ihrer Fachrichtung oder einer Stadtplanerin oder 
eines Stadtplaners oder eine gleichwertige Tätigkeit in den Berufs-
aufgaben ihrer Fachrichtung (§ 1 Abs. 1 bis 3 oder 4) ausgeübt ha-
ben, die in ihrer Fachrichtung für den Beruf der Architektin oder des 
Architekten oder der Stadtplanerin oder des Stadtplaners erforderli-
chen Kenntnisse besitzen und ihre Befähigung durch eigene Leistun-
gen nachweisen. Die Voraussetzungen des Satzes 1 sind durch eine 
Prüfung auf Hochschulniveau, durch eigene Arbeiten und durch Be-
scheinigungen der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers oder des 
Dienstherrn nachzuweisen, aus denen sich ergibt, dass die sonstigen 
Bewerberinnen und Bewerber während ihrer Berufstätigkeit nach 
Satz 1 Berufsaufgaben ihrer Fachrichtung mit Erfolg wahrgenom-
men haben. Auf Verlangen haben die sonstigen Bewerberinnen und 
Bewerber Leistungsproben vor dem Eintragungsausschuss abzule-
gen.

(3) Unabhängig von den Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 und 4 und Absatz 1 Satz 2 bis 4 sowie nach Absatz 2 sind Be-
werberinnen und Bewerber auf Antrag in die Architektenliste einzu-
tragen, wenn sie sich durch die Qualität ihrer Leistungen auf dem 
Gebiet der Architektur (Hochbau), der Innenarchitektur, der Land-
schaftsarchitektur oder der Stadtplanung besonders ausgezeichnet 
haben und dies gegenüber dem Eintragungsausschuss durch eigene 
Arbeiten oder als Staatsangehörige eines anderen Mitgliedsstaates 
der Europäischen Union mit einem Prüfungszeugnis ihres Heimat- 
oder Herkunftsmitgliedsstaates nachweisen.

(4) Waren Bewerberinnen und Bewerber in die Architektenliste 
oder in die Stadtplanerliste eines anderen Landes der Bundesrepu-
blik Deutschland eingetragen und ist ihre Eintragung nur gelöscht 
worden, weil sie ihren Wohnsitz, ihre Niederlassung oder ihren 
Dienst- oder Beschäftigungsort in diesem Land aufgegeben und im 
Land Berlin begründet haben, so sind sie in die Liste einzutragen, 
ohne dass es einer erneuten Prüfung der Eintragungsvoraussetzun-
gen bedarf, sofern keine Versagungsgründe nach § 5 Abs. 1 und 2 
vorliegen.

(5) Sind die Bewerberinnen und Bewerber nicht Deutsche im Sin-
ne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, besteht auch bei Vor-
liegen der sonstigen Voraussetzungen ein Anspruch auf Eintragung 
in die Architektenliste oder in die Stadtplanerliste nur dann, wenn für 
das Führen der Berufsbezeichnung die Gegenseitigkeit gewährleistet 
ist. Dies gilt nicht für Staatsangehörige eines Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union.

(6) Mit dem Antrag sind neben den Nachweisen nach den Absät-
zen 1 bis 5 beizubringen:

1. eine Geburtsurkunde sowie ein Nachweis über den geführten 
und früher geführte Namen, 

2. ein Nachweis über den im Land Berlin gelegenen Ort des Wohn-
sitzes, der beruflichen Niederlassung oder des Dienst- oder Be-
schäftigungsortes,

3. eine Erklärung darüber, dass Gründe nicht bekannt sind, die nach 
§ 5 einer Eintragung entgegenstehen können,
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4. eine Erklärung über frühere, bestehende oder anderweitig bean-
tragte Eintragungen in vergleichbare Berufsverzeichnisse ande-
rer berufsständischer Kammern in den Bundesländern, in ande-
ren Mitgliedsstaaten der Europäischen Union oder in nach dem 
Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten ande-
ren Staaten,

5. ein Nachweis über eine bei Aufnahme der Berufstätigkeit ausrei-
chende Berufshaftpflichtversicherung bei selbständiger oder 
baugewerblicher Berufsausübung,

6. ein Führungszeugnis aus dem Bundeszentralregister zur Vorlage 
bei einer Behörde; bestehen Zweifel nach § 5 Abs. 1, kann eine 
unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister verlangt 
werden,

7. als freischaffende berufsangehörige Person eine Erklärung, dass 
der Beruf entsprechend § 2 Abs. 4 ausgeübt wird.

Über den Antrag ist unverzüglich, spätestens vor Ablauf von drei 
Monaten nach Eingang der vorstehenden Nachweise abschließend 
zu entscheiden.

(7) Wer in die Liste eingetragen ist und seine Berufsaufgaben als 
Architektin oder Architekt oder als Stadtplanerin oder Stadtplaner 
freischaffend ausübt, ist vom Eintragungsausschuss von Amts we-
gen unter dieser Bezeichnung einzutragen.

§ 5

Versagung, Löschung

(1) Die Eintragung von Bewerberinnen und Bewerbern in eine 
Liste ist zu versagen,

1. solange ihnen nach § 70 des Strafgesetzbuches und nach § 132a 
der Strafprozessordnung oder nach den Vorschriften der Gewer-
beordnung die Ausübung einer der in § 1 bezeichneten Tätigkei-
ten verboten, vorläufig verboten oder untersagt ist, 

2. wenn sie wegen einer Straftat rechtskräftig zu einer Strafe verur-
teilt sind und sich aus dem der Verurteilung zugrunde liegenden 
Sachverhalt ergibt, dass sie zur Erfüllung der Berufsaufgaben 
nach § 1 ungeeignet sind,

3. solange für sie wegen einer psychischen Krankheit oder einer 
geistigen oder seelischen Behinderung zur Besorgung ihrer An-
gelegenheiten eine Betreuerin oder ein Betreuer bestellt ist,

4. wenn eine Berufshaftpflichtversicherung, die die Voraussetzun-
gen des § 19 erfüllt, nicht nachgewiesen wird.

(2) Die Eintragung kann Bewerberinnen und Bewerbern versagt 
werden, wenn sie innerhalb der letzten fünf Jahre vor Stellung des 
Antrags auf Eintragung

1. eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 der Zivilprozess-
ordnung abgegeben haben oder in Vermögensverfall geraten 
sind; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein Konkurs-, 
Gesamtvollstreckungs- oder Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen eröffnet, das Verfahren mangels Masse eingestellt oder 
eine Eintragung in das vom Insolvenzgericht oder vom Vollstre-
ckungsgericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der Insol-
venzordnung, § 915 der Zivilprozessordnung) erfolgt ist,

2. sich eines Verhaltens schuldig gemacht haben, das die Besorgnis 
begründet, sie würden ihren Berufspflichten als Architektin oder 
Architekt oder als Stadtplanerin oder Stadtplaner nicht genügen.

(3) Die Eintragung ist zu löschen, wenn

1. die eingetragene Person verstorben ist,

2. die eingetragene Person auf die Eintragung verzichtet,

3. nach der Eintragung Tatsachen nach Absatz 1 eingetreten oder 
bekannt geworden sind, 

4. die eingetragene Person im Land Berlin weder ihren Wohnsitz 
noch ihre Niederlassung oder ihren Dienst- oder Beschäfti-
gungsort hat,

5. sich nachträglich herausstellt, dass die Eintragungsvorausset-
zungen nicht gegeben waren, oder

6. in einem berufsgerichtlichen Verfahren rechtskräftig auf Lö-
schung der Eintragung in den Listen, den Verzeichnissen oder 
dem Register erkannt worden ist.

(4) Die Eintragung kann gelöscht werden, wenn nach der Eintra-
gung Versagungsgründe nach Absatz 2 bekannt werden und seit ih-
rem Entstehen nicht mehr als fünf Jahre vergangen sind.

(5) Bei den von der Architektenkammer Berlin öffentlich bestell-
ten und vereidigten Sachverständigen bewirkt die Löschung nach 
den Absätzen 3 und 4 auch die Löschung aus der Liste der Sachver-
ständigen.

§ 6

Auswärtige Architektinnen, Architekten, Stadtplanerinnen, 
Stadtplaner und Berufsgesellschaften

(1) Personen, die im Land Berlin weder einen Wohnsitz, eine Nie-
derlassung noch ihren Dienst- oder Beschäftigungsort haben, sind 
bei einer Tätigkeit nach § 1 im Land Berlin ohne Eintragung in die 
Architektenliste oder Stadtplanerliste zum Führen der jeweiligen 
Berufsbezeichnungen oder Wortverbindungen nach § 2 befugt, wenn 
sie dazu nach dem Recht eines Landes der Bundesrepublik Deutsch-
land oder dem Recht eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union 
oder eines gleichgestellten Staates, in dem sie einen Wohnsitz, eine 
Niederlassung oder ihren Dienst- oder Beschäftigungsort haben, be-
rechtigt sind (auswärtige Architektinnen und Architekten, auswärti-
ge Stadtplanerinnen und Stadtplaner). Das gilt auch für vergleichba-
re auswärtige Berufsgesellschaften.

(2) Auswärtige Architektinnen und Architekten, Stadtplanerinnen 
und Stadtplaner oder Berufsgesellschaften, die nicht in einer Archi-
tektenliste oder Stadtplanerliste eines Landes der Bundesrepublik 
Deutschland eingetragen sind, haben dem Eintragungsausschuss Be-
scheinigungen darüber vorzulegen, dass sie

1. Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 bis 7 im Staate ihrer Niederlassung 
rechtmäßig ausüben und 

2. ein Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befähigungs- 
oder Ausbildungsnachweis über eine anerkannte, abgeschlosse-
ne Ausbildung oder gleichwertige Befähigung in Aufgabenbe-
reichen nach § 1 Abs. 1 bis 7 besitzen.

(3) Auswärtige Architektinnen und Architekten sowie auswärtige 
Stadtplanerinnen und Stadtplaner haben sich vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit im Land Berlin in die von der Architektenkammer geführ-
ten Verzeichnisse eintragen zu lassen. Zuständig ist der Eintragungs-
ausschuss. Über die Eintragung in das Verzeichnis ist eine Beschei-
nigung auszustellen, aus der sich die Berechtigung zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach den §§ 2, 7 oder 7a ergibt.

(4) Auswärtige Architektinnen und Architekten, Stadtplanerinnen 
und Stadtplaner oder Berufsgesellschaften haben bei einer Tätigkeit 
im Land Berlin die geltenden Berufspflichten zu beachten. Sie unter-
stehen der Berufsgerichtsbarkeit wie Mitglieder (§§ 21 bis 27).

(5) Ist die Person weder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 
1 des Grundgesetzes noch Angehöriger eines Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union oder eines gleichgestellten Staates, so gilt die 
Befugnis nach Absatz 1 nur, wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet 
ist.

(6) Der Eintragungsausschuss hat auswärtigen Architektinnen und 
Architekten, Stadtplanerinnen und Stadtplanern oder Berufsge-
sellschaften, ungeachtet einer Berechtigung nach Absatz 1, das Füh-
ren der Berufsbezeichnung im Land Berlin zu untersagen, wenn 

1. vergleichbare Voraussetzungen nach § 4 nicht vorliegen oder

2. Tatsachen bekannt geworden sind, die eine Versagung nach § 5 
Abs. 1 oder 2 rechtfertigen würden.

(7) Der Eintragungsausschuss kann auswärtige Architektinnen 
und Architekten, Stadtplanerinnen und Stadtplaner oder Berufs-
gesellschaften aus dem Verzeichnis löschen, wenn die vergleichba-
ren Voraussetzungen des § 5 Abs. 3 oder 4 vorliegen. Entsprechen-
des gilt für die Löschung aus dem Register der Berufsgesellschaften 
(§§ 7, 7a).

§ 7

Berufsgesellschaft als Kapitalgesellschaft

(1) Wer als Architektin oder Architekt allein oder mit anderen Ar-
chitektinnen und Architekten ihren oder seinen Beruf in der Form ei-
ner Kapitalgesellschaft ausübt, hat die Gesellschaft in das Register 
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eintragen zu lassen. Dem Antrag auf Registrierung ist eine Ausfer-
tigung oder öffentlich beglaubigte Abschrift des Gesellschaftsver-
trages, der Satzung und des Beschlusses über die Bestellung der 
geschäftsführenden Personen beizufügen. Jede Änderung des 
Gesellschaftsvertrages, der Satzung, der Gesellschafterinnen oder 
Gesellschafter oder der Vertretungsberechtigten ist dem Eintra-
gungsausschuss unverzüglich anzuzeigen. Der Änderungsanzeige 
ist eine beglaubigte Abschrift der jeweiligen Urkunde beizufügen. 
Wird eine Änderung in das Handelsregister eingetragen, ist eine Ab-
schrift der Eintragung nachzureichen. Der Sitz der Gesellschaft 
muss sich im Land Berlin befinden.

(2) Voraussetzung für die Registrierung ist, dass die Gesellschaf-
terinnen und Gesellschafter, die die Mehrheit des Kapitals und der 
Stimmanteile innehaben müssen, und eine geschäftsführende Person 
in die Liste gemäß § 4 eingetragen sind. Es ist zu gewährleisten, dass 
die Gesellschaft verantwortlich von Berufsangehörigen geführt 
wird. Kapitalanteile dürfen nicht für Rechnung von Dritten gehalten 
werden. Der Gesellschaftsvertrag muss ferner bestimmen, dass zur 
Ausübung von Gesellschafterrechten nur Gesellschafterinnen oder 
Gesellschafter bevollmächtigt werden können. Bei Aktiengesell-
schaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien müssen die Ak-
tien auf Namen lauten.

(3) Über die Registrierung der Gesellschaft stellt die Kammer eine 
Urkunde aus.

(4) Die Gesellschaft hat in die Firma die Worte „Gesellschaft von 
Architekten“ aufzunehmen, wenn alle Gesellschafterinnen und Ge-
sellschafter und eine geschäftsführende Person in die Liste eingetra-
gen sind.

(5) Die Eintragung in dem Register ist zu löschen bei

1. Auflösung der Gesellschaft,

2. Verzicht auf Registrierung; der Verzicht ist schriftlich gegenüber 
dem Eintragungsausschuss zu erklären.

(6) Der Eintragungsausschuss nimmt die Registrierung zurück, 
wenn sich nachträglich ergibt, dass sie hätte versagt werden müssen. 
Der Eintragungsausschuss widerruft die Registrierung, wenn die Vo-
raussetzungen für die Registrierung der Gesellschaft nachträglich 
fortfallen, es sei denn, dass die Gesellschaft innerhalb einer ange-
messenen, von dem Eintragungsausschuss zu bestimmenden Frist 
den dem Gesetz entsprechenden Zustand herbeiführt. Bei Fortfall 
der Registrierungsvoraussetzungen wegen eines Erbfalls darf die 
Frist ein Jahr nicht überschreiten.

(7) Gesellschafterinnen und Gesellschafter haben die für ihre Tä-
tigkeitsart geltenden Berufspflichten zu beachten. Dies gilt auch für 
die geschäftsführenden Personen.

(8) Unbeschadet der vorstehenden Regelungen finden das Gesetz 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4123-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 22. März 2005 (BGBl. I S. 837), und das Aktiengesetz 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4121-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 22. September 2005 (BGBl. I S. 2802), 
Anwendung. Der Eintragungsausschuss ist verpflichtet, dem zustän-
digen Handelsregistergericht Auskunft zu geben und seine Entschei-
dungen mitzuteilen.

(9) Die Gesellschaft ist verpflichtet, eine Berufshaftpflichtversi-
cherung abzuschließen, die die Voraussetzungen des § 19 erfüllt.

(10) Für Innenarchitektinnen und -architekten, Landschaftsarchi-
tektinnen und -architekten sowie Stadtplanerinnen und -planer gel-
ten die vorstehenden Bestimmungen mit der Maßgabe, dass die in 
die Firma aufzunehmende Berufsbezeichnung ihre Fachrichtung 
entsprechend ausweist.

§ 7a

Berufsgesellschaft als Partnerschaftsgesellschaft

(1) Eine Partnerschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 des Partnerschafts-
gesellschaftsgesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I 
S. 3422) geändert worden ist, mit Sitz im Land Berlin, bei der min-
destens eine Architektin oder ein Architekt oder eine Stadtplanerin 

oder ein Stadtplaner Partnerin oder Partner ist, muss vor Aufnahme 
ihrer Tätigkeit in das Register der Berufsgesellschaften bei der Ar-
chitektenkammer Berlin eingetragen sein. Die Pflicht zur Anmel-
dung in das Register hat die jeweilige Partnerin oder der jeweilige 
Partner, die oder der zur Führung der Berufsbezeichnung nach § 2 
berechtigt ist. Zuständig für die Registrierung ist der Eintragungs-
ausschuss bei der Architektenkammer Berlin (§ 28). Dem Eintra-
gungsausschuss ist eine beglaubigte Abschrift des Partnerschaftsge-
sellschaftsvertrags unter Angabe der Berufe aller Partnerinnen und 
Partner vorzulegen.

(2) Die Partnerschaft ist verpflichtet, eine Berufshaftpflichtversi-
cherung abzuschließen, die die Voraussetzungen des § 19 erfüllt.

(3) Die Haftung der Partnerschaftsgesellschaft für Ansprüche aus 
Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung, die ein Mitglied als 
Partnerin oder Partner verursacht hat, ist auf das Zweifache der Min-
destdeckungssumme der Berufshaftpflichtversicherung nach § 19 
beschränkt, wenn eine Versicherung in dieser Deckungshöhe abge-
schlossen ist.

(4) Die Eintragung der Partnerschaft in dem Register der Berufs-
gesellschaften bei der Architektenkammer Berlin ist zu löschen, 
wenn die Eintragung einer Partnerin oder eines Partners in der Ar-
chitektenliste gelöscht und keine weitere Person in der Partnerschaft 
zur Führung der Berufsbezeichnung (§ 2) berechtigt ist oder wenn 
die Partnerschaft gemäß § 9 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes 
aufgelöst wurde oder die Löschungsvoraussetzungen des § 5 Abs. 3 
oder 4 in entsprechender Anwendung vorliegen.

Zweiter Abschnitt

Architektenkammer

§ 8

Errichtung

(1) Die in die Listen eingetragenen Architektinnen und Architek-
ten und Stadtplanerinnen und Stadtplaner bilden die „Architekten-
kammer Berlin“.

(2) Die Architektenkammer ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Sie führt ein Dienstsiegel mit dem kleinen Landeswappen.

(3) Sitz der Architektenkammer ist Berlin.

§ 9

Aufgaben der Architektenkammer

(1) Aufgabe der Architektenkammer ist es,

1. die Baukultur, die Baukunst, das Bauwesen, den Städtebau und 
die Landschaftspflege zu fördern, 

2. die Berufspflichten der Mitglieder in einer Berufsordnung fest-
zulegen und die Erfüllung dieser Pflichten zu überwachen,

3. die beruflichen Belange der Gesamtheit der Mitglieder zu wah-
ren,

4. die berufliche Aus- und Fortbildung zu fördern,

5. Parlamente, Behörden und Gerichte in allen die Berufsaufgaben 
betreffenden Fragen zu unterstützen, Gutachten zu erstatten, 
Sachverständige namhaft zu machen und Sachverständige für 
Fertigstellungsbescheinigungen zu bestimmen sowie zu Entwür-
fen von Gesetzen und Verordnungen Stellung zu nehmen,

6. zu grundsätzlichen Fragen der Honorare, Gebühren und Ver-
tragsregelungen für Architekten Stellung zu nehmen,

7. auf die Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der Berufsaus-
übung zwischen Mitgliedern oder zwischen diesen und Dritten 
ergeben, hinzuwirken,

8. beim Wettbewerbswesen und bei der Regelung und Durchfüh-
rung von Wettbewerben sowie öffentlichen Vergabeverfahren 
mitzuwirken und die Übereinstimmung der jeweiligen Verfah-
rensbedingungen mit den geltenden bundes-, landes- und berufs-
rechtlichen Vorschriften zu überwachen, 

9. die Bestellung und Vereidigung von Sachverständigen für die 
Tätigkeitsbereiche der Architektinnen und Architekten sowie 
der Stadtplanerinnen und Stadtplaner durchzuführen, 



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 26 14. Juli 2006 725
10. die Zusammenarbeit mit den Architektenkammern sowie mit 
den Berufsverbänden national wie international zu pflegen und 
zu fördern.

(2) Aufgabe der Architektenkammer ist es auch, die Architekten-
liste, die Stadtplanerliste, das Verzeichnis der auswärtigen Archi-
tektinnen und Architekten, das Register der Berufsgesellschaften 
und ein Verzeichnis der von ihr öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen zu führen sowie die für die Berufsausübungen not-
wendigen Bescheinigungen zu erteilen.

(3) Die Architektenkammer kann Fürsorge- und Versorgungsein-
richtungen einschließlich der Errichtung eines Versorgungswerkes 
für ihre Mitglieder und für Anwärterinnen und Anwärter schaffen. 
Das Gleiche gilt für die Ehegattinnen und Ehegatten, Lebens-
partnerinnen und Lebenspartner oder rechtlich Gleichgestellte und 
für die Kinder der Mitglieder.

(4) Der Aufsicht der Kammer unterliegt nicht die amtliche Tätig-
keit ihrer Mitglieder, soweit sie Angehörige des öffentlichen Diens-
tes sind.

§ 10

Organe

(1) Organe der Architektenkammer sind

1. die Vertreterversammlung,

2. der Vorstand.

(2) Den Organen der Kammer darf nur angehören, wer Mitglied 
der Kammer ist. Dem Vorstand können nur Mitglieder der Vertreter-
versammlung angehören. Die in die Organe der Kammer berufenen 
Mitglieder sind zur Annahme und Ausübung ihres Amtes verpflich-
tet, soweit nicht ein wichtiger Grund entgegensteht. Die Pflicht zur 
Ausübung des Amtes dauert über die Amtsdauer hinaus bis zum 
Amtsantritt des neuen Mitgliedes fort. Mitglieder, die in den Eintra-
gungsausschuss berufen werden, verlieren damit ihr Amt in der Ver-
treterversammlung und dem Vorstand.

(3) Scheidet ein in ein Kammerorgan berufenes Mitglied während 
seiner Amtszeit aus der Kammer aus, so erlischt gleichzeitig sein 
Amt.

(4) Die Kammer bildet aus dem Kreis ihrer Mitglieder Ausschüs-
se. Die Ausschüsse dienen der Erfüllung der Aufgaben der Kammer.

(5) Die Tätigkeit von Mitgliedern der Kammer in Organen und 
Ausschüssen ist ehrenamtlich. Die Mitglieder haben Anspruch auf 
Entschädigung für Zeitversäumnis und Auslagen. Der oder die Vor-
sitzende des Eintragungsausschusses sowie des Schlichtungsaus-
schusses und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter haben An-
spruch auf eine angemessene Entschädigung.

§ 11

Vertreterversammlung

(1) Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden für die Dau-
er von vier Jahren in geheimer Wahl nach Maßgabe der Satzung und 
der Wahlordnung von den Mitgliedern der Kammer gewählt.

(2) Die Mitglieder wählen 41 Vertreterinnen und Vertreter. Davon 
müssen mindestens 21 Personen als Freischaffende eingetragene 
Mitglieder sein. Jede Fachrichtung soll durch mindestens zwei Mit-
glieder vertreten sein. Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben. Das 
Nähere regelt die Wahlordnung.

§ 12

Aufgaben der Vertreterversammlung

(1) Die Vertreterversammlung ist zuständig für

1. den Erlass der Satzung,

2. den Erlass der Berufsordnung,

3. den Erlass der Wahlordnung,

4. den Erlass der Beitragsordnung,

5. den Erlass der Sachverständigenordnung,

6. den Erlass der Geschäftsordnung der Vertreterversammlung,

7. die Feststellung des Haushaltsplans,

 8. die Zustimmung zur Geschäftsordnung des Vorstandes,

 9. die Wahl, die Abberufung und die Entlastung des Vorstandes,

10. die Bestimmung der Vorschlagsliste für die ehrenamtlichen Mit-
glieder des Berufs- und des Landesberufsgerichts und des 
Schlichtungsausschusses sowie des Eintragungsausschusses,

11. die Bildung von Arbeitsausschüssen,

12. die Festsetzung der Entschädigung für Mitglieder der Organe 
und der Ausschüsse sowie für Sachverständige,

13. die Bildung von Fürsorge- und Versorgungseinrichtungen ein-
schließlich eines Versorgungswerkes.

(2) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Ist eine Angelegenheit we-
gen Beschlussunfähigkeit der Vertreterversammlung zurückgestellt 
worden und tritt die Vertreterversammlung zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand zum zweiten Male zusammen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; in der La-
dung zu dieser Sitzung ist auf diese Bestimmung ausdrücklich hin-
zuweisen.

(3) Bei Beschlüssen entscheidet unbeschadet des Absatzes 4 die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit außer Be-
tracht. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stim-
menübertragungen sind ausgeschlossen.

(4) Beschlüsse zur Änderung der Satzung, der Berufsordnung, der 
Wahlordnung und zur vorzeitigen Abberufung von Mitgliedern des 
Vorstandes bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der in die Ver-
treterversammlung gewählten Mitglieder. Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass Beschlüsse in dieser Sitzung einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder bedürfen.

(5) Beschlüsse der Vertreterversammlung zu Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
bedürfen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.

§ 13

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten, zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten und mindestens 
vier weiteren Mitgliedern. Seine Amtsdauer beträgt vier Jahre. Die 
Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes dauert bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder fort. Die Präsidentin oder der Präsident und ei-
ne Vizepräsidentin oder ein Vizepräsident sind aus den Reihen der 
Mitglieder zu wählen, die als freischaffend eingetragen sind. Die an-
dere Vizepräsidentin oder der andere Vizepräsident wird aus den 
Reihen der beamteten oder angestellten Mitglieder gewählt. Die 
Fachrichtungen und die Beschäftigungsarten sollen vertreten sein.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Kammer. Er gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Kammer ge-
richtlich und außergerichtlich, mit Ausnahme der Regelungen des 
§ 15 Abs. 5 und des § 29 Abs. 6. Bei seiner oder ihrer Verhinderung 
übernimmt dies eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsident.

§ 14

Schlichtung

(1) Zur gütlichen Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der 
Berufsausübung zwischen Mitgliedern der Kammer oder zwischen 
diesen und Dritten ergeben, ist bei der Kammer ein ständiger 
Schlichtungsausschuss zu bilden. Die Mitglieder des Schlichtungs-
ausschusses werden vom Vorstand für die Dauer von vier Jahren be-
stellt; Wiederbestellung ist zulässig. Der Schlichtungsausschuss 
wird in der Besetzung von drei Ausschussmitgliedern tätig, von de-
nen mindestens zwei Mitglieder der Kammer angehören müssen.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern der Kammer hat der 
Schlichtungsausschuss auf Anrufung durch einen der Beteiligten ei-
nen Schlichtungsversuch zu unternehmen. Sind Dritte beteiligt, so 
kann der Schlichtungsausschuss nur mit dessen Einverständnis tätig 
werden.

(3) Das Nähere regelt die Schlichtungsordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 7, 
§ 12 Abs. 1 Nr. 11).
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§ 15

Versorgungswerk

(1) Die Architektenkammer kann durch Satzung für ihre Mitglie-
der, Ehegattinnen und Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner oder rechtlich Gleichgestellte und die Kinder der Mit-
glieder ein Versorgungswerk errichten. Dem Versorgungswerk kön-
nen auch Personen angehören, die die Voraussetzungen zur Eintra-
gung nach § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der zweijährigen praktischen 
Tätigkeit erfüllen (Anwärterinnen und Anwärter).

(2) Die Kammer kann sich dem Versorgungswerk der Architek-
tenkammer eines anderen Bundeslandes anschließen oder die Mit-
glieder eines anderen Bundeslandes aufnehmen.

(3) Mitglieder, die Beamtinnen oder Beamte sind, sind auf Antrag 
von der Pflichtteilnahme am Versorgungswerk zu befreien.

(4) Die Satzung muss bestimmen, dass Vermögen und Verwaltung 
des Versorgungswerkes unabhängig und getrennt von Vermögen, 
Verwaltung, Haushalt und Organen der Kammer sind. Die §§ 54 und 
54d des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), das zuletzt 
durch Artikel 187 des Gesetzes vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 866) 
geändert worden ist, gelten entsprechend.

(5) Das Versorgungswerk wird gerichtlich und außergerichtlich 
von der oder dem  Vorsitzenden seines Aufsichtsorgans vertreten.

(6) Die Satzung muss ferner Bestimmungen enthalten über

1. die versicherungspflichtigen Mitglieder,

2. die Art und Höhe der Versicherungsleistungen,

3. die Ermittlung der Beiträge,

4. Beginn und Ende der Teilnahme,

5. die Befreiung von der Teilnahme,

6. die Amtsdauer und Aufgaben der Organe des Versorgungswer-
kes,

7. die Änderung der Satzung nach Errichtung,

8. die Berücksichtigung von Zeiten des Mutterschutzes und der 
Kindererziehung.

(7) Die Satzung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
(§ 63). Schuldaufnahmen und Verfügungen über Grundstücke sind nur 
mit Zustimmung der zuständigen Versicherungsaufsicht zulässig.

§ 16

Satzung

(1) Die Architektenkammer gibt sich eine Satzung.

(2) Die Satzung muss Bestimmungen enthalten über

1. die Rechte und Pflichten der Mitglieder,

2. die Einberufung der Vertreterversammlung,

3. die Grundsätze der Geschäftsordnung der Vertreterversamm-
lung,

4. die Wahl, Zusammensetzung und Amtsdauer des Vorstandes,

5. die Geschäftsführung und die Verwaltungseinrichtungen der 
Kammer,

6. die Bildung und das Verfahren des Schlichtungsausschusses und 
sonstiger Ausschüsse,

7. die Abberufung von Mitgliedern der Organe und Ausschüsse,

8. die Art und Form der Bekanntmachung der Beschlüsse der Ver-
treterversammlung,

9. die Behandlung und Weiterleitung von Minderheitenvoten.

(3) Die Satzung ist so auszugestalten, dass die Wahrung der Belan-
ge von Angehörigen der Fachrichtungen und Beschäftigungsarten 
gesichert ist.

§ 17

Finanzwesen

(1) Die Kosten der Tätigkeit der Kammer werden, soweit sie nicht 
anderweitig gedeckt sind, durch Beiträge der Mitglieder gemäß der 
Beitragsordnung und der Gebührenordnung gedeckt. Die Beiträge 

sollen für beamtete oder angestellte Mitglieder geringer als bei den 
anderen Mitgliedern bemessen werden; im Übrigen können sie für 
einzelne Mitgliedergruppen (Beschäftigungsarten) unterschiedlich 
bemessen werden. Die Beiträge können auch nach der Höhe des Ein-
kommens aus der Berufstätigkeit des Mitgliedes als Architekt oder 
Stadtplaner gestaffelt werden.

(2) Für die Inanspruchnahme von Kammereinrichtungen und für 
das Verfahren vor dem Eintragungsausschuss können Gebühren er-
hoben werden. Das Nähere bestimmt die Gebührenordnung.

(3) Die Kammer ist befugt, für die Vollstreckung von Beitrags-, 
Gebühren- und Kostenforderungen Vollstreckungsanordnungen zu 
erteilen und zu diesem Zweck die Vollstreckungsklausel auf eine 
Ausfertigung des Leistungsbescheides oder Ausstandsverzeichnis-
ses zu setzen. Im Übrigen findet das Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
201-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 3039), Anwendung.

(4) Der Vorstand stellt den Haushaltsplan auf und legt ihn der Ver-
treterversammlung zur Beschlussfassung vor. Der Haushaltsplan 
und sein Vollzug müssen den Grundsätzen eines sparsamen und wirt-
schaftlichen Finanzgebarens entsprechen.

§ 18

Daten, Auskunfts- und Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Architektenkammer und der Eintragungsausschuss dürfen 
folgende Daten in die Listen, Verzeichnisse und die Register nach 
den §§ 7 und 7a aufnehmen und weiterverarbeiten:

 1. Namen,

 2. akademische Grade und Titel,

 3. Anschriften,

 4. Geburtsdatum und -ort,

 5. Geschlecht,

 6. Staatsangehörigkeit,

 7. Ausbildung,

 8. Fachrichtungen,

 9. berufliche Tätigkeit und Betriebsstätte,

10. Telekommunikationsanschlüsse,

11. Mitgliedschaft,

12. Beitrags- und Gebührenpflicht,

13. Bank- und andere Inkassoverbindungen,

14. Tätigkeit in der Selbstverwaltung,

15. Erfüllung der Berufspflichten, berufsgerichtliche Maßnahmen,

16. Firma,

17. Gesellschaft,

18. Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer sowie Liquidatorin-
nen und Liquidatoren.

(2) Die Kammer darf aus den Listen und den Verzeichnissen Aus-
künfte über Namen, akademische Grade und Titel, Anschriften, 
Fachrichtungen, Beschäftigungsarten, Betriebsstätten und das Da-
tum der Eintragung sowie das Datum der Löschung erteilen. Aus 
dem Register darf die Kammer auch Auskünfte über die Gesellschaf-
terinnen und Gesellschafter, die geschäftsführenden Personen und 
den Gesellschaftszweck erteilen. Im Übrigen darf sie die von ihr ge-
führten Daten insoweit veröffentlichen und übermitteln, als diese 
Daten auch aus anderen Quellen allgemein zugänglich sind.

(3) Die Kammer darf außerdem von den Mitgliedern ihrer Versor-
gungseinrichtungen nach § 15 für deren Zwecke folgende Daten ver-
arbeiten:

1. Namen und Geburtsdatum der Ehegattin oder des Ehegatten, der 
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners oder der rechtlich 
Gleichgestellten und der Kinder des Mitgliedes,

2. Beziehungen zu anderen Rentenversicherungsträgern.
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(4) Die Kammer darf im Rahmen ihrer Aufgaben von den Be-
schwerdeführenden und anderen Antragstellenden folgende Daten 
verarbeiten:

1. Namen,

2. Anschriften,

3. Telekommunikationsanschlüsse.

(5) Das Versorgungswerk darf von Personen, die Leistungen aus 
Fürsorge- oder Versorgungseinrichtungen nach § 15 beziehen, fol-
gende Daten verarbeiten:

1. Namen,

2. Anschriften,

3. Geburtsdatum,

4. Bankverbindung,

5. Leistungen,

6. Renten- und Krankenversicherung,

7. Pfändungen,

8. Ausbildungsverhältnisse der Kinder,

9. bei Leistungen aus Fürsorgeeinrichtungen: Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse.

(6) Die Kammer darf von Personen, zu denen sie zur rechtmäßigen 
Aufgabenerfüllung Kontakte herstellt, folgende Daten verarbeiten:

1. Namen,

2. Anschriften,

3. Funktion,

4. Telekommunikationsanschlüsse.

(7) Die Kammer ist verpflichtet, in den den Aufgabenkreis der Ar-
chitektinnen und Architekten und Stadtplanerinnen und Stadtplaner 
betreffenden Angelegenheiten Auskünfte zu den Listen, zu den Ver-
zeichnissen und dem Register, insbesondere zu Eintragungsanträgen 
und Anzeigen, über Versagungen und Löschungen sowie über be-
standskräftige Maßnahmen in einem berufsgerichtlichen Verfahren 
an Behörden zu erteilen und von diesen einzuholen, soweit dies zur 
Erfüllung der von der Kammer, dem Eintragungsausschuss oder für 
die von der auskunftsersuchenden Behörde wahrzunehmenden Auf-
gaben erforderlich ist.

(8) Mitglieder, Bewerberinnen und Bewerber und auswärtige Ar-
chitektinnen und Architekten, Stadtplanerinnen und Stadtplaner und 
Berufsgesellschaften sind verpflichtet, dem Vorstand Auskunft über 
ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse sowie zu ihrem 
Versicherungsschutz zu erteilen, soweit die Angaben zur Durchfüh-
rung der Aufgaben der Kammer nach diesem Gesetz erforderlich 
sind. § 55 der Strafprozessordnung über das Auskunftsverweige-
rungsrecht von Zeuginnen und Zeugen gilt entsprechend.

(9) Die Mitglieder der Organe und Ausschüsse und die von diesen 
beigezogenen Sachverständigen und Hilfskräfte sind zur Verschwie-
genheit über alle Angelegenheiten verpflichtet, deren Geheimhal-
tung gesetzlich vorgeschrieben, besonders angeordnet oder ihrer Na-
tur nach erforderlich ist. Sie dürfen die Kenntnis von geheimzuhal-
tenden Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit der 
Verpflichteten fort.

(10) Zuwiderhandlungen gelten als Verletzungen der Berufs-
pflichten.

§ 19

Berufshaftpflichtversicherung

(1) Berufsgesellschaften (§§ 7, 7a) sind verpflichtet, eine Berufs-
haftpflichtversicherung zur Deckung der sich aus ihrer Berufstätig-
keit ergebenden Haftpflichtgefahren für Personen- und Vermögens-
schäden abzuschließen und die Versicherung während der Dauer ih-
rer Eintragung in das Register aufrechtzuerhalten.

(2) Die Versicherung muss bei einem in einem Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherungs-
unternehmen zu den in dem Mitgliedsstaat gültigen allgemeinen 
Versicherungsbedingungen aufgenommen werden. Der Versiche-
rungsvertrag hat Versicherungsschutz für jede einzelne Pflichtverlet-

zung zu gewähren, die gesetzliche Haftpflichtansprüche privatrecht-
lichen Inhalts gegen das Mitglied zur Folge haben könnte; dabei 
kann vereinbart werden, dass sämtliche Pflichtverletzungen bei Er-
ledigung eines einheitlichen Auftrages, mögen diese auf dem Ver-
halten des Mitgliedes oder einer von ihm herangezogenen Hilfsper-
son beruhen, als ein Versicherungsfall gelten. Von der Versicherung 
kann die Haftung ausgeschlossen werden für Ersatzansprüche aus ei-
nem Bauvorhaben, auf das deutsches Recht nicht angewandt werden 
kann. Ein Haftungsausschluss darf nur für Fälle vorgesehen sein, in 
denen bewusst gegen bestehende Pflichten verstoßen wurde.

(3) Die Mindestversicherungssumme für die Vermögensversiche-
rung beträgt 250 000 Euro für jeden Versicherungsfall. Die Leistun-
gen des Versicherers für alle innerhalb eines Versicherungsjahres 
verursachten Schäden können auf den zweifachen Betrag der Min-
destversicherungssumme begrenzt werden. Die Vereinbarung eines 
Selbstbehaltes bis zu 1 Prozent der Versicherungssumme, höchstens 
jedoch 2 500 Euro, ist zulässig.

(4) In dem Versicherungsvertrag ist der Versicherer zu verpflich-
ten, der Kammer auf Anfrage den Beginn, die Beendigung, die Kün-
digung, die Deckungswerte für Personen- und Vermögensschäden 
sowie jede Änderung des Versicherungsvertrages, die den vorge-
schriebenen Versicherungsschutz beeinträchtigt, unverzüglich mit-
zuteilen.

(5) Zuständige Stelle im Sinne des § 158c Abs. 2 des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7632-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3102) geändert worden ist, ist die Kammer.

§ 20

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. unbefugt eine der in § 2 Abs. 1 bis 5, 7 oder 8, § 7 Abs. 4 oder 

§ 7a genannten Berufsbezeichnungen oder Gesellschafts-
bezeichnungen,

2. entgegen § 2 Abs. 6 eine Wortverbindung mit einer Berufsbe-
zeichnung oder Gesellschaftsbezeichnung nach § 2 Abs. 1 bis 5, 
§ 7 oder § 7a 

führt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

15 000 Euro geahndet werden.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-

setzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Architektenkammer.

Dritter Abschnitt

Berufsgerichtsbarkeit

§ 21

Anwendungsbereich, Verjährung

(1) Ein Mitglied der Architektenkammer, das sich berufsunwürdig 
verhält, hat sich im berufsgerichtlichen Verfahren zu verantworten. 
Gleiches gilt für die nach diesem Gesetz zur Beachtung der Berufs-
ordnung Verpflichteten.

(2) Berufsunwürdig verhalten sich Architektinnen und Architek-
ten oder Stadtplanerinnen und Stadtplaner, die schuldhaft gegen 
Pflichten verstoßen, die ihnen zur Wahrung des Ansehens ihres Be-
rufes obliegen. Politische, religiöse, wissenschaftliche oder künstle-
rische Ansichten oder Handlungen können nicht Gegenstand eines 
berufsgerichtlichen Verfahrens sein. Architektinnen und Architekten 
oder Stadtplanerinnen und Stadtplaner im öffentlichen Dienst unter-
liegen hinsichtlich ihrer amtlichen Tätigkeit nicht der Berufsge-
richtsbarkeit.

(3) Die Verfolgung einer Verletzung der Berufspflichten, die nicht 
die Löschung der Eintragung in der Architektenliste rechtfertigt, 
verjährt in drei Jahren. Für den Beginn, die Unterbrechung und das 
Ruhen der Verjährung gelten die §§ 78a bis 78c des Strafgesetzbu-
ches entsprechend. Verstößt die Tat auch gegen ein Strafgesetz, so 
verjährt die Verfolgung nicht, bevor die Strafverfolgung verjährt, je-
doch auch nicht später als diese.
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§ 22

Berufsgerichtliche Maßnahmen

(1) Im berufsgerichtlichen Verfahren kann erkannt werden auf

1. Verweis,

2. Geldbuße bis zu 10 000 Euro,

3. Entziehung der Mitgliedschaft in Organen und Ausschüssen der 
Architektenkammer,

4. Entziehung der Wählbarkeit zu Organen der Architektenkammer 
bis zur Dauer von fünf Jahren,

5. Löschung der Eintragung in der Architektenliste, Stadtplanerlis-
te, den Verzeichnissen und dem Register.

(2) Die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 genannten Maßnahmen können ne-
beneinander verhängt werden.

(3) Ist von einem Gericht oder von einer Behörde wegen desselben 
Verhaltens bereits eine Strafe oder eine Geldbuße verhängt worden, 
so ist von einer Maßnahme nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 abzusehen.

§ 23

Berufsgericht, Landesberufsgericht

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird vor dem Berufsgericht 
für Architektinnen und Architekten (Berufsgericht) als erster Instanz 
und vor dem Landesberufsgericht für Architektinnen und Architek-
ten (Landesberufsgericht) als Rechtsmittelinstanz durchgeführt. Das 
Berufsgericht wird bei dem Landgericht Berlin, das Landesberufsge-
richt bei dem Kammergericht errichtet.

(2) Das Landesberufsgericht und das Berufsgericht verhandeln 
und entscheiden in der Besetzung mit einer Berufsrichterin als Vor-
sitzenden oder einem Berufsrichter als Vorsitzendem und zwei Mit-
gliedern der Architektenkammer als ehrenamtlichen Richterinnen 
oder Richtern. Bei Entscheidungen außerhalb der mündlichen Ver-
handlung wirken die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter nicht 
mit.

(3) Ehrenamtliche Richterin oder ehrenamtlicher Richter kann 
nicht sein, wer Bedienstete oder Bediensteter der Architektenkam-
mer ist oder der Aufsichtsbehörde oder dem Eintragungsausschuss 
angehört. Ehrenamtliche Richterin oder ehrenamtlicher Richter kann 
ebenfalls nicht sein, wer als Mitglied des Schlichtungsausschusses 
mit demselben Sachverhalt befasst war. Eine ehrenamtliche Richte-
rin oder ein ehrenamtlicher Richter soll der Fachrichtung, eine ande-
re oder ein anderer der Beschäftigungsart der beschuldigten Person 
angehören.

(4) Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden von der Geschäfts-
stelle des Gerichts wahrgenommen, bei dem das Berufsgericht er-
richtet worden ist.

§ 24

Bestellung der Richterinnen und Richter

(1) Die Senatsverwaltung für Justiz bestellt für die Dauer von fünf 
Jahren die Mitglieder des Berufsgerichts und des Landesberufsge-
richts und ihre Vertreterinnen und Vertreter sowie für jedes Berufs-
gericht eine Untersuchungsführerin oder einen Untersuchungsführer 
und eine Vertreterin oder einen Vertreter. 

(2) Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter werden von der 
Architektenkammer auf einer Liste vorgeschlagen. Der Vorschlag 
muss mindestens um die Hälfte mehr Namen enthalten als ehrenamt-
liche Richterinnen und Richter zu bestellen sind. Bei jedem Gericht 
ist für jede Fachrichtung und für jede Beschäftigungsart eine genü-
gende Anzahl von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern zu be-
stellen. Die Vorsitzenden des Berufsgerichts und des Landesberufs-
gerichts bestimmen vor Beginn jedes Geschäftsjahres, nach welchen 
Grundsätzen und in welcher Reihenfolge die ehrenamtlichen Richte-
rinnen und Richter heranzuziehen sind und einander im Verhinde-
rungsfall vertreten. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Berliner 
Kammergesetzes in der Fassung vom 4. September 1978 (GVBl. 
S. 1937, 1980), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2006 
(GVBl. S. 570), in der jeweils geltenden Fassung darüber, welche 
Personen nicht zu Richterinnen und Richtern ernannt werden dürfen, 
in welchen Fällen das Richteramt erlischt, ruht oder abgelehnt wer-

den kann, in welchen Fällen die Richterinnen und Richter vom Rich-
teramt ausgeschlossen sind und ihre Bestellung zu widerrufen ist, 
ferner die Regelungen über die Bestellung einer Nachfolgerin oder 
eines Nachfolgers vor Ablauf der Amtszeit, über den Rechtsweg bei 
Widerruf der Bestellung als Richterin oder Richter oder bei Er-
löschen des Richteramtes und über die Entschädigung der ehrenamt-
lichen Richterinnen und Richter entsprechend.

(3) Die Senatsverwaltung für Justiz kann die ihr nach diesem Ab-
schnitt zustehenden Befugnisse auf nachgeordnete Behörden über-
tragen.

§ 25

Einleitung des Verfahrens

Den Antrag auf Einleitung eines berufsgerichtlichen Verfahrens 
darf stellen

1. ein Kammermitglied gegen sich selbst,

2. der Vorstand der Architektenkammer,

3. die Aufsichtsbehörde.

§ 26

Anwendung des Berliner Kammergesetzes

(1) Für die Berufsgerichtsbarkeit der Architektinnen und Archi-
tekten gelten im Übrigen die Vorschriften des Berliner Kammerge-
setzes sinngemäß.

(2) Ist zu erwarten, dass in einem eröffneten berufsgerichtlichen 
Verfahren auf Löschung der Eintragung in der Architektenliste, der 
Stadtplanerliste oder einem der Verzeichnisse erkannt wird, so kann 
das Berufsgericht auf Grund mündlicher Verhandlung das Führen 
der Berufsbezeichnung bis zur rechtskräftigen Entscheidung des be-
rufsgerichtlichen Verfahrens vorläufig untersagen.

§ 27

Berufsordnung

(1) Wer nach diesem Gesetz der Berufsordnung unterworfen ist, 
hat seinen Beruf gewissenhaft auszuüben und dem ihm im Zusam-
menhang mit dem Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu entspre-
chen. Das Nähere regelt die Berufsordnung.

(2) Die Berufsordnung soll insbesondere Vorschriften enthalten 
über 

1. die gewissenhafte Ausübung des Berufes,

2. das berufliche Verhalten gegenüber Auftraggebenden, Unter-
nehmerinnen und Unternehmern, Bauhandwerkerinnen und 
Bauhandwerkern sowie Kolleginnen und Kollegen,

3. die berufliche Fortbildung,

4. den zulässigen Umfang der Werbung, insbesondere auch über 
die gleichzeitige Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit im 
Baubereich; vergleichende Werbung ist unzulässig,

5. die Wahrung der Unabhängigkeit und Eigenverantwortlichkeit 
der freischaffenden Architektinnen und Architekten sowie Stadt-
planerinnen und Stadtplaner,

6. die Pflicht zum Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung,

7. Pflichten bei der Teilnahme an Wettbewerben,

8. die erforderlichen Angaben, die die Kammer oder das Versor-
gungswerk zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt.

(3) Ein außerhalb des Berufes liegendes Verhalten ist eine Berufs-
pflichtverletzung, wenn es nach den Umständen des Einzelfalles in 
besonderem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen in einer für 
die Ausübung der Berufstätigkeit oder das Ansehen des Berufsstan-
des bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.
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Vierter Abschnitt

Eintragungsausschuss bei der Architektenkammer Berlin

§ 28

Eintragungsausschuss

(1) Bei der Architektenkammer wird ein Eintragungsausschuss 
gebildet, der nicht unter der Aufsicht der Kammer steht. Aufsichts-
behörde ist die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung 
(§ 63). Der Eintragungsausschuss entscheidet bei Eintragungen und 
Löschungen, ausgenommen die Löschung gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 5.

(2) Der Eintragungsausschuss bedient sich zur Erledigung seiner 
Aufgaben der Einrichtungen und Dienstkräfte der Architektenkam-
mer. Seine Kosten trägt die Architektenkammer.

(3) Der Eintragungsausschuss besteht aus der oder dem Vorsitzen-
den und der erforderlichen Zahl von Beisitzenden. Für die Vorsitzen-
de oder den Vorsitzenden sind Vertreterinnen und Vertreter zu bestel-
len. Der Eintragungsausschuss entscheidet in der Besetzung mit der 
oder dem Vorsitzenden und vier Beisitzenden.

(4) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Vertreterinnen 
und Vertreter müssen über die Befähigung zum Richteramt nach 
dem deutschen Richtergesetz verfügen oder die Voraussetzungen des 
§ 110 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. Die Mitglieder 
des Eintragungsausschusses dürfen nicht Bedienstete der Kammer 
oder der Aufsichtsbehörde sein.

(5) Die oder der Vorsitzende, ihre oder seine Vertreterinnen und 
Vertreter und die weiteren Mitglieder des Eintragungsausschusses 
werden für die Dauer von vier Jahren auf Vorschlag des Vorstandes 
von der Aufsichtsbehörde bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. 
Der Vorschlag muss mindestens um die Hälfte mehr Namen enthal-
ten als Mitglieder zu bestellen sind.

§ 29

Grundsätze für die Tätigkeit des Eintragungsausschusses

(1) Die Mitglieder des Eintragungsausschusses sind unabhängig 
und an Weisungen nicht gebunden. 

(2) Der Eintragungsausschuss entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Sitzungen sind nicht öffentlich.

(3) Bei der Entscheidung über die Eintragung oder Löschung sol-
len mindestens zwei Beisitzende der Fachrichtung der betroffenen 
Person angehören. Bei der Entscheidung über die Eintragung von 
sonstigen Bewerberinnen und Bewerbern im Verfahren nach § 4 
Abs. 2 sollen alle Beisitzenden der Fachrichtung der betroffenen 
Person angehören.

(4) Bewerberinnen und Bewerber sollen bei der Ermittlung der 
Eintragungsvoraussetzungen mitwirken, dem Eintragungsausschuss 
die erforderlichen Auskünfte erteilen, Unterlagen vorlegen und auf 
Verlangen persönlich erscheinen. Der Antrag auf Eintragung ist zu-
rückzuweisen, wenn der Eintragungsausschuss das Vorliegen der 
Eintragungsvoraussetzungen infolge mangelnder Mitwirkung nicht 
hinreichend klären kann. Die Bewerberinnen und Bewerber sind auf 
diese Rechtsfolge hinzuweisen.

(5) Den Beginn der praktischen Tätigkeit nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 sol-
len die Bewerberinnen und Bewerber der Kammer schriftlich anzei-
gen.

(6) Wird eine Entscheidung des Eintragungsausschusses ange-
fochten, so wird er im Verwaltungsstreitverfahren durch die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden des Eintragungsausschusses vertreten.

ZWEITER TEIL

Schutz der Berufsbezeichnung Beratende Ingenieurin und
Beratender Ingenieur; Baukammer Berlin

Erster Abschnitt

Berufsaufgaben, Berufsbezeichnungen

§ 30

Berufsaufgaben der im Bauwesen tätigen 
Ingenieurinnen und Ingenieure

(1) Berufsaufgabe der Ingenieurinnen und Ingenieure ist die Aus-
übung von Ingenieurtätigkeiten in einer oder mehreren Fach-
richtungen durch Übernahme von technischen und technisch-wis-
senschaftlichen Aufgaben, die sich auf Beratung, Planung, Be-
rechnung, Konstruktion, Prüfung und Gutachtertätigkeit beziehen, 
wobei sich die Tätigkeit auf alle oder einzelne Aufgaben beziehen 
kann. Zu den Berufsaufgaben gehören auch Forschungs-, Lehr- und 
Entwicklungsaufgaben.

(2) Ingenieurinnen und Ingenieure, die in einer oder mehreren 
Fachrichtungen des Bauingenieur-, Vermessungs-, Wasserwirt-
schafts- oder Verkehrswesens, der technischen Gebäudeausrüstung, 
der Bauphysik einschließlich Akustik, der Baustoffkunde, der Bo-
denmechanik, des Erd- und Grundbaus sowie der Umwelt- und Si-
cherheitstechnik für bauliche Anlagen und Baugrund tätig sind, sind 
im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure.

(3) Zu den Berufsaufgaben der im Bauwesen tätigen Ingenieurin-
nen und Ingenieure gehören auch die Beratung, Betreuung und Ver-
tretung der Auftraggebenden in den mit der technischen, technisch-
wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Planung und Durchführung 
eines Bauvorhabens zusammenhängenden Fragen sowie die Koordi-
nierung und Überwachung der Ausführung.

§ 31

Freischaffende Wahrnehmung der Berufsaufgaben

(1) Freischaffend tätig ist, wer seinen Beruf unabhängig und ei-
genverantwortlich ausübt.

(2) Unabhängig ist, wer weder eigene noch fremde Produktions-, 
Handels- oder Lieferinteressen verfolgt, die unmittelbar oder mittel-
bar im Zusammenhang mit seiner Berufstätigkeit als Ingenieurin 
oder Ingenieur stehen.

(3) Eigenverantwortlich tätig ist, wer seinen Beruf selbständig auf 
eigene Rechnung und Verantwortung ausübt.

(4) Auf eigene Rechnung handelt auch, wer sich mit anderen frei-
schaffend Tätigen zur gemeinschaftlichen Berufsausübung auf ge-
meinsame Rechnung verbunden hat.

§ 32

Berufsbezeichnungen

(1) Die Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder „Bera-
tender Ingenieur“ darf nur führen, wer unter dieser Bezeichnung in 
die „Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure“ eingetra-
gen ist. Wortverbindungen mit der Bezeichnung „Beratende Ingeni-
eurin“ oder „Beratender Ingenieur“ dürfen nur Beratende Ingenieu-
rinnen und Ingenieure verwenden. Die Bezeichnung „Freischaffen-
de Ingenieurin“ oder „Freischaffender Ingenieur“ ist unzulässig.

(2) Die Berufsbezeichnungen nach Absatz 1 dürfen im Namen ei-
ner Gesellschaft einschließlich einer Partnerschaftsgesellschaft nur 
geführt werden, wenn die Gesellschaft in das Verzeichnis nach § 34, 
in ein vergleichbares Verzeichnis in einem anderen Bundesland oder 
als auswärtige Gesellschaft eingetragen ist.

(3) Die Berufsbezeichnung darf nicht mehr geführt werden, wenn 
die Entscheidung über die Löschung der Eintragung in der Liste un-
anfechtbar ist oder ihre sofortige Vollziehung angeordnet und die 
aufschiebende Wirkung nicht wiederhergestellt ist.

(4) Die Vorschriften des Ingenieurgesetzes vom 29. Januar 1971 
(GVBl. S. 323), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Februar 2006 
(GVBl. S. 205), und das Recht zum Führen akademischer Grade 
bleiben unberührt.
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(5) Darf die Berufsbezeichnung nach den Absätzen 1 bis 3 nicht 
geführt werden, ist es auch nicht zulässig, sie in einer fremden-
sprachlichen Übersetzung zu führen.

§ 33

Ingenieurgesellschaften

(1) Die Gesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften, deren 
satzungsmäßiger Zweck ausschließlich in der Erfüllung von Berufs-
aufgaben nach § 30 besteht, sind im Bauwesen tätige Ingenieurge-
sellschaften.

(2) Die Gesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften sind be-
rechtigt, in die Firma die Bezeichnung „Beratende Ingenieurinnen“ 
oder „Beratende Ingenieure“ aufzunehmen, wenn

1. die Gesellschaften unabhängig tätig sind (§ 31 Abs. 2) und aus-
schließlich Berufsaufgaben gemäß § 30 wahrnehmen,

2. die Gesellschafterinnen und Gesellschafter und die gesetzlichen 
Vertretungsberechtigten der Gesellschaft mehrheitlich die Vor-
aussetzungen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 erfüllen, über die Mehr-
heit des Kapitals und der Stimmanteile verfügen und die Bera-
tenden Ingenieurinnen und Ingenieure die Voraussetzungen der 
§§ 31 und 35 erfüllen und

3. keine Kapitalanteile für Rechnung Dritter gehalten werden.

§ 32 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Die Gesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften sind ver-
pflichtet, eine Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen, die die 
Voraussetzungen des § 19 erfüllt. Die Haftung der Partnerschaftsge-
sellschaft für Ansprüche aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsaus-
übung, die das Mitglied als Partnerin oder Partner verursacht hat, ist 
auf das Zweifache der Mindestdeckungssumme der Berufshaft-
pflichtversicherung beschränkt, wenn eine Versicherung in dieser 
Deckungshöhe abgeschlossen ist.

§ 34

Führung der Listen und der Verzeichnisse

(1) Die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure wird 
von der Baukammer getrennt nach den im Bauwesen tätigen und den 
nicht im Bauwesen tätigen Beratenden Ingenieurinnen und Ingeni-
euren geführt.

(2) Die Baukammer führt ferner Verzeichnisse ihrer Mitglieder, 
gegliedert nach Pflichtmitgliedern unter Angabe der in § 41 Abs. 1 
Nr. 1 bis 7 geregelten Mitgliedschaftsarten und freiwilligen Mitglie-
dern, der Ingenieurgesellschaften sowie die in § 38 bestimmten Ver-
zeichnisse der auswärtigen im Bauwesen tätigen Ingenieurinnen und 
Ingenieure und Ingenieurgesellschaften. Die Baukammer führt auch 
ein Sachverständigenverzeichnis über die von ihr öffentlich bestell-
ten und vereidigten Sachverständigen und die Pflichtmitglieder ge-
mäß § 41 Abs. 1 Nr. 5 und 6.

(3) Die Listen und die Verzeichnisse werden getrennt nach Fach-
richtungen alphabetisch geführt. Sie enthalten Vornamen, Namen, 
Staatsangehörigkeit, Geschlecht, akademische Grade, Anschriften, 
Beschäftigungsarten und Angaben zur ausgeübten Tätigkeit. Das 
Datum der Eintragung und der Löschung sowie der Ausstellung der 
Urkunden und Bescheinigungen ist zu vermerken. Bei einer Lö-
schung ist der Grund anzugeben.

(4) Über die Eintragung in die Listen, das Verzeichnis der Pflicht-
mitglieder und die Löschung der Eintragung in den Fällen des § 37 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 2 entscheidet der Eintragungsausschuss 
der Kammer. In anderen Fällen entscheidet der Vorstand der Kam-
mer.

§ 35

Eintragung als Beratende Ingenieurin oder Beratender Ingenieur

(1) In die Liste der im Bauwesen tätigen Beratenden Ingenieurin-
nen und Ingenieure ist auf Antrag einzutragen, wer

1. seinen Wohnsitz, seine Niederlassung oder seinen Beschäfti-
gungsort überwiegend im Land Berlin hat, 

2. die Berufsaufgaben der im Bauwesen tätigen Ingenieurin oder 
des im Bauwesen tätigen Ingenieurs nach § 30 wahrnehmen will,

3. auf Grund des Ingenieurgesetzes die Berufsbezeichnung „Inge-
nieurin“ oder „Ingenieur“ führen darf oder eine Berufsausbil-
dung für die in § 30 genannten Aufgaben seiner Fachrichtung an 
einer Universität, Hochschule oder Fachhochschule mit Erfolg 
abgeschlossen hat, die eine Mindestregelstudienzeit von vier 
Jahren oder acht Semestern umfasst,

4. eine einschlägige praktische Tätigkeit von zwei Jahren ausgeübt 
oder die Befähigung zum höheren bau- oder vermessungs-
technischen Verwaltungsdienst erworben hat und 

5. seinen Beruf freischaffend oder als gesetzliche Vertreterin oder 
gesetzlicher Vertreter einer Ingenieurgesellschaft ausübt.

(2) Waren Bewerberinnen und Bewerber als Beratende Ingenieu-
rinnen oder Ingenieure in die Ingenieurliste eines anderen Landes im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes eingetragen und ist ihre Eintra-
gung nur gelöscht worden, weil sie den Wohnsitz, die Niederlassung 
oder die überwiegende Beschäftigung in diesem Land aufgegeben 
haben, so sind sie in die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und In-
genieure einzutragen, ohne dass es einer erneuten Prüfung der Ein-
tragungsvoraussetzungen bedarf, sofern keine Versagungsgründe 
nach § 36 vorliegen.

(3) Sind die Bewerberinnen und Bewerber nicht Deutsche im Sin-
ne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, besteht auch bei Vor-
liegen der sonstigen Voraussetzungen ein Anspruch auf Eintragung 
in die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure nur dann, 
wenn für das Führen der Berufsbezeichnung die Gegenseitigkeit ge-
währleistet ist. Dies gilt nicht für Staatsangehörige eines Mitglieds-
staates der Europäischen Union.

(4) Sind die Bewerberinnen und Bewerber nicht Deutsche im Sin-
ne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes und nicht Staatsange-
hörige eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, haben sie die 
Gleichwertigkeit der in Absatz 1 Nr. 3 genannten Berufsausbildung 
durch Vorlage einer Bescheinigung der zuständigen Behörde nach-
zuweisen.

(5) Mit dem Antrag sind neben den Nachweisen nach den Absät-
zen 1 bis 3 beizubringen:

1. eine Geburtsurkunde sowie ein Nachweis über den geführten 
und früher geführten Namen,

2. ein Nachweis über den im Land Berlin gelegenen Ort des Wohn-
sitzes, der beruflichen Niederlassung oder des Dienst- oder Be-
schäftigungsortes,

3. eine Erklärung darüber, dass Gründe nicht bekannt sind, die nach 
§ 36 einer Eintragung entgegenstehen könnten,

4. eine Erklärung über frühere, bestehende oder anderweitig bean-
tragte Eintragungen in vergleichbare Berufsverzeichnisse ande-
rer berufsständischer Kammern in den Bundesländern, in ande-
ren Mitgliedsstaaten der Europäischen Union oder in nach dem 
Recht der Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten anderen 
Staaten,

5. ein Nachweis über eine bei Aufnahme der Berufstätigkeit ausrei-
chende Berufshaftpflichtversicherung bei selbständiger Berufs-
ausübung,

6. ein Führungszeugnis aus dem Bundeszentralregister zur Vorlage 
bei einer Behörde; bestehen Zweifel nach § 36 Abs. 1, kann eine 
unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister verlangt 
werden.

§ 36

Versagung der Eintragung

(1) Die Eintragung von Bewerberinnen und Bewerbern ist zu ver-
sagen,

1. solange ihnen nach § 70 des Strafgesetzbuches, § 132a der Straf-
prozessordnung oder nach den Vorschriften der Gewerbeord-
nung die Ausübung einer der in § 30 bezeichneten Tätigkeiten 
verboten, vorläufig verboten oder untersagt ist,

2. wenn sie wegen einer Straftat rechtskräftig zu einer Strafe verur-
teilt sind und sich aus dem der Verurteilung zugrunde liegenden 
Sachverhalt ergibt, dass sie zur Erfüllung der Berufsaufgaben 
nach § 30 ungeeignet sind,
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3. solange für sie wegen einer psychischen Krankheit oder einer 
geistigen oder seelischen Behinderung zur Besorgung ihrer An-
gelegenheiten oder zur Aufenthaltsbestimmung eine Betreuerin 
oder ein Betreuer bestellt ist,

4. wenn die vorgeschriebene Berufshaftpflichtversicherung nicht 
nachgewiesen wird.

(2) Die Eintragung kann Bewerberinnen und Bewerbern versagt 
werden, wenn sie innerhalb der letzten fünf Jahre vor Stellung des 
Antrags auf Eintragung

1. eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 der Zivilprozess-
ordnung abgegeben haben oder in Vermögensverfall geraten 
sind; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein Konkurs-, 
Gesamtvollstreckungs- oder Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen eröffnet, das Verfahren mangels Masse eingestellt oder 
eine Eintragung in das vom Insolvenzgericht oder Vollstre-
ckungsgericht zu führende Verzeichnis nach § 26 Abs. 2 der In-
solvenzordnung und § 915 der Zivilprozessordnung erfolgt ist, 
oder 

2. sich eines Verhaltens schuldig gemacht haben, das die Besorgnis 
begründet, sie würden ihren Berufspflichten als Beratende Inge-
nieurin oder Beratender Ingenieur nicht genügen.

§ 37

Löschung der Eintragung

(1) Die Eintragung ist zu löschen, wenn

1. die eingetragene Person verstorben ist,

2. die eingetragene Person auf die Eintragung verzichtet,

3. nach der Eintragung die Eintragungsvoraussetzungen nach § 35 
Abs. 1 entfallen oder Versagungsgründe nach § 36 Abs. 1 ein-
getreten sind,

4. sich nachträglich herausstellt, dass die Eintragungsvorausset-
zungen nach § 35 Abs. 1 nicht gegeben waren oder Versagungs-
gründe nach § 36 Abs. 1 vorlagen,

5. in einem berufsgerichtlichen Verfahren rechtskräftig auf Lö-
schung der Eintragung erkannt worden ist.

(2) Die Eintragung kann gelöscht werden, wenn nach der Eintra-
gung Versagungsgründe nach § 36 Abs. 2 bekannt werden und seit 
ihrem Entstehen nicht mehr als fünf Jahre vergangen sind.

§ 38

Auswärtige im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure

(1) Auswärtige im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Inge-
nieure, die nach § 41 Abs. 3 von der Pflichtmitgliedschaft befreit 
sind, auswärtige Ingenieurgesellschaften und auswärtige Bauvorla-
geberechtigte haben sich vor Aufnahme ihrer Tätigkeit im Land Ber-
lin in das jeweilige von der Baukammer geführte Verzeichnis der 
auswärtigen Ingenieurinnen und Ingenieure oder Ingenieurgesell-
schaften eintragen zu lassen. Zuständig ist der Eintragungsaus-
schuss. Die Eintragung in die Verzeichnisse wird auf fünf Jahre be-
fristet. Eine Verlängerung ist möglich. Über die Eintragung in das 
Verzeichnis ist ihnen eine Bescheinigung auszustellen.

(2) Wer in die Verzeichnisse eingetragen ist, hat die für seine Tä-
tigkeit geltenden Berufspflichten zu beachten. Er untersteht der Be-
rufsgerichtsbarkeit der Kammer wie die Mitglieder.

(3) Die Kammer hat auswärtige Ingenieurinnen und Ingenieure 
oder Ingenieurgesellschaften aus den Verzeichnissen zu löschen, 
wenn die Voraussetzungen der §§ 36 und 37 vorliegen.

Zweiter Abschnitt

Baukammer

§ 39

Errichtung

(1) Im Land Berlin wird eine Baukammer errichtet. Sie führt die 
Bezeichnung „Baukammer Berlin“.

(2) Die Kammer ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie 
führt ein Dienstsiegel mit kleinem Landeswappen. Sie hat ihren Sitz 
in Berlin.

§ 40

Aufgaben der Baukammer

(1) Aufgabe der Baukammer ist es,

 1. die Baukultur, Baukunst und das Bauwesen zu fördern,

 2. die Berufspflichten der Mitglieder in einer Berufsordnung fest-
zulegen und die Erfüllung dieser Pflichten zu überwachen,

 3. die beruflichen Belange der Gesamtheit der Mitglieder zu wah-
ren,

 4. die berufliche Aus- und Fortbildung zu fördern,

 5. Parlamente, Behörden und Gerichte in allen die Berufsaufgaben 
betreffenden Fragen zu unterstützen, Gutachten zu erstatten so-
wie zu Entwürfen von Gesetzen und Verordnungen Stellung zu 
nehmen,

 6. Sachverständige namhaft zu machen und Sachverständige für 
die Fertigstellungsbescheinigung zu bestimmen,

 7. zu grundsätzlichen Fragen der Honorare, Gebühren und Ver-
tragsregelungen für Ingenieurleistungen im Bauwesen Stellung 
zu nehmen,

 8. auf die Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der Berufsaus-
übung zwischen Mitgliedern oder zwischen diesen und Dritten 
ergeben, hinzuwirken,

 9. beim Wettbewerbswesen und bei der Regelung und Durchfüh-
rung von Wettbewerben sowie öffentlichen Vergabeverfahren 
mitzuwirken und die Übereinstimmung der jeweiligen Verfah-
rensbedingungen mit den geltenden bundes-, landes- und berufs-
rechtlichen Vorschriften zu überwachen,

10. die Bestellung und Vereidigung von Sachverständigen für die 
Tätigkeitsbereiche der im Bauwesen tätigen Ingenieurinnen und 
Ingenieure durchzuführen sowie die Anerkennung der Sachver-
ständigen nach Bauordnungsrecht vorzunehmen,

11. die Liste der Bauvorlageberechtigten zu führen, 

12. die Zusammenarbeit mit den Architekten- und den Ingenieur-
kammern und den technisch-wissenschaftlichen Vereinen na-
tional sowie international zu pflegen und zu fördern.

(2) Aufgabe der Baukammer ist es auch, die Liste der Beratenden 
Ingenieurinnen und Ingenieure, die in § 34 bestimmten Verzeichnis-
se und ein Verzeichnis der von ihr öffentlich bestellten und vereidig-
ten Sachverständigen gemäß § 41 Abs. 1 Nr. 6 und der übrigen 
Pflichtmitglieder zu führen sowie die für die Berufsausübung not-
wendigen Bescheinigungen zu erteilen.

(3) Die Kammer kann Fürsorge- und Versorgungseinrichtungen 
für die Mitglieder und deren Familien schaffen. Für freiwillige Mit-
glieder darf die Teilnahme nicht zwingend sein.

(4) Der Aufsicht der Kammer unterliegt nicht die amtliche Tätig-
keit der Mitglieder, die im öffentlichen Dienst stehen. Das Gleiche 
gilt für die berufliche Tätigkeit von Mitgliedern, soweit sie als Be-
liehene öffentliche Aufgaben wahrnehmen.

§ 41

Mitglieder

(1) Pflichtmitglieder der Baukammer sind

1. Beratende Ingenieurinnen und Ingenieure, die in die Ingenieur-
liste eingetragen sind,

2. Ingenieurinnen und Ingenieure, die in die Liste der Bauvorlage-
berechtigten in Berlin eingetragen sind,

3. im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure, die Auf-
gaben gemäß § 30 wahrnehmen, ihren Beruf eigenverantwort-
lich ausüben (§ 31 Abs. 3 und 4) und Leistungen für Vorhaben 
im Land Berlin erbringen,

4. im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure, die ihren 
Beruf als gesetzliche Vertretungsberechtigte einer Ingenieurge-
sellschaft oder eines Vereins ausüben, die auch Aufgaben gemäß 
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§ 30 wahrnehmen und Leistungen für Vorhaben im Land Berlin 
erbringen,

5. im Land Berlin öffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen 
und -ingenieure, soweit sie nicht Aufgaben gemäß § 1 des Geset-
zes über das Vermessungswesen in Berlin in der Fassung vom 
9. Januar 1996 (GVBl. S. 56), das zuletzt durch Artikel I des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2004 (GVBl. S. 524) geändert 
worden ist, wahrnehmen, 

6. öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige für den Tä-
tigkeitsbereich der im Bauwesen tätigen Ingenieurinnen und In-
genieure sowie die anerkannten Sachverständigen nach Bauord-
nungsrecht,

7. diejenigen, die eine Berufsausbildung für die in § 30 genannten 
Aufgaben ihrer Fachrichtung an einer Universität, Hochschule 
oder Fachhochschule mit Erfolg abgeschlossen haben, die eine 
Mindestregelstudienzeit von drei Jahren oder sechs Semestern 
umfasst, die Aufgaben gemäß § 30 wahrnehmen, ihren Beruf ei-
genverantwortlich ausüben (§ 31 Abs. 3 und 4) und Leistungen 
für Vorhaben im Land Berlin erbringen; § 35 Abs. 4 ist entspre-
chend anzuwenden.

(2) Sonstige im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure 
und die nicht im Bauwesen tätigen Beratenden Ingenieurinnen und 
Ingenieure können auf Antrag als freiwillige Mitglieder aufgenom-
men werden. Im Übrigen gilt § 36 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 1.

(3) Personen, die Pflichtmitglieder einer anderen Ingenieurkam-
mer im Geltungsbereich des Grundgesetzes sind, sind von der 
Pflichtmitgliedschaft in der Baukammer Berlin befreit.

(4) Mitglieder scheiden aus der Kammer aus, wenn ihre Eintra-
gung in der Liste gelöscht wird oder sie aus der Kammer ausge-
schlossen werden. Freiwillige Mitglieder scheiden ferner aus der 
Kammer aus, wenn sie ihren Austritt erklären.

§ 42

Organe

(1) Die Organe der Kammer sind

1. die Vertreterversammlung,

2. der Vorstand,

3. der Eintragungsausschuss.

(2) Den Organen der Kammer können nur Mitglieder angehören. 
Dies gilt nicht für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Eintra-
gungsausschusses und ihre oder seine Vertretung. Die in die Organe 
der Kammer berufenen Mitglieder sind zur Ausübung ihres Amtes 
verpflichtet, soweit nicht ein wichtiger Grund entgegensteht. Die 
Pflicht zur Ausübung des Amtes dauert über die Amtsdauer hinaus 
bis zum Amtsantritt eines neuen Mitgliedes fort. Mitglieder, die in 
den Eintragungsausschuss berufen werden, verlieren ihr Amt in der 
Vertreterversammlung und im Vorstand.

(3) Scheidet ein in ein Kammerorgan berufenes Mitglied während 
seiner Amtszeit aus der Kammer aus, so erlischt gleichzeitig auch 
sein Amt.

(4) Die Kammer kann aus dem Kreis ihrer Mitglieder Ausschüsse 
bilden, die der Erfüllung der Aufgaben der Kammer dienen. Die Be-
schränkung auf den Kreis der Mitglieder gilt nicht, soweit dieses Ge-
setz oder die Satzung die Befähigung zum Richteramt vorsehen.

(5) Die Tätigkeit von Mitgliedern der Kammer in Organen und 
Ausschüssen ist ehrenamtlich. Diese Mitglieder haben Anspruch auf 
Entschädigung für Auslagen und Zeitversäumnis. Die Mitglieder 
von Organen und Ausschüssen, die nicht Mitglieder der Kammer 
sind, haben Anspruch auf eine angemessene Entschädigung. Die Hö-
he der Entschädigung nach den Sätzen 2 und 3 setzt die Vertreterver-
sammlung auf Vorschlag des Vorstandes fest.

§ 43

Vertreterversammlung

(1) Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden für die Dau-
er von drei Jahren in allgemeiner, direkter und geheimer Wahl nach 
Maßgabe der Satzung und der Wahlordnung von den Mitgliedern der 
Kammer gewählt.

(2) Die Mitglieder wählen 41 Vertreterinnen und Vertreter. Davon 
müssen mindestens 21 Personen Beratende Ingenieurinnen oder In-
genieure sein. Jede Fachrichtung soll durch mindestens zwei Mit-
glieder vertreten sein.

(3) Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben.

(4) Das Nähere regelt die Wahlordnung.

§ 44

Aufgaben der Vertreterversammlung

(1) Die Vertreterversammlung ist zuständig für

 1. den Erlass der Satzung,

 2. den Erlass der Berufsordnung,

 3. den Erlass der Wahlordnung,

 4. den Erlass der Beitragsordnung,

 5. den Erlass der Geschäftsordnung der Vertreterversammlung,

 6. die Feststellung des Haushaltsplans,

 7. die Zustimmung zur Geschäftsordnung des Vorstandes,

 8. die Wahl, die Abberufung und die Entlastung des Vorstandes,

 9. die Aufstellung der Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Mit-
glieder des Berufs- und Landesberufsgerichts sowie des Eintra-
gungsausschusses,

10. die Bildung von weiteren Ausschüssen sowie die Wahl und Ab-
berufung der Ausschussmitglieder,

11. die Festsetzung der Entschädigung für Mitglieder der Organe 
und der weiteren Ausschüsse sowie für Sachverständige,

12. die Bildung von Fürsorge- und Versorgungseinrichtungen ein-
schließlich der Errichtung des Versorgungswerkes.

(2) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Ist eine Angelegenheit we-
gen Beschlussunfähigkeit der Vertreterversammlung zurückgestellt 
worden und tritt die Vertreterversammlung zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand zum zweiten Mal zusammen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; in der La-
dung zu dieser Sitzung ist auf diese Bestimmung ausdrücklich hin-
zuweisen.

(3) Bei Beschlüssen entscheidet unbeschadet des Absatzes 4 die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit außer Be-
tracht. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimmen-
übertragungen sind ausgeschlossen.

(4) Beschlüsse zur Änderung der Satzung, der Berufsordnung, der 
Wahlordnung und zur vorzeitigen Abberufung von Mitgliedern des 
Vorstandes bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der in die Ver-
treterversammlung gewählten Mitglieder. Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass Beschlüsse in dieser Sitzung einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder bedürfen.

(5) Beschlüsse der Vertreterversammlung zu Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 45

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten, zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten und vier bis 
sechs weiteren Mitgliedern. Seine Amtsdauer beträgt drei Jahre. Die 
Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes dauert bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder fort. Die Präsidentin oder der Präsident und ei-
ne Vizepräsidentin oder ein Vizepräsident müssen Beratende Ingeni-
eurinnen oder Ingenieure sein. Eine Vizepräsidentin oder ein Vize-
präsident wird aus den Reihen der sonstigen Mitglieder gewählt. Die 
Mitglieder des Vorstandes müssen mindestens zur Hälfte Beratende 
Ingenieurinnen oder Ingenieure sein. Im Übrigen soll das Verhältnis 
von Pflichtmitgliedern und freiwilligen Mitgliedern der Mitglieder-
zusammensetzung der Kammer am Tag der Vorstandswahl entspre-
chen. Die Fachrichtungen müssen angemessen vertreten sein.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Kammer nach einer von 
ihm beschlossenen Geschäftsordnung. 
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(3) Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsidentinnen 
oder Vizepräsidenten vertreten jeweils allein die Kammer gericht-
lich und außergerichtlich. Die Vizepräsidentinnen oder Vizepräsi-
denten sollen zur Vertretung der Kammer nach außen nur tätig wer-
den, wenn die Präsidentin oder der Präsident verhindert ist; sie sol-
len, soweit nicht dringende Interessen der Kammer entgegenstehen, 
ihr Vorgehen gegenseitig abstimmen.

§ 46

Rügerecht des Vorstandes

(1) Der Vorstand kann das Verhalten eines Mitgliedes der Kam-
mer, das ihm obliegende Berufspflichten verletzt hat, rügen, wenn 
die Schuld gering ist und ein Antrag auf Einleitung eines berufsge-
richtlichen Verfahrens nicht erforderlich erscheint.

(2) Das Rügerecht erlischt, soweit ein berufsgerichtliches Verfah-
ren gegen das Mitglied eingeleitet ist.

(3) Gegen den Bescheid kann das Mitglied binnen zweier Wochen 
nach Zustellung bei dem Vorstand Einspruch erheben. Über den Ein-
spruch entscheidet der Vorstand. Wird der Einspruch zurück-
gewiesen, so kann das Mitglied binnen eines Monats nach der Zu-
stellung beim Berufsgericht die Einleitung eines berufsgerichtlichen 
Verfahrens beantragen.

(4) Der Erteilung einer Rüge steht die Einleitung eines berufsge-
richtlichen Verfahrens wegen desselben Verhaltens nicht entgegen. 
Die Rüge wird mit Rechtskraft der Entscheidung im berufsgerichtli-
chen Verfahren gegenstandslos. Hält das Berufsgericht die Durch-
führung eines berufsgerichtlichen Verfahrens nur wegen Ge-
ringfügigkeit der erhobenen Beschuldigung nicht für erforderlich 
oder stellt es wegen der Geringfügigkeit der Berufspflichtverletzung 
das Verfahren ein, so hat es in seinem Beschluss die Rüge aufrecht-
zuerhalten, wenn die Nachprüfung ergibt, dass sie zu Recht erteilt 
wurde.

§ 47

Eintragungsausschuss

(1) Der Eintragungsausschuss besteht aus der oder dem Vorsit-
zenden und der erforderlichen Zahl von Beisitzenden. Für die oder 
den Vorsitzenden sind Vertreterinnen und Vertreter zu bestellen. Der 
Eintragungsausschuss entscheidet in der Besetzung mit der oder dem 
Vorsitzenden und vier Beisitzenden.

(2) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Vertreterinnen 
und Vertreter müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz haben oder die Voraussetzung des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. Mitglieder des Ein-
tragungsausschusses dürfen nicht Bedienstete der Kammer oder der 
Aufsichtsbehörde sein.

(3) Die oder der Vorsitzende, ihre oder seine Vertreterinnen und 
Vertreter und die weiteren Mitglieder des Eintragungsausschusses 
werden für die Dauer von vier Jahren auf Vorschlag der Vertreterver-
sammlung von der Aufsichtsbehörde bestellt. Wiederbestellung ist 
zulässig. Der Vorschlag muss mindestens um die Hälfte mehr Na-
men enthalten als Mitglieder zu bestellen sind.

(4) Der Eintragungsausschuss bedient sich zur Erfüllung seiner 
Aufgaben der Einrichtungen und Dienstkräfte der Baukammer. Sei-
ne Kosten trägt die Baukammer.

§ 48

Grundsätze für die Tätigkeit des Eintragungsausschusses

(1) Die Mitglieder des Eintragungsausschusses sind unabhängig 
und an Weisungen nicht gebunden.

(2) Der Eintragungsausschuss entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(3) Bei der Entscheidung über die Eintragung oder Löschung sol-
len mindestens zwei Beisitzende der Fachrichtung der betroffenen 
Person angehören.

(4) Bewerberinnen und Bewerber sollen bei der Ermittlung der 
Eintragungsvoraussetzungen mitwirken, dem Eintragungsausschuss 
die erforderlichen Auskünfte geben, Unterlagen vorlegen und auf 
Verlangen persönlich erscheinen. Der Antrag auf Eintragung ist zu-

rückzuweisen, wenn der Eintragungsausschuss das Vorliegen der 
Eintragungsvoraussetzungen infolge mangelnder Mitwirkung nicht 
hinreichend klären kann. Die Bewerberinnen und Bewerber sind auf 
diese Rechtsfolge hinzuweisen.

(5) Den Beginn der praktischen Tätigkeit nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 
sollen die Bewerberinnen und Bewerber der Kammer schriftlich an-
zeigen.

(6) Wird eine Entscheidung des Eintragungsausschusses ange-
fochten, so wird die Kammer im Verwaltungsstreitverfahren durch 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Eintragungsausschusses 
vertreten.

§ 49

Schlichtung

(1) Zur gütlichen Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der 
Berufsausübung zwischen Mitgliedern der Kammer oder zwischen 
diesen und Dritten ergeben, ist bei der Kammer ein ständiger 
Schlichtungsausschuss zu bilden. Die Mitglieder des Schlichtungs-
ausschusses werden vom Vorstand für die Dauer von vier Jahren be-
stellt; Wiederbestellung ist zulässig. Der Schlichtungsausschuss 
wird in der Besetzung von drei Ausschussmitgliedern tätig, von de-
nen mindestens zwei Mitglieder der Kammer angehören müssen.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern der Kammer hat der 
Schlichtungsausschuss auf Anrufung durch Beteiligte oder auf An-
ordnung des Vorstandes einen Schlichtungsversuch zu unternehmen. 
Sind Dritte beteiligt, so kann der Schlichtungsausschuss nur mit de-
ren Einverständnis tätig werden.

(3) Das Nähere regelt die Schlichtungsordnung (§ 40 Abs. 1 Nr. 8, 
§ 44 Abs. 1 Nr. 10).

§ 50

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. unbefugt eine der in § 32 genannten Berufsbezeichnungen führt,

2. entgegen § 32 Abs. 1 Satz 2 eine Wortverbindung mit der Be-
rufsbezeichnung nach § 32 Abs. 1, 2, 4 oder 5 führt,

3. eine der in § 41 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 genannten Tätigkeiten aus-
übt, obwohl er durch bestandskräftige Entscheidung aus der 
Baukammer ausgeschlossen ist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
15 000 Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Baukammer.

§ 51

Versorgungswerk

(1) Die Kammer kann durch Satzung 

1. für ihre Mitglieder und deren Familienangehörige ein Versor-
gungswerk errichten oder sich dem Versorgungswerk der Kam-
mer eines anderen Landes im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes anschließen und

2. ihre Mitglieder verpflichten, Mitglieder des Versorgungswerkes 
zu werden.

Mitglieder, die Beamtinnen oder Beamte sind oder die der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegen, 
sind auf Antrag von der Pflichtteilnahme am Versorgungswerk zu 
befreien. In einer Übergangsbestimmung sind Freistellungen für die 
Fälle vorzusehen, in denen eine anderweitige Versorgung nach nähe-
rer Maßgabe nachgewiesen wird. Verwaltungsverfahren des Versor-
gungswerkes gegenüber den ihm auf Grund des Anschlusses ange-
hörenden Mitgliedern richten sich nach den für das Versorgungs-
werk geltenden Vorschriften.

(2) Die Satzung muss eine selbständige Verwaltung des Versor-
gungswerkes durch eigene Organe vorsehen, sofern ein eigenes Ver-
sorgungswerk errichtet wird. Sie muss ferner Bestimmungen enthal-
ten über

1. die versicherungspflichtigen Mitglieder,



734 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 26 14. Juli 2006
2. die Höhe und Art der Versorgungsleistungen,

3. die Höhe der Beiträge,

4. Beginn und Ende der Teilnahme,

5. die Befreiung von der Teilnahme, insbesondere während einer 
Mitgliedschaft in einem anderen Versorgungswerk,

6. die freiwillige Teilnahme, insbesondere nach Beendigung der 
Mitgliedschaft in der Kammer,

7. die Bildung, Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer und Aufga-
ben der Organe des Versorgungswerkes,

8. die Berücksichtigung von Zeiten des Mutterschutzes und der 
Kindererziehung.

(3) Die Satzung, die Anschlusssatzung und ihre Änderungen be-
dürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde und der für die Ver-
sicherungsaufsicht zuständigen Senatsverwaltung.

(4) Das Vermögen des Versorgungswerkes ist vom übrigen Ver-
mögen der Kammer getrennt zu verwalten. Langfristige Geld-
anlagen, Schuldaufnahmen und Verfügungen über Grundstücke sind 
nur mit Zustimmung der für die Versicherungsaufsicht zuständigen 
Senatsverwaltung zulässig.

§ 52

Satzung

(1) Die Kammer gibt sich eine Satzung.

(2) Die Satzung muss insbesondere Bestimmungen enthalten  
über

 1. die Rechte und Pflichten der Mitglieder,

 2. die Aufnahme und den Ausschluss freiwilliger Mitglieder,

 3. die Einberufung der Vertreterversammlung,

 4. die Grundsätze der Geschäftsordnung der Vertreterversamm-
lung,

 5. die Wahl, die Zusammensetzung und die Amtsdauer des Vor-
standes,

 6. die Geschäftsordnung und die Verwaltungseinrichtungen der 
Kammer,

 7. die Bildung und das Verfahren des Schlichtungsausschusses und 
sonstiger Ausschüsse,

 8. die Wahl und Abberufung von Mitgliedern der Organe und Aus-
schüsse,

 9. die Art und Form der Bekanntmachungen der Kammer und der 
Beschlüsse der Vertreterversammlung und

10. die Behandlung und Weiterleitung von Minderheitenvoten.

(3) Die Satzung ist so auszugestalten, dass die Wahrung der Belan-
ge der Angehörigen aller Fachrichtungen und Beschäftigungsarten 
gesichert ist.

(4) Die Satzung kann die Zusammenfassung von Fachrichtungen 
nach § 30 Abs. 2 zu Fachgruppen vorsehen.

§ 53

Berufsordnung

(1) Die nach diesem Gesetz der Berufsordnung Unterworfenen ha-
ben ihren Beruf gewissenhaft auszuüben und dem ihnen im Zusam-
menhang mit dem Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu entspre-
chen. Das Nähere regelt die Berufsordnung der im Bauwesen tätigen 
Ingenieurinnen und Ingenieure.

(2) Die Berufsordnung soll insbesondere Vorschriften enthalten 
über

1. die gewissenhafte Ausübung des Berufes, 

2. das berufliche Verhalten gegenüber Kolleginnen und Kollegen, 
Auftraggebenden, Unternehmerinnen und Unternehmern sowie 
Bauhandwerkerinnen und Bauhandwerkern,

3. die berufliche Fortbildung,

4. den zulässigen Umfang der Werbung, insbesondere auch bei 
gleichzeitiger Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit im Bau-
bereich; vergleichende Werbung ist unzulässig,

5. die Wahrung der Unabhängigkeit und Eigenverantwortlichkeit 
der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure im Bauwesen,

6. die Voraussetzungen der Teilnahme an Wettbewerben,

7. die Berufshaftpflichtversicherung, 

8. die Pflicht, die erforderlichen Angaben, die die Kammer oder 
das Versorgungswerk zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen, 
zu erteilen.

(3) Ein außerhalb des Berufes liegendes Verhalten ist eine Berufs-
pflichtverletzung, wenn es nach den Umständen des Einzelfalles in 
besonderem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen in einer für 
die Ausübung der Berufstätigkeit oder das Ansehen des Berufsstan-
des bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.

§ 54

Finanzwesen

(1) Die Kammer erhebt zur Deckung ihres sachlichen und perso-
nellen Aufwandes Beiträge von den Mitgliedern, soweit der Finanz-
bedarf nicht anderweitig gedeckt werden kann. Die Beiträge sollen 
für Pflichtmitglieder und freiwillige Mitglieder unterschiedlich be-
messen werden, wobei auch eine Staffelung nach der Höhe des Ein-
kommens aus der Tätigkeit als Ingenieurin oder Ingenieur im Bau-
wesen vorgesehen werden kann.

(2) Für die Inanspruchnahme von Einrichtungen der Kammer, ein-
schließlich des Schlichtungsverfahrens, können Gebühren und Aus-
lagen erhoben werden.

(3) Alles Weitere regeln die Beitragsordnung und die Gebühren-
ordnungen.

§ 55

Auskunfts- und Verschwiegenheitspflicht, Daten, Amtshilfe

(1) Die Kammer und der Eintragungsausschuss dürfen folgende 
Daten in die Liste und die Verzeichnisse aufnehmen und weiter-
verarbeiten:

 1. Namen,

 2. akademische Grade und Titel,

 3. Anschriften, 

 4. Geburtsdatum und -ort,

 5. Geschlecht,

 6. Staatsangehörigkeit,

 7. Ausbildung,

 8. Fachrichtungen,

 9. berufliche Tätigkeit und Betriebsstätte,

10. Telekommunikationsanschlüsse,

11. Mitgliedschaft,

12. Beitrags- und Gebührenpflicht,

13. Bank- und andere Inkassoverbindungen,

14. Tätigkeit in Organen und Ausschüssen der Kammer,

15. Erfüllung der Berufspflichten, berufsgerichtliche Maßnahmen,

16. Firma,

17. Gesellschaftsform,

18. Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer sowie Liquidatorin-
nen und Liquidatoren.

(2) Die Kammer darf aus den Listen und den Verzeichnissen Aus-
künfte über Namen, akademische Grade und Titel, Anschriften, 
Fachrichtungen, Beschäftigungsarten, die Betriebsstätte, die Gesell-
schafterinnen und Gesellschafter, die geschäftsführenden Personen 
und den Gesellschaftszweck erteilen. Im Übrigen darf sie die von ihr 
geführten Daten insoweit veröffentlichen und übermitteln, als diese 
Daten auch aus anderen Quellen allgemein zugänglich sind.

(3) Die Kammer darf außerdem von den Mitgliedern ihres Versor-
gungswerkes für dessen Zwecke folgende Daten verarbeiten:

1. Namen und Geburtsdatum der Ehegattin oder des Ehegatten, der 
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners oder rechtlich Gleich-
gestellter und deren Kinder,
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2. Beziehungen zu anderen Versorgungsträgern.

(4) Die Kammer darf im Rahmen ihrer Aufgaben von den Be-
schwerdeführenden und anderen Antragstellenden folgende Daten 
verarbeiten:

1. Namen, 

2. Anschriften,

3. Telekommunikationsanschlüsse.

(5) Die Kammer darf von Personen, die Leistungen aus ihren Für-
sorge- und Versorgungseinrichtungen beziehen, folgende Daten ver-
arbeiten:

1. Namen,

2. Anschriften,

3. Geburtsdatum,

4. Bankverbindung,

5. Leistungen,

6. Renten- und Krankenversicherungen,

7. Pfändungen,

8. Ausbildungsverhältnisse der Kinder,

9. bei Leistungen aus Fürsorgeeinrichtungen: Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse.

(6) Die Kammer darf von Personen, zu denen sie zur Erfüllung der 
ihr übertragenen Aufgaben Kontakte herstellt, folgende Daten verar-
beiten:

1. Namen,

2. Anschriften,

3. Funktionen,

4. Telekommunikationsanschlüsse.

(7) Die Kammer ist verpflichtet, in den den Aufgabenkreis der im 
Bauwesen tätigen Ingenieurinnen und Ingenieure betreffenden An-
gelegenheiten Auskünfte zu der Liste und den Verzeichnissen, über 
Versagung und Löschung sowie bestandskräftige Maßnahmen in ei-
nem berufsgerichtlichen Verfahren an Behörden und Gerichte zu er-
teilen. Sie ist berechtigt, von Gerichten und Behörden Auskünfte 
einzuholen, soweit dies zur Erfüllung der von ihr wahrzunehmenden 
Aufgaben erforderlich ist.

(8) Bewerberinnen und Bewerber sowie Mitglieder sind verpflich-
tet, dem Vorstand und den Ausschüssen Auskunft über ihre persön-
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse sowie zu ihrer Berufshaft-
pflichtversicherung zu erteilen, soweit die Angaben zur Durchfüh-
rung der Aufgaben nach § 40 Abs. 2 und den §§ 49 und 51 notwendig 
sind. § 55 der Strafprozessordnung über das Auskunftsverweige-
rungsrecht von Zeuginnen und Zeugen gilt entsprechend.

(9) Die Mitglieder der Organe und Ausschüsse der Kammer und 
die von diesen beigezogenen Sachverständigen und Hilfskräfte sind 
zur Verschwiegenheit über alle Angelegenheiten verpflichtet, deren 
Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben ist oder die sie in ihrer Ei-
genschaft als Mitglieder der Organe oder Ausschüsse der Kammer 
zur Kenntnis erhalten. Sie dürfen die Kenntnis von derartigen Ange-
legenheiten nicht unbefugt verwerten. Die Pflicht zur Verschwiegen-
heit besteht auch nach Beendigung der Mitgliedschaft der oder des 
Betreffenden in Organen und Ausschüssen der Kammer fort. 

(10) Zuwiderhandlungen gegen die Pflichten nach den Absätzen 8 
und 9 gelten als Verletzung der Berufspflichten.

Dritter Abschnitt

Berufsgerichtsbarkeit

§ 56

Anwendungsbereich, Verjährung

(1) Ein Mitglied der Baukammer, das sich berufsunwürdig verhält, 
hat sich im berufsgerichtlichen Verfahren zu verantworten. Gleiches 
gilt für die nach diesem Gesetz zur Beachtung der Berufsordnung 
Verpflichteten.

(2) Berufsunwürdig verhalten sich Ingenieurinnen und Ingenieu-
re, die schuldhaft gegen Pflichten verstoßen, die ihnen zur Wahrung 

des Ansehens ihres Berufes obliegen. Politische, religiöse, wissen-
schaftliche oder künstlerische Ansichten oder Handlungen können 
nicht Gegenstand eines berufsgerichtlichen Verfahrens sein. Ingeni-
eurinnen und Ingenieure im öffentlichen Dienst unterliegen hinsicht-
lich ihrer dienstlichen Tätigkeit nicht der Berufsgerichtsbarkeit. Das 
Gleiche gilt für die berufliche Tätigkeit von Ingenieurinnen und In-
genieuren, soweit sie als Beliehene öffentliche Aufgaben wahrneh-
men.

(3) Die Verfolgung einer Verletzung der Berufspflichten verjährt 
in drei Jahren. Für den Beginn, die Unterbrechung und das Ruhen 
der Verjährung gelten die §§ 78a bis 78c des Strafgesetzbuches ent-
sprechend. Verstößt die Tat auch gegen ein Strafgesetz, so verjährt 
die Verfolgung nicht, bevor die Strafverfolgung verjährt, jedoch 
auch nicht später als diese.

§ 57

Berufsgerichtliche Maßnahmen

(1) Im berufsgerichtlichen Verfahren kann erkannt werden auf

1. Verweis,

2. Geldbuße bis zu 10 000 Euro,

3. Entziehung der Mitgliedschaft in Organen und in der Baukam-
mer,

4. Entziehung der Wählbarkeit zu Organen der Baukammer bis zur 
Dauer von fünf Jahren,

5. Löschung der Eintragung in der Liste der Beratenden Ingenieu-
rinnen und Ingenieure,

6. Ausschluss aus der Baukammer.

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten Maßnahmen können ne-
beneinander verhängt werden.

(3) Ist von einem Gericht oder einer Behörde wegen desselben 
Verhaltens bereits eine Strafe, eine Geldbuße oder eine Ordnungs-
maßnahme verhängt worden, so ist von einer Maßnahme nach Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2 abzusehen. 

§ 58

Berufsgericht, Landesberufsgericht

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird vor dem Berufsgericht 
für im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure als erster In-
stanz und vor dem Landesberufsgericht für im Bauwesen tätige In-
genieurinnen und Ingenieure als Rechtsmittelinstanz durchgeführt. 
Das Berufsgericht wird beim Landgericht Berlin, das Landesberufs-
gericht beim Kammergericht errichtet.

(2) Das Landesberufsgericht und das Berufsgericht verhandeln 
und entscheiden in der Besetzung mit einer Berufsrichterin als Vor-
sitzenden oder einem Berufsrichter als Vorsitzendem und zwei Mit-
gliedern der Baukammer als ehrenamtlichen Richterinnen oder 
Richtern. Bei Entscheidungen außerhalb der mündlichen Verhand-
lung wirken die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter nicht mit.

(3) Ehrenamtliche Richterin oder ehrenamtlicher Richter kann 
nicht sein, wer Bedienstete oder Bediensteter der Baukammer ist 
oder der Aufsichtsbehörde oder dem Eintragungsausschuss ange-
hört. Ehrenamtliche Richterin oder ehrenamtlicher Richter kann 
ebenfalls nicht sein, wer als Mitglied des Schlichtungsausschusses 
mit demselben Sachverhalt befasst war. Eine ehrenamtliche Richte-
rin oder ein ehrenamtlicher Richter soll der Fachrichtung, eine ande-
re oder ein anderer der Beschäftigungsart der beschuldigten Person 
angehören. 

(4) Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden von der Geschäfts-
stelle des Gerichts wahrgenommen, bei dem das Berufsgericht er-
richtet worden ist.

§ 59

Bestellung der Richterinnen und Richter

(1) Die Senatsverwaltung für Justiz bestellt für die Dauer von fünf 
Jahren die Mitglieder des Berufsgerichts und des Landesberufsge-
richts und ihre Vetreterinnen und Vertreter sowie für jedes Berufsge-
richt eine Untersuchungsführerin oder einen Untersuchungsführer 
und eine Vertreterin oder einen Vertreter.
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(2) Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter werden vom 
Vorstand der Baukammer auf einer Liste vorgeschlagen. Der Vor-
schlag muss mindestens um die Hälfte mehr Namen enthalten als eh-
renamtliche Richterinnen und Richter zu bestellen sind. Bei jedem 
Gericht ist für jede Fachrichtung und für jede Beschäftigungsart eine 
genügende Anzahl von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern 
zu bestellen. Die Vorsitzenden des Berufsgerichts und des Landesbe-
rufsgerichts bestimmen vor Beginn jedes Geschäftsjahres, nach wel-
chen Grundsätzen und in welcher Reihenfolge die ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter heranzuziehen sind und einander im Ver-
hinderungsfall vertreten. Im Übrigen gelten die Vorschriften des 
Berliner Kammergesetzes in der jeweils geltenden Fassung darüber, 
welche Personen nicht zu Richterinnen oder Richtern ernannt wer-
den dürfen, in welchen Fällen das Richteramt erlischt, ruht oder ab-
gelehnt werden kann, in welchen Fällen die Richterinnen und Rich-
ter vom Richteramt ausgeschlossen sind und ihre Bestellung zu wi-
derrufen ist, ferner die Regelungen über die Bestellung einer Nach-
folgerin oder eines Nachfolgers vor Ablauf der Amtszeit, über den 
Rechtsweg bei Widerruf der Bestellung als Richterin oder Richter 
oder bei Erlöschen des Richteramtes und über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter entsprechend.

(3) Die Senatsverwaltung für Justiz kann die ihr nach diesem Ab-
schnitt zustehenden Befugnisse auf nachgeordnete Behörden über-
tragen.

§ 60

Einleitung des Verfahrens

Den Antrag auf Einleitung eines berufsgerichtlichen Verfahrens 
darf stellen

1. ein Kammermitglied gegen sich selbst,

2. der Vorstand der Baukammer,

3. die Aufsichtsbehörde.

§ 61

Anwendung des Berliner Kammergesetzes

(1) Für die Berufsgerichtsbarkeit der im Bauwesen tätigen Ingeni-
eurinnen und Ingenieure gelten im Übrigen die Vorschriften des Ber-
liner Kammergesetzes in der jeweils geltenden Fassung sinngemäß.

(2) Ist zu erwarten, dass in einem eröffneten berufsgerichtlichen 
Verfahren auf Löschung der Eintragung in der Liste der Beratenden 
Ingenieurinnen und Ingenieure erkannt wird, so kann das Be-
rufsgericht auf Grund mündlicher Verhandlung das Führen der Be-
rufsbezeichnung bis zur rechtskräftigen Entscheidung des berufsge-
richtlichen Verfahrens vorläufig untersagen.

DRITTER TEIL

Gemeinsame Vorschriften

§ 62

Rechtsweg

Gegen eine der Anfechtung unterliegende Entscheidung der Kam-
mer ist die Klage vor dem Verwaltungsgericht Berlin zulässig. Ein 
Widerspruchsverfahren findet nicht statt.

§ 63

Staatsaufsicht

(1) Die Staatsaufsicht über die Kammern führt die für das Bauwe-
sen zuständige Senatsverwaltung (Aufsichtsbehörde).

(2) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit sachdienliche Auskünfte 
verlangen. Sie ist zu den Vertreterversammlungen sowie auf Verlan-
gen auch zu den Sitzungen anderer Organe und Ausschüsse einzula-
den. Der Vertreterin oder dem Vertreter der Aufsichtsbehörde ist auf 
Verlangen das Wort zu erteilen. Die Aufsichtsbehörde kann die Ein-
berufung von Vorstandssitzungen und Vertreterversammlungen so-

wie die Aufnahme bestimmter Punkte in die Tagesordnung verlan-
gen.

(3) Die Versicherungsaufsicht führt die für das Versicherungswe-
sen zuständige Senatsverwaltung.

§ 64

Rechtsverordnungen

(1) Rechtsverordnungen über Gebühren und Auslagen für die In-
anspruchnahme von Einrichtungen der Kammern werden von der für 
das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung im Einvernehmen mit 
der Senatsverwaltung für Finanzen erlassen.

(2) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren 
vor dem Eintragungsausschuss einschließlich der für die Eintragung 
in die Listen, Verzeichnisse und das Register vorzulegenden Nach-
weise zu erlassen, sofern Abweichungen vom Verwaltungsverfah-
rensgesetz unumgänglich sind. Sie trifft auch die erforderlichen Re-
gelungen zur Umsetzung der Richtlinien 85/384/EWG und 89/48/
EWG sowie sonstiger ergänzender Richtlinien der Kommission der 
Europäischen Union, soweit sie die bestehenden gesetzlichen Vor-
schriften ergänzen und diese in ihrer zweckentsprechenden Durch-
führung sichern.

(3) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung den Kammern weitere Aufgaben, 
die ihrem Wesen nach zu den in den §§ 9 und 40 genannten Aufga-
benbereichen gehören, zuzuweisen.

§ 65

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsvorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Mit dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes tritt das Berliner Architekten- und Baukammergesetz 
vom 19. Juli 1994 (GVBl. S. 253), zuletzt geändert durch Artikel I 
§ 26 des Gesetzes vom 15. Oktober 2001 (GVBl. S. 540), außer Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes bleibt die Liste gemäß § 3 des 
Berliner Architektengesetzes vom 16. Februar 1973 (GVBl. S. 429), 
geändert durch Gesetz vom 26. November 1974 (GVBl. S. 2746), 
Bestandteil der bei der Architektenkammer geführten Ar-
chitektenliste.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes dürfen auch diejenigen die 
Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ oder „Stadtpla-
nerin“ oder „Stadtplaner“ weiterführen, die diese Berufsbezeich-
nung nach der Anordnung über die Zulassung privater Architekten 
und Ingenieure vom 5. Februar 1990 (GBl. I S. 50), geändert durch 
Anordnung vom 25. Juli 1990 (GBl. I S. 1152), geführt haben und 
auf Grund einer unanfechtbaren Entscheidung in die Architektenlis-
te oder Stadtplanerliste der Architektenkammer eingetragen worden 
sind.

(4) Die durch Wahlen berufenen Organe der Architektenkammer 
Berlin und der Baukammer Berlin bleiben bis zu einer Neuwahl oder 
Neubestellung für die Dauer ihrer Wahl- oder Amtsperiode im Amt. 
Die Wahlperiode der 7. Vertreterversammlung der Architektenkam-
mer Berlin wird entsprechend der Regelung in § 11 Abs. 1 auf vier 
Jahre verlängert. Gleiches gilt für die Wahlperiode des Vorstandes 
gemäß § 13 Abs. 1.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Elftes Gesetz
zur Änderung des Berliner Naturschutzgesetzes

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Änderung des Berliner Naturschutzgesetzes 

Das Berliner Naturschutzgesetz in der Fassung vom 28. Oktober 
2003 (GVBl. S. 554), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. März 
2005 (GVBl. S. 194), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„ I  n  h  a  l  t  s  ü  b  e  r  s  i  c  h  t

ERSTER ABSCHNITT

Allgemeine Vorschriften

§  1 Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

§  2 Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege

§  2a Biotopverbund

§  2b Beachtung der Ziele und Grundsätze

§  2c Umweltbildung und Umwelterziehung

§  2d Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

§  2e Aufgaben und Beteiligung der Behörden

§  2f Grundflächen der öffentlichen Hand, Bereitstellen von 
Grundstücken

§  2g Vertragliche Vereinbarungen

§  2h Begriffe

ZWEITER ABSCHNITT

Landschaftsplanung, Umweltbeobachtung

§  3 Allgemeine Vorschriften 

§  4 Landschaftsprogramm 
§  5 Darstellung des Zustands von Natur und Landschaft 

§  6 Erfordernisse und Maßnahmen für Natur und Land-
schaft 

§  7 Aufstellung des Landschaftsprogramms 

§  8 Landschaftspläne 

§  9 Mitteilung der Planungsabsicht

§ 10 Aufstellung und Festsetzung von Landschaftsplänen

§ 10a Dringendes Gesamtinteresse Berlins bei Landschafts-
plänen

§ 10b Aufstellung und Festsetzung von Landschaftsplänen au-
ßergewöhnlicher stadtpolitischer Bedeutung

§ 11 Vereinfachtes Verfahren zur Aufstellung und Festset-
zung von Landschaftsplänen

§ 12 Veränderungsverbote 

§ 13 Verfahren zur Änderung, Ergänzung und Aufhebung

§ 13a Umweltbeobachtung

DRITTER ABSCHNITT

Allgemeine Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen

§ 14 Eingriffe in Natur und Landschaft

§ 14a Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen

§ 14b Ökokonto
§ 15 Verfahren, Umweltverträglichkeitsprüfung
§ 15a Verhältnis zum Baurecht
§ 16 Verträglichkeit von Projekten und Plänen
§ 17 Verfahren (zu § 16)

VIERTER ABSCHNITT

Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile 
von Natur und Landschaft

§ 18 Allgemeine Vorschriften
§ 19 Naturschutzgebiete
§ 20 Landschaftsschutzgebiete
§ 21 Naturdenkmale
§ 22 Geschützte Landschaftsbestandteile
§ 22a Naturparks
§ 22b Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung, Europäi-

sche Vogelschutzgebiete
§ 23 Einstweilige Sicherstellung
§ 24 Unterschutzstellung
§ 25 Kennzeichnung und Bezeichnungen
§ 26 aufgehoben
§ 26a Gesetzlich geschützte Biotope
§ 26b Schutz von Gewässern und Uferzonen

FÜNFTER ABSCHNITT

Schutz und Pflege des Röhrichtbestands

§ 26c Allgemeine Vorschriften
§ 26d Erhaltungspflicht
§ 26e Verbotene Handlungen
§ 26f Genehmigungsbedürftige Handlungen

SECHSTER ABSCHNITT

Schutz und Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten

§ 27 Allgemeine Vorschriften 
§ 28 Artenschutzprogramm 
§ 29 Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen 
§ 30 aufgehoben 
§ 31 aufgehoben 
§ 32 Tiergehege 
§ 32a Haltung von Wildtieren in Zoos
§ 33 Schutz von Bezeichnungen 
§ 34 Sonstige Vorschriften

SIEBTER ABSCHNITT

Erholung in Natur und Landschaft

§ 35 Betreten der Flur 
§ 36 Einschränkungen des Rechts zum Betreten der Flur 
§ 37 Durchgänge



738 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 26 14. Juli 2006
ACHTER ABSCHNITT

Behörden und Träger des Naturschutzes

§ 38 Zuständigkeit und Aufgaben der Naturschutzbehörden 
§ 39 Anerkennung von Vereinen durch die oberste Behörde 

für Naturschutz und Landschaftspflege
§ 39a Mitwirkung von Vereinen 
§ 39b Rechtsbehelfe von Vereinen
§ 40 Landesbeauftragter für Naturschutz und Landschafts-

pflege 
§ 41 Sachverständigenbeirat für Naturschutz und Land-

schaftspflege 
§ 42 Naturschutzwacht

NEUNTER ABSCHNITT

Befugnisse der Behörden, Auskunftspflichten, 
Duldungspflicht und Kostentragung

§ 43 Auskunftspflicht und Betretungsbefugnis 
§ 43a Duldungspflicht und Kostentragung
§ 43b Kostentragung des Verursachers
§ 44 aufgehoben

ZEHNTER ABSCHNITT

Entschädigung, Härteausgleich

§ 45 aufgehoben 
§ 46 aufgehoben 
§ 47 Entschädigung 
§ 48 Härteausgleich

ELFTER ABSCHNITT

Ordnungswidrigkeiten, Befreiungen

§ 49 Ordnungswidrigkeiten 
§ 50 Befreiungen

ZWÖLFTER ABSCHNITT

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 51 Aufhebung von Rechtsvorschriften
§ 52 Überleitung bestehender Verordnungen und Anordnun-

gen 
§ 53 Ausführungsbestimmungen 
§ 54 Änderung bestehender Vorschriften 
§ 55 Übergangsvorschrift 
§ 56 Inkrafttreten“.

2. Die §§ 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„§ 1

Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes 
und als Lebensgrundlagen des Menschen auch in Verantwortung 
für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit 
erforderlich, wiederherzustellen, dass
1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts,
2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähig-

keit der Naturgüter,
3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten 

und Lebensräume sowie
4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungs-

wert von Natur und Landschaft
auf Dauer gesichert sind.

§ 2

Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege

(1) Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sind insbesondere nach Maßgabe folgender Grundsätze zu ver-
wirklichen, soweit es im Einzelfall zur Verwirklichung erforder-
lich, möglich und unter Abwägung aller sich aus den Zielen nach 
§ 1 ergebenden Anforderungen untereinander und gegen die 
sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Land-
schaft angemessen ist:

1. Der Naturhaushalt ist in seinen räumlich abgrenzbaren Tei-
len so zu sichern, dass die den Standort prägenden biologi-
schen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie land-
schaftlichen Strukturen erhalten, entwickelt oder wiederher-
gestellt werden.

2. Die Naturgüter sind, soweit sie sich nicht erneuern, sparsam 
und schonend zu nutzen. Der Nutzung sich erneuernder Na-
turgüter kommt besondere Bedeutung zu; sie dürfen nur so 
genutzt werden, dass sie nachhaltig zur Verfügung stehen.

3. Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktionen im Na-
turhaushalt erfüllen können. Natürliche oder von Natur aus 
geschlossene Pflanzendecken sowie die Ufervegetation sind 
zu sichern. Für nicht land- oder forstwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzte Böden, deren Pflanzendecke beseitigt wor-
den ist, ist eine standortgerechte Vegetationsentwicklung zu 
ermöglichen. Bodenerosionen sind zu vermeiden.

4. Flächen sind sparsam zu nutzen. Die erneute Inanspruchnah-
me genutzter oder bebauter Flächen hat Vorrang vor der In-
anspruchnahme bislang ungenutzter oder unbebauter Flä-
chen. Eine Beeinträchtigung der Schutzwirkung des Bodens 
gegen Verunreinigungen des Grundwassers ist zu vermei-
den. Böden, die landwirtschaftlich genutzt werden und dazu 
geeignet sind, sollen wegen ihrer naturräumlichen Bedeu-
tung so weit wie möglich dieser Nutzungsart vorbehalten 
bleiben.

5. Natürliche oder naturnahe Gewässer sowie deren Uferzonen 
und natürliche Rückhalteflächen sind zu erhalten, zu entwi-
ckeln oder wiederherzustellen. Änderungen des Grundwas-
serspiegels, die zu einer Zerstörung oder nachhaltigen Be-
einträchtigung schutzwürdiger Biotope führen können, sind 
zu vermeiden; unvermeidbare Beeinträchtigungen sind aus-
zugleichen. Ein Ausbau von Gewässern soll so naturnah wie 
möglich erfolgen. Bei der Unterhaltung und dem Ausbau 
von Gewässern ist die Erholungsnutzung der Landschaft und 
die Sicherung der Lebensräume der Tier- und Pflanzenwelt 
zu beachten.

6. Schädliche Umwelteinwirkungen sind auch durch Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege gering zu 
halten; empfindliche Bestandteile des Naturhaushalts dürfen 
nicht nachhaltig geschädigt werden.

7. Beeinträchtigungen des Klimas sind zu vermeiden; hierbei 
kommt dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung 
insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Ener-
gien besondere Bedeutung zu. Auf den Schutz und die Ver-
besserung des Klimas, einschließlich des örtlichen Klimas, 
ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege hinzuwirken. Wald und sonstige Gebiete mit 
günstiger klimatischer Wirkung sowie Luftaustauschbahnen 
sind zu erhalten, zu entwickeln oder wiederherzustellen.

8. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von Bodenschät-
zen, bei Abgrabungen und Aufschüttungen sind dauernde 
Schäden des Naturhaushalts und Zerstörungen wertvoller 
Landschaftsteile zu vermeiden. Unvermeidbare Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft sind insbesondere durch 
Förderung natürlicher Sukzession, Renaturierung, naturnahe 
Gestaltung, Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung 
auszugleichen oder zu mindern.

9. Zur Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts ist die biologische Vielfalt zu erhalten und zu 
entwickeln. Sie umfasst die Vielfalt an Lebensräumen und 
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Lebensgemeinschaften, an Arten sowie die genetische Viel-
falt innerhalb der Arten.

10. Die wild lebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensge-
meinschaften sind als Teil des Naturhaushalts in ihrer natür-
lichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schüt-
zen. Ihre Biotope und ihre sonstigen Lebensbedingungen 
sind zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln oder wiederher-
zustellen. Zu diesem Zweck sind in ausreichendem Maße ge-
schützte Teile von Natur und Landschaft festzusetzen.

11. Auch im besiedelten Bereich sind noch vorhandene Natur-
bestände, wie Wald, Hecken, Wegraine, Saumbiotope, Bach-
läufe, Weiher sowie sonstige ökologisch bedeutsame Klein-
strukturen zu erhalten und zu entwickeln.

12. Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer Bedeutung für den 
Naturhaushalt und für die Erholung insgesamt und auch im 
Einzelnen in der dafür erforderlichen Größe und Beschaffen-
heit zu erhalten. Nicht mehr benötigte versiegelte Flächen 
sind zu renaturieren oder, soweit eine Entsiegelung nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwick-
lung zu überlassen.

13. Bei der Planung von ortsfesten baulichen Anlagen, Ver-
kehrswegen, Energieleitungen und ähnlichen Vorhaben sind 
die natürlichen Landschaftsstrukturen zu berücksichtigen. 
Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben sol-
len so zusammengefasst werden, dass die Zerschneidung 
und der Verbrauch von Landschaft so gering wie möglich ge-
halten werden.

14. Die Landschaft ist in ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
auch wegen ihrer Bedeutung als Erlebnis- und Erholungs-
raum des Menschen zu sichern. Ihre charakteristischen 
Strukturen und Elemente sind zu erhalten oder zu entwi-
ckeln. Beeinträchtigungen des Erlebnis- und Erholungswerts 
der Landschaft sind zu vermeiden. Zum Zweck der Erholung 
sind nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen 
zu schützen und, wo notwendig, zu pflegen, zu gestalten und 
zugänglich zu erhalten oder zugänglich zu machen. Vor al-
lem im siedlungsnahen Bereich sind ausreichende Flächen 
für die Erholung bereitzustellen. Zur Erholung im Sinne des 
Satzes 4 gehören auch natur- und landschaftsverträgliche 
sportliche Betätigungen in der freien Natur.

15. Grünflächen und Grünbestände sind im bebauten Bereich 
ausreichend anzulegen und zweckmäßig den Wohn- und Ge-
werbebereichen zuzuordnen. Im besiedelten Bereich sind 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
insbesondere im Hinblick auf eine qualitativ gute Ausstat-
tung der Innenbezirke mit Grün- und Erholungsanlagen 
durchzuführen.

16. Historische Kulturlandschaften und -landschaftsteile von 
besonderer Eigenart, einschließlich solcher von besonderer 
Bedeutung für die Eigenart oder Schönheit geschützter oder 
schützenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler, sind zu 
erhalten.

17. Bei der Bauleitplanung ist sicherzustellen, dass ein den 
Möglichkeiten des Standortes gemäßer und für Naturschutz 
und Landschaftspflege notwendiger Flächenanteil Grünflä-
chen und Grünbeständen vorbehalten bleibt.

18. Das allgemeine Verständnis für die Ziele und Aufgaben des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege ist mit geeigneten 
Mitteln zu fördern. Dies geschieht insbesondere durch einen 
frühzeitigen Informationsaustausch mit Betroffenen und der 
interessierten Öffentlichkeit und durch allgemeine Maßnah-
men der Bildung und Erziehung.

(2) Die internationalen Bemühungen und die Verwirklichung 
der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu unterstüt-
zen. Die Errichtung des Europäischen ökologischen Netzes „Na-
tura 2000“ ist zu fördern. Sein Zusammenhalt ist zu wahren und, 
auch durch die Pflege und Entwicklung eines Biotopverbunds, 
zu verbessern. Der Erhaltungszustand der Biotope von gemein-
schaftlichem Interesse, insbesondere der dem Netz „Natura 
2000“ angehörenden Gebiete, der Arten von gemeinschaftli-

chem Interesse und der europäischen Vogelarten ist zu überwa-
chen. Die besonderen Funktionen der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebie-
te innerhalb des Netzes „Natura 2000“ sind zu erhalten und bei 
unvermeidbaren Beeinträchtigungen, soweit wie möglich, wie-
derherzustellen.“

3. Es werden folgende §§ 2a bis 2h eingefügt:

„§ 2a

Biotopverbund

(1) Das Land Berlin entwickelt und erhält ein Netz verbunde-
ner Biotope (Biotopverbund), das mindestens 10 Prozent der 
Landesfläche umfassen soll. Der Biotopverbund soll länder-
übergreifend erfolgen. Das Land Berlin stimmt sich bezüglich 
der räumlichen und funktionalen Aspekte des Biotopverbunds 
mit dem Land Brandenburg ab.

(2) Ziel des Biotopverbunds ist die nachhaltige Sicherung von 
heimischen Tier- und Pflanzenarten und deren Populationen ein-
schließlich ihrer Lebensräume und Lebensgemeinschaften sowie 
die Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktions-
fähiger ökologischer Wechselbeziehungen. Der Biotopverbund 
leistet auch einen Beitrag zur Verbesserung der ökologischen 
Kohärenz des Europäischen Netzes „Natura 2000“.

(3) Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, Verbindungs-
flächen und Verbindungselementen. Kernflächen sind Flächen, 
die die nachhaltige Sicherung der standorttypischen Arten und 
Lebensräume sowie Lebensgemeinschaften gewährleisten. Ver-
bindungsflächen sind Flächen, die den natürlichen Wechselwir-
kungen zwischen verschiedenen Populationen von Tier- und 
Pflanzenarten, deren Ausbreitung, dem genetischen Austausch 
oder Wiederbesiedelungs- und Wanderungsprozessen dienen. 
Verbindungselemente sind flächenhafte, punkt- oder linienför-
mig in der Landschaft verteilte Elemente, die der Ausbreitung 
oder Wanderung von Arten dienen und die Funktion des Biotop-
verbunds unterstützen. Bestandteile des Biotopverbunds des 
Landes Berlin sind:

1. gesetzlich geschützte Biotope nach § 26a und Röhrichte 
nach § 26c,

2. Naturschutzgebiete, Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung und Europäische Vogelschutzgebiete oder Teile dieser 
Gebiete,

3. weitere Flächen und Elemente, einschließlich Teilen von 
Landschaftsschutzgebieten und Naturparks,

wenn sie zur Erreichung des in Absatz 2 genannten Zieles geeig-
net sind.

(4) Die oberste Behörde für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge ermittelt die zur Funktionssicherung und Erreichung der Ge-
samtgröße geeigneten und erforderlichen Bestandteile des Bio-
topverbunds und stellt diesen möglichst bis zum Ende des Jahres 
2008 im Landschaftsprogramm dar. Die erforderlichen Kernflä-
chen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente sind durch 
Ausweisung geeigneter Gebiete im Sinne des § 18 Abs. 1, durch 
planungsrechtliche Festlegungen (Landschaftsplan), durch lang-
fristige Vereinbarungen (Vertragsnaturschutz) oder durch andere 
geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um den Biotopver-
bund dauerhaft zu gewährleisten. 

§ 2b

Beachtung der Ziele und Grundsätze

Der Schutz von Natur und Landschaft im Sinne einer dauer-
haft umweltgerechten Entwicklung ist eine verpflichtende Auf-
gabe für den Staat und jeden Bürger. Jeder soll nach seinen Mög-
lichkeiten zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege beitragen und sich so ver-
halten, dass Natur und Landschaft sowie die Erholung anderer 
nicht mehr als nach den Umständen unvermeidbar beeinträchtigt 
werden.
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§ 2c

Umweltbildung und Umwelterziehung

(1) Der nachhaltige Umgang mit Natur und Landschaft sowie 
der verantwortungsvolle Umgang mit den Naturgütern sollen 
zum Inhalt der Aus- und Fortbildung aller in Bildung und Erzie-
hung Tätigen gemacht werden. Aufgabe von Bildungs-, Erzie-
hungs- und Informationsträgern aller Ebenen ist es, das allge-
meine Verständnis für die Natur und die Umwelt zu fördern. Sie 
sollen mit ihren Bildungsangeboten das Verantwortungsbe-
wusstsein und die Sensibilität für ein pflegliches Verhalten ge-
genüber Natur und Landschaft wecken und für einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit den Naturgütern werben. Die Bildungs-
angebote im Sinne von Satz 3 sollen insbesondere über die 
Bedeutung von Natur und Landschaft, die Aufgaben des Natur-
schutzes, die Grundlagen der Ökologie und der ökologischen 
Zusammenhänge sowie die Rechtsgrundlagen des Umwelt- und 
Naturschutzes informieren. 

(2) Die Umweltbildung und -erziehung sind im schulischen 
und außerschulischen Bereich zu fördern, insbesondere in 

1. vorschulischen Erziehungs- und Bildungseinrichtungen,

2. Schulen,

3. Einrichtungen der Jugendarbeit und Jugendfreizeit,

4. Einrichtungen der beruflichen Bildung sowie

5. Einrichtungen der Weiterbildung.

§ 2d

Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege ist die besondere Bedeutung einer natur- und land-
schaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft für 
die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft zu berück-
sichtigen.

(2) Die Landwirtschaft hat neben den Anforderungen, die sich 
aus den für die Landwirtschaft geltenden Vorschriften und § 17 
Abs. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung ergeben, insbesondere die folgenden Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis zu beachten:

1. Bei der landwirtschaftlichen Nutzung muss die Bewirtschaf-
tung standortangepasst erfolgen und die nachhaltige Boden-
fruchtbarkeit und langfristige Nutzbarkeit der Flächen ge-
währleistet werden.

2. Vermeidbare Beeinträchtigungen von vorhandenen Bioto-
pen sind zu unterlassen. § 26a bleibt unberührt.

3. Die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen Land-
schaftselemente sind zu erhalten und nach Möglichkeit zu 
vermehren.

4. Die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Verhältnis zum 
Pflanzenbau zu stehen, und schädliche Umweltauswirkun-
gen sind zu vermeiden.

5. Auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsge-
bieten, auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie 
auf Moorstandorten ist ein Grünlandumbruch zu unterlas-
sen.

6. Die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Boden, Wasser, 
Flora, Fauna) darf nicht über das zur Erzielung eines nach-
haltigen Ertrages erforderliche Maß hinaus beeinträchtigt 
werden.

7. Eine schlagspezifische Dokumentation über den Einsatz von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nach Maßgabe des 
landwirtschaftlichen Fachrechts zu führen.

(3) Die für die landwirtschaftlich genutzten Landschaftsräume 
zur Vernetzung von Biotopen erforderliche Mindestdichte an li-
nearen und punktförmigen Vernetzungselementen (Saumstruk-
turen, insbesondere Hecken, lebende Zäune, Feldgehölze, Feld-
gebüsche, Feldraine, Hochraine, Randstreifen, Tümpel, Gräben) 
kann durch die oberste Behörde für Naturschutz und Land-
schaftspflege für den jeweiligen Naturraum im Landschaftspro-
gramm dargestellt werden. Bis zum Erreichen der dargestellten 

Mindestdichte sollen die nach Größe und Lage erforderlichen 
zusätzlichen Vernetzungselemente durch geeignete Landschafts-
pflegemaßnahmen oder andere geeignete Maßnahmen einge-
richtet werden.

(4) Die Forstwirtschaft beachtet in Berlin sowie auf den Berlin 
gehörenden Flächen in Brandenburg die anerkannten Regeln na-
turgemäßer Waldwirtschaft nach Maßgabe des Landeswaldge-
setzes in seiner jeweils geltenden Fassung.

(5) Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der oberirdi-
schen Gewässer sind diese einschließlich ihrer Uferzonen als 
Lebensstätten und Lebensräume für heimische Tier- und Pflan-
zenarten zu erhalten und zu fördern. Die Nutzungen dürfen den 
Zielen des Berliner Wassergesetzes in seiner jeweils geltenden 
Fassung nicht widersprechen. Das Nähere regelt das Landesfi-
schereirecht.

§ 2e

Aufgaben und Beteiligung der Behörden

(1) Die Durchführung des Bundesnaturschutzgesetzes, dieses 
Gesetzes, der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvor-
schriften und der naturschutzrechtlichen Vorschriften des euro-
päischen Gemeinschaftsrechts obliegt den für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörden, soweit in anderen 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist.

(2) Alle Behörden des Landes und die sonstigen öffentlichen 
Stellen haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit oder Aufgaben die 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu unterstützen. Sie haben die für Naturschutz und Land-
schaftspflege zuständigen Behörden bereits bei der Vorbereitung 
aller öffentlichen Planungen und Maßnahmen, die die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren können, 
zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge-
ben, soweit nicht eine weitergehende Form der Beteiligung vor-
geschrieben ist. Dabei sind die Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege rechtzeitig so einzubeziehen, dass ihnen 
in den Entscheidungen hinreichend Rechnung getragen werden 
kann.

(3) Die Beteiligungspflicht nach Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-
chend für die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständi-
gen Behörden, soweit Planungen und Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege den Aufgabenbereich ande-
rer Behörden berühren können.

§ 2f

Grundflächen der öffentlichen Hand, 
Bereitstellen von Grundstücken

(1) Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum 
oder Besitz der öffentlichen Hand sollen die Ziele und Grundsät-
ze des Naturschutzes und der Landschaftspflege in besonderer 
Weise berücksichtigt werden. Für den Naturschutz besonders 
wertvolle Grundflächen sollen, soweit angemessen, in ihrer öko-
logischen Beschaffenheit nicht nachteilig verändert werden. 

(2) Das Land Berlin soll in seinem Eigentum oder Besitz ste-
hende Grundflächen, die sich nach ihrer Beschaffenheit für die 
naturverträgliche Erholung der Bevölkerung eignen oder den 
Zugang der Allgemeinheit zu solchen Grundflächen ermögli-
chen oder erleichtern, in angemessenem Umfang für die Er-
holung der Allgemeinheit bereitstellen, soweit dies mit einer 
nachhaltigen Nutzung und den sonstigen Zielen von Naturschutz 
und Landschaftspflege vereinbar ist und eine öffentliche Zweck-
bindung nicht entgegensteht.

§ 2g

Vertragliche Vereinbarungen

Die Behörden für Naturschutz und Landschaftspflege sollen 
bei ordnungsrechtlichen Maßnahmen zur Durchführung dieses 
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
vorschriften prüfen, ob der beabsichtigte Zweck mit angemesse-
nem Aufwand auch durch vertragliche Vereinbarungen erreicht 
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werden kann. Die sonstigen Befugnisse der Naturschutzbehör-
den nach diesem Gesetz bleiben hiervon unberührt.

§ 2h

Begriffe

Es gelten die Begriffsbestimmungen des § 10 des Bundesna-
turschutzgesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung.“

4. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie folgt gefasst:

„Landschaftsplanung, Umweltbeobachtung“.

5. Die §§ 3 und 4 werden wie folgt gefasst:

„§ 3

Allgemeine Vorschriften

(1) Grundlage für die Entwicklung, den Schutz und die Pflege 
von Natur und Landschaft ist die Landschaftsplanung. Die Land-
schaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele, Erfordernisse und 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege für 
den jeweiligen Planungsraum darzustellen oder festzusetzen und 
zu begründen. Sie dient der Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege auch 
in den Planungen und Verwaltungsverfahren, deren Entschei-
dungen sich auf Natur und Landschaft im Planungsraum auswir-
ken können.

(2) Die Landschaftsplanung enthält die Zielsetzungen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege für die weitere Ent-
wicklung von Natur und Landschaft insbesondere für die Sach-
bereiche 

1. Biotop- und Artenschutz,

2. Naturhaushalt und Umweltschutz,

3. Landschaftsbild,

4. Freiraumnutzung und Erholung,

5. Ausgleichsflächen und -räume.

(3) Die Landschaftsplanung besteht aus dem Land-
schaftsprogramm (§ 4) und den Landschaftsplänen (§ 8). Auf 
die Verwertbarkeit der Darstellungen und Festsetzungen der 
Landschaftsplanung für die Raumordnungspläne und Bauleit-
pläne ist bei der Aufstellung Rücksicht zu nehmen. Die Land-
schaftsplanung hat die Ziele der Raumordnung zu beachten; 
die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 
sowie der sonstigen raumbedeutsamen Planungen sind zu be-
rücksichtigen.

(4) Die Landschaftsplanung enthält Angaben über

1. den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand von Natur 
und Landschaft,

2. die konkretisierten Ziele und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege,

3. die Beurteilung des vorhandenen und des zu erwartenden 
Zustands von Natur und Landschaft nach Maßgabe der in 
Nummer 2 genannten Ziele und Grundsätze einschließlich 
der sich hieraus ergebenden Nutzungskonflikte; einzubezie-
hen sind vorhandene Nutzungen, die im Widerspruch zu den 
Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege stehen,

4. die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der 
konkretisierten Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege (§ 6).

(5) Die Inhalte der Landschaftsplanung sind in der Bauleitpla-
nung zu berücksichtigen. In anderen Planungen und Verwal-
tungsverfahren sind die Darstellungen der Landschaftsplanung 
zu berücksichtigen und deren Festsetzungen zu beachten. Insbe-
sondere sind die Inhalte der Landschaftsplanung für die Beurtei-
lung der Umweltverträglichkeit und der Verträglichkeit im Sinne 
des § 16 Abs. 1 heranzuziehen. Soweit den Inhalten der Land-
schaftsplanung in Planungen und Verwaltungsverfahren nicht 
entsprochen werden kann, ist dies zu begründen.

(6) Die Landschaftsplanung ist fortzuschreiben, sobald und 
soweit dies aus Gründen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege erforderlich ist oder wenn wesentliche Veränderungen der 
Ziele, Erfordernisse oder Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten 
sind.

(7) Bei der Aufstellung der Landschaftsplanung soll darauf 
Rücksicht genommen werden, dass die Verwirklichung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
benachbarten Land Brandenburg und im Bundesgebiet in seiner 
Gesamtheit sowie die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in benachbarten Staaten nicht erschwert werden. 
Ist auf Grund der natürlichen Gegebenheiten eine die Grenzen 
Berlins überschreitende Planung erforderlich, sind bei der Er-
stellung der Landschaftsplanung die Erfordernisse und Maßnah-
men für die betroffenen Gebiete mit dem Land Brandenburg ab-
zustimmen.

§ 4

Landschaftsprogramm

Die überörtlichen sowie in den Grundzügen örtlichen Erfor-
dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege wer-
den für das gesamte Land Berlin in einem Landschaftsprogramm 
durch Text, Karte und Begründung dargestellt. Das Artenschutz-
programm (§ 28) ist Teil des Landschaftsprogramms.“

6. In § 5 werden im einleitenden Satzteil vor dem Wort „Zustands“ 
die Worte „vorhandenen und des zu erwartenden“ eingefügt.

7. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6

Erfordernisse und Maßnahmen für Natur und Landschaft

Die Erfordernisse und Maßnahmen sollen den Handlungs-
bedarf zur Verwirklichung der konkretisierten Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege dar-
stellen. In Betracht kommen insbesondere Erfordernisse und 
Maßnahmen

1. zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft,

2. zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung bestimmter 
Teile von Natur und Landschaft im Sinne des Vierten Ab-
schnitts sowie der Biotope und Lebensgemeinschaften der 
Tiere und Pflanzen wild lebender Arten,

3. auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder 
ihrer natürlichen Entwicklungsmöglichkeiten für künftige 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
oder zum Aufbau eines Biotopverbunds besonders geeig-
net sind,

4. zum Aufbau, Schutz und zur Verbesserung der Qualität des 
Europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“,

5. zum Schutz, zur Verbesserung der Qualität und zur Regene-
ration von Böden, Gewässern, Luft und Klima,

6. zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit von Natur und Landschaft, auch als Erlebnis- und 
Erholungsraum des Menschen,

7. zum Erhalt und zur Weiterentwicklung von oberirdischen 
Gewässern einschließlich ihrer Gewässerrandstreifen und 
Uferzonen als Lebensstätten und Lebensräume für heimi-
sche Tier- und Pflanzenarten.“

8. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Worten „Belange sind“ 
die Worte „und deren Aufgabenbereich durch die Planung be-
rührt wird“ eingefügt.

b) Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Die nach Absatz 2 Beteiligten sind von der Auslegung zu 
benachrichtigen.“

c) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „einhundert“ durch die Zahl 
„50“ ersetzt.

d) Absatz 7 wird aufgehoben.
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9. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Landschaftspläne

(1) Über die Darstellungen des Landschaftsprogramms hinaus 
sind auf seiner Grundlage die näheren örtlichen Erfordernisse 
und Maßnahmen zur Verwirklichung der konkretisierten Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege in 
Landschaftsplänen mit Text, Karte und Begründung darzustel-
len, sobald und soweit dies aus Gründen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege erforderlich ist. Ein Erfordernis zur Auf-
stellung von Landschaftsplänen besteht besonders für örtliche 
Bereiche, in denen die konkretisierten Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht nachhaltig und 
rechtlich gesichert sind. Landschaftspläne sind insbesondere für 
Bereiche aufzustellen, die

1. nachhaltigen Landschaftsveränderungen ausgesetzt sind,

2. der Erholung dienen oder dafür vorgesehen sind,

3. Landschaftsschäden aufweisen oder befürchten lassen,

4. an oberirdische Gewässer angrenzen (Ufergebiete),

5. aus Gründen der Wasserversorgung unbeschadet wasser-
rechtlicher Vorschriften zu schützen oder zu pflegen sind,

6. von wesentlichen Belangen der Grünordnung berührt sind,

7. eine erhebliche Störung des Naturhaushalts aufweisen.

(2) Der Landschaftsplan setzt, soweit es erforderlich ist, 
rechtsverbindlich die Zweckbestimmung von Flächen sowie 
Schutz-, Pflege- und Entwicklungs- einschließlich Wiederher-
stellungsmaßnahmen und die zur Erreichung der Ziele notwen-
digen Gebote und Verbote fest. Als Festsetzungen kommen ins-
besondere in Betracht

1. die Anpflanzung, Entwicklung oder Sicherung von Vegeta-
tion, zum Beispiel auf Grünflächen, Abgrabungsflächen, 
Deponien oder anderen geschädigten Grundstücken,

2. die Beseitigung von Anlagen, die das Landschaftsbild beein-
trächtigen und auf Dauer nicht mehr genutzt werden,

3. die Ausgestaltung und Erschließung von Uferbereichen ein-
schließlich der Anpflanzung von Röhricht,

4. die Begrünung und Erschließung der innerstädtischen Ka-
nal- und Flussuferbereiche,

5. die Anlage, Entwicklung oder Sicherung von Grün- und Er-
holungsflächen, Sport- und Spielflächen, Fuß-, Rad- und 
Reitwegen,

6. Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege der Lebensge-
meinschaften und Biotope der Tiere und Pflanzen wild le-
bender Arten, insbesondere der besonders geschützten Ar-
ten,

7. Maßnahmen zur Sicherung und Entwicklung des Biotopver-
bunds,

8. der Mindestanteil naturwirksamer Maßnahmen im bebauten 
Bereich (Biotopflächenfaktor).

Der Landschaftsplan kann die Zweckbestimmung von Flächen 
sowie Schutz-, Pflege- und Entwicklungs- einschließlich Wie-
derherstellungsmaßnahmen auch darstellen. Festsetzungen nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften sollen in den Landschaftsplan 
nachrichtlich übernommen werden, soweit dies zu seinem Ver-
ständnis notwendig oder zweckmäßig ist.

(3) Die Festsetzungen eines Landschaftsplans dürfen denen 
eines Bebauungsplans nicht widersprechen. Die Rechtsverord-
nung über die Festsetzung eines Bebauungsplans bestimmt die 
außer Kraft tretenden Festsetzungen eines Landschaftsplans, die 
nicht gemäß § 3 Abs. 5 in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden und die dessen Inhalt widersprechen. Wird ein Land-
schaftsplan nicht aufgestellt, so können Maßnahmen im Sinne 
des Absatzes 2 im Bebauungsplan festgesetzt werden.

(4) Die Festsetzungen eines Landschaftsplans für Bereiche, 
die aus Gründen der Wasserversorgung zu schützen oder zu pfle-
gen sind, dürfen den Zielen der Trinkwassergewinnung sowie 

den Festsetzungen der jeweiligen Wasserschutzgebiets-
verordnung nicht widersprechen.“

10. § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 

Aufstellung und Festsetzung von Landschaftsplänen 

(1) Nach Durchführung des Verfahrens nach § 9 fasst das Be-
zirksamt den Beschluss, einen Landschaftsplan aufzustellen, 
und gibt ihn im Amtsblatt für Berlin bekannt. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde hat die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung öffentlich darzulegen. Sie hat allge-
mein Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung zu geben 
(Anhörung). Öffentliche Darlegung und Anhörung sollen in ge-
eigneter Weise und möglichst frühzeitig erfolgen; dabei sollen 
auch die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung aufge-
zeigt werden. Soweit verschiedene, sich wesentlich unterschei-
dende Lösungen für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebietes in Betracht kommen, soll die untere Naturschutzbehör-
de diese aufzeigen.

(3) Das Bezirksamt kann beschließen, von der Anwendung 
des Absatzes 2 abzusehen, wenn ein Landschaftsplan aufgestellt, 
geändert, ergänzt oder aufgehoben wird und sich dies auf das 
Plangebiet und die Nachbargebiete nur unwesentlich auswirkt 
oder die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer 
Grundlage erfolgt sind.

(4) Führt die Anhörung nach Absatz 2 zu einer Änderung der 
Planung, so findet keine erneute Anhörung statt; das weitere Ver-
fahren richtet sich nach den Absätzen 5 bis 10.

(5) Die untere Naturschutzbehörde entwirft den Landschafts-
plan und beteiligt die Behörden und Stellen, die Träger öffentli-
cher Belange sind und deren Aufgabenbereich durch die Pla-
nung berührt wird, sowie die nach § 39a Abs. 1 zur Mitwirkung 
befugten Vereine. Die Beteiligung kann gleichzeitig mit dem 
Verfahren nach Absatz 2 durchgeführt werden. 

(6) Der Entwurf des Landschaftsplans ist mit Begründung von 
dem Bezirksamt für die Dauer eines Monats öffentlich auszule-
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Woche 
vorher im Amtsblatt für Berlin bekannt zu machen; unabhängig 
davon sind sie in anderer geeigneter Weise bekannt zu geben. 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass Anregungen während der 
Auslegungsfrist vorgebracht werden können. Die nach Absatz 5 
Beteiligten sind von der Auslegung zu benachrichtigen. 

(7) Das Bezirksamt prüft die fristgerecht vorgebrachten Anre-
gungen und wägt diese ab. Es legt nach Beschlussfassung den 
sich aus der Abwägung ergebenden Entwurf des Landschafts-
plans der Bezirksverordnetenversammlung zur Beschlussfas-
sung vor und teilt das Ergebnis mit. § 7 Abs. 4 Satz 2 gilt sinn-
gemäß.

(8) Nach der Beschlussfassung durch die Bezirksverordne-
tenversammlung zeigt das Bezirksamt den Landschaftsplan der 
zuständigen Senatsverwaltung an. Sofern der Landschaftsplan 
nicht ordnungsgemäß zu Stande gekommen ist oder Rechtsvor-
schriften widerspricht, ist dies von der zuständigen Senatsver-
waltung gegenüber dem Bezirksamt innerhalb von zwei Mona-
ten nach Eingang der Anzeige schriftlich zu beanstanden. Ent-
sprechend der Beanstandung ist das Verfahren nach den Absät-
zen 1 bis 7 erneut durchzuführen; das Verfahren gemäß § 4a 
Abs. 3 des Baugesetzbuchs ist sinngemäß anzuwenden. 

(9) Sobald die zuständige Senatsverwaltung erklärt, dass sie 
keine Beanstandungen erhebt, oder die dafür nach Absatz 8 ein-
geräumte Frist verstrichen ist, setzt das Bezirksamt durch Be-
schluss den Landschaftsplan als Rechtsverordnung fest. Der 
Landschaftsplan ist Bestandteil der Rechtsverordnung. Bei ihrer 
Verkündung bedarf es der Wiedergabe des Landschaftsplans je-
denfalls insoweit, als er Gebote und Verbote sowie Ordnungs-
widrigkeitentatbestände enthält. In der Rechtsverordnung ist an-
zugeben, wo er und die zu ihm gehörende Begründung eingese-
hen werden können und wo über seinen Inhalt Auskunft gegeben 
werden kann. 
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(10) Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Absätze 1 bis 9 sowie Mängel der Abwägung sind für die 
Rechtswirksamkeit der Rechtsverordnung unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung der Rechts-
verordnung schriftlich geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist 
darzulegen. In der Rechtsverordnung ist auf die Voraussetzun-
gen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
auf die Rechtsfolgen hinzuweisen. Die Verletzung ist bei dem 
Bezirksamt, das den Landschaftsplan festgesetzt hat, geltend zu 
machen.“ 

11. In § 10a Abs. 3 und § 10b Abs. 3 Satz 2 wird jeweils die Angabe 
„§ 10 Abs. 5 und 6“ durch die Angabe „§ 10 Abs. 9 und 10“ er-
setzt.

12. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Vereinfachtes Verfahren zur Aufstellung und 
Festsetzung von Landschaftsplänen

(1) Landschaftspläne, die ausschließlich Flächen im Eigentum 
des Bezirks erfassen und nur Darstellungen enthalten, können in 
einem vereinfachten Verfahren nach Maßgabe der Absätze 2 bis 
6 aufgestellt und festgesetzt werden.

(2) Nach Durchführung des Verfahrens nach § 9 fasst das Be-
zirksamt den Beschluss, einen Landschaftsplan aufzustellen und 
gibt ihn im Amtsblatt für Berlin bekannt.

(3) Die untere Naturschutzbehörde entwirft den Landschafts-
plan und beteiligt die Behörden und Stellen, die Träger öffentli-
cher Belange sind und deren Aufgabenbereich durch die Pla-
nung berührt wird, sowie die nach § 39a Abs. 1 zur Mitwirkung 
befugten Vereine.

(4) Der Entwurf des Landschaftsplans ist mit Begründung von 
dem Bezirksamt für die Dauer eines Monats öffentlich auszule-
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Woche 
vorher im Amtsblatt für Berlin bekannt zu machen; unabhängig 
davon sind sie in anderer geeigneter Weise bekannt zu geben. 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass Anregungen während der 
Auslegungsfrist vorgebracht werden können. Das Verfahren 
nach den Sätzen 1 bis 3 kann gleichzeitig mit dem Verfahren 
nach Absatz 3 durchgeführt werden.

(5) Das Bezirksamt prüft die fristgerecht vorgebrachten An-
regungen und wägt diese ab. Es legt nach Beschlussfassung den 
sich aus der Abwägung ergebenden Entwurf des Landschafts-
plans der Bezirksverordnetenversammlung zur Beschlussfas-
sung vor und teilt das Ergebnis mit. § 7 Abs. 4 Satz 2 gilt sinn-
gemäß.

(6) Das Bezirksamt setzt den Landschaftsplan durch Be-
schluss als Rechtsverordnung fest. Der Landschaftsplan ist Be-
standteil der Rechtsverordnung. § 10 Abs. 9 Satz 4 und Abs. 10 
gilt sinngemäß. Der Landschaftsplan ist der zuständigen Senats-
verwaltung mitzuteilen.“

13. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfahren zur Änderung, Ergänzung und Aufhebung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wird das Landschaftsprogramm oder ein Landschafts-
plan geändert, ergänzt oder aufgehoben, gelten die Vorschrif-
ten der §§ 4 bis 12 sinngemäß.“

14. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt:

„§ 13a

Umweltbeobachtung

(1) Die Umweltbeobachtung ist Aufgabe der Behörden im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten. Sie arbeiten dabei eng zusam-
men und stellen sich gegenseitig die dabei gewonnenen Daten 
kostenlos zur Verfügung.

(2) Zweck der Umweltbeobachtung ist, den Zustand des Na-
turhaushalts und seine Veränderungen, die Folgen solcher Ver-
änderungen, die Einwirkungen auf den Naturhaushalt und die 
Wirkungen von Umweltschutzmaßnahmen auf den Zustand des 
Naturhaushalts zu ermitteln, auszuwerten und zu bewerten. Ins-
besondere soll bei den durch Rechtsverordnung nach § 18 Abs. 1 
geschützten Teilen von Natur und Landschaft eine Kontrolle des 
Zustands bezogen auf den jeweiligen Schutzzweck möglichst al-
le fünf bis zehn Jahre erfolgen.

(3) Die Rechtsvorschriften über Geheimhaltung und Daten-
schutz bleiben unberührt.“

15. § 14 wird wie folgt gefasst:

„§ 14

Eingriffe in Natur und Landschaft

(1) Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Geset-
zes sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grund-
flächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht 
in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild einschließlich seiner Erholungsfunktion erheb-
lich beeinträchtigen können. Eingriffe sind insbesondere

 1. die Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen, die 
einem Planfeststellungsverfahren unterliegen, auch wenn 
nach den Rechtsvorschriften im Einzelfall von dessen 
Durchführung abgesehen werden kann,

 2. der Abbau oder die Gewinnung von Bodenschätzen,

 3. Abgrabungen, Aufschüttungen, Auf- oder Abspülungen und 
Ausfüllungen mit einer Grundfläche über 30 m² oder mit ei-
ner Höhe oder Tiefe über 2 m,

 4. die Entwässerung von Mooren, Sümpfen, Pfuhlen oder an-
deren Feuchtgebieten und von Verlandungsbereichen der 
Gewässer,

 5. der Ausbau sowie das Verrohren, das Ableiten oder das Auf-
stauen von Gewässern,

 6. die Errichtung oder wesentliche Änderung von baulichen 
Anlagen, Straßen und Wegen im Außenbereich,

 7. die Errichtung oder wesentliche Änderung von Lager-, Aus-
stellungs-, Camping- oder Wochenendplätzen im Au-
ßenbereich,

 8. das Abstellen oder Aufstellen von Wohnwagen im Außenbe-
reich,

 9. die Errichtung oder Änderung von Masten sowie Unterstüt-
zungen von Freileitungen im Außenbereich,

10. die Errichtung von festen Einfriedungen oder festen Einzäu-
nungen im Außenbereich,

11. die Errichtung und Änderung von Werbeanlagen im Außen-
bereich,

12. die Verwendung von Ödland oder naturnahen Flächen zu in-
tensiver Landwirtschaftsnutzung oder für Vorhaben zur 
Torfgewinnung,

13. die Errichtung von Skipisten und Skiliften einschließlich der 
zugehörigen Anlagen und Einrichtungen.

(2) Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennut-
zung ist nicht als Eingriff anzusehen, soweit dabei die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege be-
rücksichtigt werden. Die den in § 2d Abs. 2, 4 und 5 genannten 
Anforderungen sowie den Regeln der guten fachlichen Praxis, 
die sich aus dem Recht der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
und § 17 Abs. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben, ent-
sprechende land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennut-
zung widerspricht in der Regel nicht den in Satz 1 genannten 
Zielen und Grundsätzen.

(3) Nicht als Eingriff gilt die Wiederaufnahme einer land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung, die auf 
Grund vertraglicher Vereinbarungen oder auf Grund der Teilnah-
me an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaftungsbeschrän-
kung zeitweise eingeschränkt oder unterbrochen war, wenn die 
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Bodennutzung spätestens innerhalb einer Frist von drei Jahren 
nach Auslaufen der Bewirtschaftungsbeschränkungen wieder 
aufgenommen wird.“

16. Es werden folgende §§ 14a und 14b eingefügt:

„§ 14a

Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen

(1) Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeid-
bare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlas-
sen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb einer zu 
bestimmenden Frist von möglichst nicht über zwei Jahren durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vor-
rangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder durch Maß-
nahmen, die der Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege dienen, zu kompensie-
ren (Ersatzmaßnahmen). Beeinträchtigungen sind auch vermeid-
bar, wenn das mit dem Eingriff verfolgte Ziel auf andere zumut-
bare, die Natur und Umwelt schonendere Weise erreicht werden 
kann. Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald 
die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts wiederher-
gestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wieder-
hergestellt oder neu gestaltet ist. In sonstiger Weise kompensiert 
ist ein Eingriff, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktio-
nen des Naturhaushalts in gleichwertiger Weise ersetzt sind oder 
das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Ersatz-
maßnahmen können auch an anderer Stelle als der, auf die sich 
der Eingriff unmittelbar auswirkt, gefordert werden. Bei der 
Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen sind die Inhalte und Zielsetzungen des Land-
schaftsprogramms und der Landschaftspläne zu berücksichti-
gen; Ersatzmaßnahmen sollen hierbei möglichst innerhalb der in 
der Landschaftsplanung ausgewiesenen Ausgleichsflächen und
-räume festgesetzt werden. 

(2) Ein Eingriff darf nicht durchgeführt oder zugelassen wer-
den, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden, nicht in 
angemessener Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu 
kompensieren sind und die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bei Abwägung aller Anforderungen an Natur 
und Landschaft anderen Belangen im Range vorgehen. Werden 
als Folge des Eingriffs Biotope zerstört, die für dort wild lebende 
Tiere und wild wachsende Pflanzen der streng geschützten Arten 
nicht ersetzbar sind, ist der Eingriff nur zulässig, wenn er aus 
zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
gerechtfertigt ist. Ein Eingriff darf auch nicht zugelassen oder 
durchgeführt werden, wenn die Schutzvorschriften des Artikels 
5 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über 
die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (ABl. EG Nr. L 103 
S. 1) (Vogelschutzrichtlinie), die zuletzt durch die Richtlinie 97/
49/EG vom 29. Juli 1997 (ABl. EG Nr. L 223 S. 9) geändert wor-
den ist, oder die der Artikel 12 und 13 der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
EG Nr. L 206 S. 7) (FFH-Richtlinie), die zuletzt durch die Richt-
linie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42) 
geändert worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung entge-
genstehen und eine Abweichung nach Artikel 9 der Vogelschutz-
richtlinie beziehungsweise nach Artikel 16 der FFH-Richtlinie 
nicht zulässig ist.

(3) Sind die Beeinträchtigungen nicht oder nicht vollständig 
ausgleichbar oder in sonstiger Weise kompensierbar und ist der 
Eingriff nicht nach Absatz 2 Satz 1 unzulässig, so hat der Verur-
sacher eine Ersatzzahlung zu entrichten. Eine Ersatzzahlung soll 
auch geleistet werden, wenn damit eine Aufwertung des Natur-
haushalts oder des Landschaftsbildes mit gleichen Aufwendun-
gen besser verwirklicht werden kann. Die aufkommenden Mittel 
sind in Abstimmung mit den nach § 39 anerkannten Vereinen 
zeitnah für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege einzusetzen, die geeignet sind, die beeinträchtigten Funk-
tionen des Naturhaushalts gleichwertig zu ersetzen oder das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu zu gestalten.

(4) Die Höhe der Ersatzzahlung bemisst sich nach den Kosten 
für die Herstellung der unterbliebenen Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen; dazu gehören auch die Kosten für deren Planung, 
die Flächenbereitstellung und die Entwicklungspflege ein-
schließlich der Kontrolle. 

(5) Wer einen unzulässigen Eingriff oder einen Eingriff unter 
Missachtung der behördlichen Anordnungen vorgenommen hat, 
ist verpflichtet, unverzüglich den früheren Zustand wiederherzu-
stellen. Ist die Wiederherstellung des früheren Zustands nicht 
möglich, ist der Eingriff vorrangig auszugleichen oder durch 
Maßnahmen, die der Verwirklichung der Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege dienen, zu kom-
pensieren. Absatz 1 Satz 2 bis 6 und Absatz 3 gelten entspre-
chend.

(6) Für die Erfüllung der Pflichten nach den Absätzen 1 bis 3 
und 5 haften Verursacher und Rechtsnachfolger als Gesamt-
schuldner.

§ 14b

Ökokonto

(1) Soweit Darstellungen oder Festsetzungen der Bauleitpla-
nung oder der Landschaftsplanung zur Zweckbestimmung von 
Flächen nicht entgegenstehen, können Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, die ohne öffentlich-recht-
liche Verpflichtung bereits vor dem Beginn eines Eingriffs 
durchgeführt werden sollen, auf Antrag vor ihrer Durchführung 
von der obersten Behörde für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge für die Verbuchung auf einem Ökokonto anerkannt werden, 
wenn

1. von ihnen dauerhaft günstige Wirkungen auf die weitere 
Entwicklung von Natur und Landschaft insbesondere für die 
Sachbereiche des § 3 Abs. 2 ausgehen und

2. die jeweiligen Flächen, auf denen Maßnahmen durchgeführt 
werden, dauerhaft rechtlich und tatsächlich für Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege gesichert sind.

(2) Das Ökokonto verbucht die Maßnahmen im Sinne des Ab-
satzes 1, nachdem sie durchgeführt worden sind. Die in das Öko-
konto aufgenommenen Maßnahmen werden bei späteren Ein-
griffen von der nach § 15 zuständigen Behörde auf die Verpflich-
tung zur Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
angerechnet, soweit die Vorgaben des § 14a einer Anrechnung 
nicht entgegenstehen und die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten 
Voraussetzungen weiterhin vorliegen. Der Anspruch auf An-
rechnung ist übertragbar.“

17. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verfahren, Umweltverträglichkeitsprüfung“.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ist für den Eingriff in anderen Rechtsvorschriften eine 
behördliche Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung, Zustim-
mung, Planfeststellung, sonstige Entscheidung oder eine 
Anzeige an eine Behörde vorgeschrieben oder führt eine Be-
hörde den Eingriff durch, so trifft die nach diesen Rechtsvor-
schriften oder für die Durchführung des Eingriffs zuständige 
Behörde die nach den §§ 14a und 14b Abs. 2 Satz 2 erforder-
lichen Entscheidungen; dies gilt auch für Vorhaben, die darü-
ber hinaus einer Genehmigung oder Befreiung nach diesem 
Gesetz oder nach den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften bedürfen.“

c) Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

„(1a) Wird der Eingriff durch ein Vorhaben verursacht, das 
nach § 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1757, 2797), das durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 24. Juni 2005 (BGBl. I S. 1794) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung oder nach anderen Rechtsvor-
schriften einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, so 
muss das Verfahren, in dem die Entscheidungen und Maß-
nahmen nach § 14a getroffen werden, den Anforderungen des 
Berliner Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
vom 21. Juli 1992 (GVBl. S. 234), geändert durch § 27 Abs. 1 
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des Gesetzes vom 16. September 2004 (GVBl. S. 391), in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechen.“

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „mindestens zwei Monate 
vorher“ durch die Worte „mindestens einen Monat vor-
her“ ersetzt.

bb) Es werden folgende neue Sätze 2 und 3 eingefügt:

„Abweichend von der Anzeigepflicht des Satzes 1 bedür-
fen Eingriffe nach § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 und 13 einer 
Genehmigung der zuständigen Behörde für Naturschutz 
und Landschaftspflege. Der Antrag auf Genehmigung ist 
vom Verursacher schriftlich bei der in Satz 2 genannten 
Behörde einzureichen.“

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 4 und 5.

dd) In Satz 5 wird die Angabe „§§ 14 und 16“ durch die An-
gabe „§§ 14a und 16“ ersetzt.

e) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Anträge und Anzeigen müssen alle für die Entschei-
dung der Behörden notwendigen Angaben, insbesondere 
über Art und Umfang des Vorhabens sowie über den zu 
erwartenden Endzustand und die zur Vermeidung, zum 
Ausgleich und zur Kompensation in sonstiger Weise 
nach § 14a beabsichtigten Maßnahmen, enthalten.“ 

bb) In Satz 2 werden die Worte „zum Ausgleich eines Ein-
griffs“ durch die Worte „nach § 14a“ ersetzt.

f) Absatz 5 wird aufgehoben.

g) Der bisherige Absatz 6 wird der neue Absatz 5 und wie folgt 
gefasst:

„(5) Bei einem Eingriff in Natur und Landschaft, der auf 
Grund eines nach öffentlichem Recht vorgesehenen Fach-
plans vorgenommen werden soll, hat der Planungsträger die 
zur Vermeidung, zum Ausgleich und zur Kompensation in 
sonstiger Weise nach § 14a erforderlichen Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Einzelnen im 
Fachplan oder in einem landschaftspflegerischen Begleitplan 
in Text und Karte darzustellen; der Begleitplan ist Bestandteil 
des Fachplans.“

h) Der bisherige Absatz 7 wird der neue Absatz 6; in ihm wird 
Satz 5 aufgehoben.

18. Es wird folgender § 15a eingefügt:

„§ 15a

Verhältnis zum Baurecht

Für das Verhältnis der Eingriffsregelung zum Baurecht gilt 
§ 21 des Bundesnaturschutzgesetzes in seiner jeweils geltenden 
Fassung.“

19. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„In den übrigen Fällen entscheiden die Behörden nach 
pflichtgemäßem Ermessen.“

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Soweit es zur Sicherung des Schutzgegenstandes  
oder zur Verwirklichung des Schutzzwecks erforderlich ist, 
kann bei den in Absatz 1 genannten Teilen von Natur und 
Landschaft auch die Umgebung geschützt werden. Natur-
schutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete können in Zo-
nen mit einem dem jeweiligen Schutzzweck entsprechenden 
abgestuften Schutz gegliedert werden.“

20. In § 19 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Erhaltung“ ein 
Komma und die Worte „Entwicklung oder Wiederherstellung“ 
eingefügt.

21. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich fest-
gesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur 

und Landschaft oder besondere Pflege- oder Entwicklungs-
maßnahmen 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter,

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der be-
sonderen kulturhistorischen Bedeutung der Landschaft 
oder

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung 

erforderlich sind.“

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes“ durch die Angabe „§ 2d Abs. 1“ ersetzt.

22. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Natur“ die Worte „oder 
entsprechende Flächen bis fünf Hektar“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2; in ihm wird 
Satz 1 wie folgt gefasst:

„Die Beseitigung eines Naturdenkmals sowie alle Handlun-
gen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Verände-
rung des Naturdenkmals führen können, sind nach Maßgabe 
der Rechtsverordnung zur Festsetzung verboten.“

23. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts,“.

bb) In Nummer 2 wird das abschließende Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird das Wort „oder“ angefügt.

dd) Es wird folgende Nummer 4 eingefügt:

„4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten“.

b) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Einzelbäume, Baumreihen, Alleen und Baumgruppen,“.

24. § 22a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. nach den Erfordernissen der Raumordnung für die 
Erholung vorgesehen sind,“.

bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

„Naturparks dienen der Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung einer durch vielfältige Nutzung ge-
prägten naturnahen Landschaft und ihrer Arten- und Bi-
otopvielfalt. In ihnen wird zu diesem Zweck eine dauer-
haft umweltgerechte Landnutzung und ein nachhaltiger 
Tourismus angestrebt sowie eine nachhaltige Regional-
entwicklung gefördert.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Naturparks sollen entsprechend den in Absatz 1 be-
schriebenen Zwecken unter Beachtung der Ziele und Grund-
sätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege und den 
nach Schutzausweisungen abgestuften Schutz- und Pflege-
zielen geplant, gegliedert, erschlossen, weiterentwickelt und 
einheitlich verwaltet werden.“

25. In § 24 Abs. 7 wird die Angabe „§ 10 Abs. 6“ durch die Angabe 
„§ 10 Abs. 10“ ersetzt.

26. § 26 wird aufgehoben.

27. § 26a wird wie folgt gefasst:
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„§ 26a

Gesetzlich geschützte Biotope

(1) Die Zerstörung oder eine sonstige erhebliche oder nach-
haltige Beeinträchtigung folgender Biotope ist verboten:

1. Moore, Sümpfe, Röhrichte, seggen- und binsenreiche Nass-
wiesen, Quellbereiche,

2. natürliche und naturnahe Bereiche fließender und stehender 
Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazugehö-
rigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegeta-
tion sowie ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsbe-
reiche, Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche,

3. offene Binnendünen, Sand-, Ginster- und Zwergstrauchhei-
den, Lehmwände,

4. Bruch-, Sumpf- und Auwälder,

5. Kiefern-Eichenwälder, Eichen-Buchenwälder und Eichen-
Hainbuchenwälder,

6. Magerrasen, Trockenrasen, Feucht- und Frischwiesen,

7. Kies-, Sand- und Mergelgruben,

8. Feldhecken,

9. Obstgehölze in der freien Landschaft als Relikte der Kultur-
landschaft.

(2) Als Zerstörung oder erhebliche oder nachhaltige Beein-
trächtigung im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere anzusehen

1. die Intensivierung, Änderung oder Aufgabe der Nutzungen 
der geschützten Biotope,

2. der Eintrag von Stoffen, die geeignet sind, den Naturhaus-
halt nachteilig zu beeinflussen.

(3) Die zuständige Behörde für Naturschutz und Landschafts-
pflege kann Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 1 zulas-
sen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope ausgeglichen 
werden können oder die Maßnahmen aus überwiegenden Grün-
den des Gemeinwohls notwendig sind. Bei der Zulassung von 
Ausnahmen sind gleichzeitig Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men anzuordnen. Eine Ausnahme kann auch zugelassen werden, 
wenn während der Laufzeit vertraglicher Vereinbarungen oder 
der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaf-
tungsbeschränkung ein Biotop im Sinne des Absatzes 1 entstan-
den ist; Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in diesen Fällen 
nicht anzuordnen. Die Vorschriften des § 16 Abs. 2 bis 5 sind zu 
beachten.

(4) Liegt der Biotop in einem in § 18 Abs. 1 genannten Schutz-
gebiet, kann die oberste Behörde für Naturschutz und Land-
schaftspflege zusammen mit einer Befreiung von den Geboten 
oder Verboten der Schutzgebietsverordnung die Ausnahme nach 
Absatz 3 genehmigen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung auf Röhricht-
bestände im Sinne des Fünften Abschnitts.“

28. Nach § 26a wird folgender neuer § 26b eingefügt:

„§ 26b

Schutz von Gewässern und Uferzonen

(1) Alle öffentlichen Planungsträger haben bei wasserwirt-
schaftlichen Planungen und Maßnahmen auf die Erhaltung oder 
die Entwicklung eines dem Gewässertyp entsprechenden mög-
lichst naturnahen Zustands der oberirdischen Gewässer ein-
schließlich ihrer Gewässerrandstreifen und Uferzonen sowie auf 
eine natur- und landschaftsgerechte Ufer- und Dammgestaltung 
hinzuwirken, damit deren großräumige Vernetzungsfunktion als 
Lebensstätten und Lebensräume für heimische Tier- und Pflan-
zenarten auf Dauer erfüllt werden kann. Oberirdische Gewässer 
dürfen nur so ausgebaut werden, dass natürliche Lebensgemein-
schaften von Pflanzen und Tieren erhalten bleiben. Soweit dies 
nicht möglich ist, ist darauf hinzuwirken, dass sie sich neu ent-
wickeln können. Gewässerrandstreifen im Sinne dieser Vor-
schrift sind die an Gewässern landseitig der Böschungsoberkan-
te oder oberhalb der Mittelwasserlinie angrenzenden variablen, 
linearen Bänder natürlicher oder gepflanzter Vegetation. 

(2) Durch die Gewässerunterhaltung dürfen die vorhandenen 
Pflanzen- und Gehölzbestände an Ufern und Böschungen nicht 
nachhaltig beeinträchtigt werden; ausgebaute Gewässer sind so 
zu unterhalten, dass ein vielfältiger und standortgerechter Pflan-
zen- und Tierbestand erhalten bleibt. § 63 des Bundesnatur-
schutzgesetzes bleibt unberührt.

(3) Ausnahmen von den Absätzen 1 und 2 können durch die 
zuständige Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege zu-
gelassen werden, wenn die hierdurch entstehenden Beeinträchti-
gungen des Naturhaushaushalts oder des Landschaftsbildes aus-
geglichen werden können. Die zugelassenen Ausnahmen dürfen 
nicht den Zielen des Berliner Wassergesetzes entgegenstehen. 
Die Vorschriften des § 16 Abs. 2 bis 5 sind zu beachten.

(4) Die Vorschriften des Dritten Abschnitts bleiben unbe-
rührt.“

29. Die bisherigen §§ 26b bis 26e werden die neuen §§ 26c bis 26f.

30. § 27 wird wie folgt gefasst:

„§ 27

Allgemeine Vorschriften

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts dienen dem Schutz und 
der Pflege der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten in ihrer na-
türlichen und historisch gewachsenen Vielfalt. Der Artenschutz 
umfasst

1. den Schutz der Tiere und Pflanzen und ihrer Lebensgemein-
schaften vor Beeinträchtigungen durch den Menschen,

2. den Schutz, die Pflege, die Entwicklung und die Wiederher-
stellung der Biotope wild lebender Tier- und Pflanzenarten 
sowie die Gewährleistung ihrer sonstigen Lebensbedingun-
gen,

3. die Ansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter oder in 
ihrem Bestand bedrohter wild lebender Arten in geeigneten 
Biotopen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes.

(2) Für den Schutz und die Pflege wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten gelten neben den Vorschriften dieses Abschnitts 
die unmittelbar geltenden Vorschriften des Abschnitts 5 des 
Bundesnaturschutzgesetzes sowie die auf Grund dieser Bestim-
mungen erlassenen Rechtsverordnungen in der jeweils gelten-
den Fassung.“

31. § 28 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Artenschutzprogramm als Teil des Landschaftspro-
gramms (§ 4 Satz 2) wird zur Vorbereitung, Durchführung und 
Überwachung von Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege oder Wie-
deransiedlung der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ein-
schließlich der Arten von gemeinschaftlichem Interesse, der eu-
ropäischen Vogelarten sowie der besonders geschützten oder 
sonst in ihrem Bestand gefährdeten Arten erstellt.“

32. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Es ist verboten, ohne Genehmigung der obersten Be-
hörde für Naturschutz und Landschaftspflege

1. Tiere wild lebender und nicht wild lebender Arten auszu-
bringen,

2. Pflanzen außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebie-
tes oder Pflanzgut aus anderen Naturräumen in der freien 
Natur auszubringen.

Zur freien Natur zählen nicht Gärten, Parks, Friedhöfe, Grün-
anlagen oder vergleichbare Flächen im Siedlungsbereich. 
Das für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Mit-
glied des Senats kann durch Rechtsverordnung das Ausbrin-
gen bestimmter Pflanzenarten, von denen eine Beeinträchti-
gung der europäischen Tier- und Pflanzenwelt oder sonstige 
Gefahren ausgehen können, auch für das gesamte Gebiet des 
Landes untersagen. Satz 1 gilt nicht für

1. den Anbau von Pflanzen in der Land- und Forstwirt-
schaft, 

2. das Einsetzen von Tieren 
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a) nicht gebietsfremder Arten oder

b) gebietsfremder Arten, bei denen das Einsetzen einer 
pflanzenschutzrechtlichen Genehmigung bedarf, bei 
der die Belange des Artenschutzes berücksichtigt 
sind,

zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes,

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fischereirecht unter-
liegenden Tieren nicht gebietsfremder Arten,

4. Pflanzenarten, deren Eignung für die Ausbringung in der 
freien Natur nachgewiesen wurde und die in einer Posi-
tivliste der obersten Behörde für Naturschutz und Land-
schaftspflege aufgeführt werden. 

Die Genehmigung nach Satz 1 darf nur erteilt werden, wenn 
die Gefahr einer Verfälschung der europäischen Tier- oder 
Pflanzenwelt oder eine Gefährdung des Bestandes oder der 
Verbreitung wild lebender Tier- oder Pflanzenarten oder von 
Populationen solcher Arten ausgeschlossen ist. Die Nach-
weispflicht liegt beim Antragsteller. Soweit es aus Gründen 
des Arten- oder Biotopschutzes erforderlich ist, kann die zu-
ständige Behörde anordnen, dass ausgebrachte oder sich aus-
breitende Tiere und Pflanzen, die eine Gefahr für die Tier- 
und Pflanzenwelt oder den Bestand oder die Verbreitung wild 
lebender europäischer Tier- und Pflanzenarten darstellen 
können, wieder der Natur entnommen werden. Im Übrigen 
sind die Vorschriften des Tierschutzrechts und die Bestim-
mungen des Artikels 22 der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-
Richtlinie), des Artikels 11 der Richtlinie 79/409/EWG (Vo-
gelschutzrichtlinie) sowie des Artikels 8 Buchstabe h des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt vom 5. Juni 
1992 (BGBl. 1993 II S. 1471) zu beachten.“

b) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben.

c) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die neuen Absätze 3 
und 4.

33. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Betreten der Flur auf privaten Straßen und Wegen 
sowie auf ungenutzten Grundflächen und landwirtschaftli-
chen Nutzflächen außerhalb der Nutzzeit ist zum Zweck der 
Erholung auf eigene Gefahr gestattet. Als Nutzzeit gilt die 
Zeit zwischen der Saat oder Bestellung und der Ernte, bei 
Grünland die Zeit des Aufwuchses. Radfahren auf Wegen 
und Fahren mit Krankenfahrstühlen ist dem Betreten gleich-
gesetzt; Fußgänger haben Vorrang. Das Betretungsrecht darf 
nur so ausgeübt werden, dass die Belange der anderen Erho-
lungssuchenden und die Rechte der Eigentümer nicht unzu-
mutbar beeinträchtigt werden. Vorschriften des öffentlichen 
Rechts, die das Betreten der Flur im weiteren Umfang gestat-
ten oder die Betretungsbefugnis einschränken, bleiben unbe-
rührt.“

b) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben.

34. § 36 wird wie folgt gefasst:

„§ 36

Einschränkungen des Rechts zum Betreten der Flur

(1) Der Grundstückseigentümer oder sonstige Nutzungsbe-
rechtigte kann die Ausübung des Betretungsrechts nach § 35 aus 
wichtigem Grund einschränken oder untersagen (Sperrung). 
Nach anderen Vorschriften dieses Gesetzes oder sonstigen 
Rechtsvorschriften erforderliche behördliche Entscheidungen 
oder Anzeigen an die Behörde bleiben hiervon unberührt. Ein 
wichtiger Grund im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere vor, 
wenn anderenfalls die zulässige Nutzung der Fläche oder des 
Weges unzumutbar behindert oder eingeschränkt würde oder er-
hebliche Schäden entstehen würden. Der Grundstückseigentü-
mer oder sonstige Nutzungsberechtigte hat die Sperrung der zu-
ständigen Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege un-
verzüglich schriftlich unter Angabe der Gründe, Örtlichkeit und 
Art und Weise der Sperrung anzuzeigen.

(2) Zur Wahrung überwiegender Interessen der Allgemein-
heit, insbesondere aus wichtigen Gründen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, kann die zuständige Behörde für Na-
turschutz und Landschaftspflege eine Fläche oder einen Weg 
von Amts wegen sperren.

(3) Die zuständige Behörde für Naturschutz und Landschafts-
pflege ordnet die Beseitigung bestehender Sperrungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 an, wenn die Voraussetzungen für deren Errichtung 
nicht oder nicht mehr gegeben sind.“

35. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Zuständigkeit und Aufgaben der Naturschutzbehörden“.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1 des Bundes-
naturschutzgesetzes“ durch die Angabe „§ 2e Abs. 1“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die neuen Sätze 1 bis 3.

cc) In dem neuen Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“ durch die 
Angabe „Satz 1“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird aufgehoben.

36. In § 39a Abs. 1 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 39“ die Worte 
„oder vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit“ gestrichen.

37. In § 39b Abs. 1 werden nach der Angabe „§ 39“ die Worte „oder 
vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit“ gestrichen.

38. § 44 wird aufgehoben.

39. Die Überschrift des Zehnten Abschnitts wird wie folgt gefasst:

„Entschädigung, Härteausgleich“.

40. § 47 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Soweit Bestimmungen dieses Gesetzes, der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften oder Maßnah-
men auf Grund dieser Rechtsvorschriften die Eigentümerbe-
fugnisse unverhältnismäßig und unzumutbar einschränken 
und soweit die Einschränkung der Eigentümerbefugnisse 
nicht anderweitig ausgeglichen werden kann und den Betrof-
fenen hieraus nicht nur unwesentliche Vermögensnachteile 
entstehen, ist eine angemessene Entschädigung zu leisten. Ei-
ne Entschädigung kommt insbesondere in Betracht, wenn in-
folge von Verboten

1. die bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzung nicht mehr 
fortgesetzt werden darf oder auf Dauer eingeschränkt 
werden muss und hierdurch die wirtschaftliche Nutzbar-
keit des Grundstücks erheblich beschränkt wird oder 

2. eine nicht ausgeübte, aber beabsichtigte Nutzung unter-
sagt wird, die sich nach Lage und Beschaffenheit des 
Grundstücks objektiv anbietet und die sonst unbe-
schränkt hätte ausgeübt werden können.

Über die nach Satz 1 gebotene Entschädigung hat die zustän-
dige Behörde zumindest dem Grunde nach in Verbindung mit 
der Entscheidung über die belastende Maßnahme zu ent-
scheiden.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „behalten“ die 
Worte „oder in der bisherigen oder in einer anderen zulässi-
gen Weise zu nutzen“ eingefügt.

41. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Ein Geldausgleich kann insbesondere nach Maßgabe des 
Landeshaushalts gewährt werden, wenn in auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften oder in Anordnungen 
der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Be-
hörden zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege standortbedingt erhöhte Anforderun-
gen festgesetzt werden, die die ausgeübte land-, forst- und fi-
schereiwirtschaftliche Bodennutzung über die Anforderun-
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gen der guten fachlichen Praxis hinaus beschränken, die sich 
aus diesem Gesetz, den für die Land-, Forst- und Fischerei-
wirtschaft geltenden Vorschriften und aus § 17 Abs. 2 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

42. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 5 wird die Angabe „§ 21 Abs. 3“ durch die An-
gabe „§ 21 Abs. 2“ ersetzt.

b) In Nummer 8b wird die Angabe „§ 26d Abs. 1“ durch die An-
gabe „§ 26e Abs. 1“ und die Angabe „§ 26e Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 26f Abs. 1“ ersetzt.

c) Die Nummern 9a, 10 und 13 werden aufgehoben.

d) Nummer 16 wird wie folgt gefasst:

„16. entgegen § 36 Abs. 1 Satz 1 die Ausübung des Betre-
tungsrechts ohne wichtigen Grund einschränkt oder un-
tersagt oder die nach § 36 Abs. 1 Satz 4 vorge-
schriebene Anzeige unterlässt,“.

e) Nummer 20 wird wie folgt gefasst:

„20. vollziehbare Auflagen, unter denen eine Gestattung 
oder Befreiung von Vorschriften dieses Gesetzes, des 
Bundesnaturschutzgesetzes oder einer auf Grund dieser 
Gesetze erlassenen Rechtsverordnung erteilt worden 
ist, nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß 
erfüllt.“

43. § 50 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Von den Verboten und Geboten dieses Gesetzes und der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften kann 
auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn

1. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

a) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder 

b) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur und 
Landschaft führen würde

oder 

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Be-
freiung erfordern

und die Vorschriften des § 16 Abs. 2 bis 5 einer Befreiung nicht 
entgegenstehen.“

Artikel II

Neufassung des Berliner Naturschutzgesetzes

Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Senatsver-
waltung wird ermächtigt, das Berliner Naturschutzgesetz in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung mit neuem Da-
tum bekannt zu machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen.

Artikel III

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Gesetz
zu dem Luftfahrtstaatsvertrag

Vom 6. Juli 2006
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

(1) Dem am 3. Mai 2006 in Potsdam und am 4. Mai 2006 in Berlin 
unterzeichneten Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem 
Land Brandenburg über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Luftfahrtverwaltung (Luftfahrtstaatsvertrag) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffent-
licht.

§ 2

Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

Die Anlage zum Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz 
vom 14. April 1992 (GVBl. S. 119), das zuletzt durch Artikel I § 3 
des Gesetzes vom 19. Juni 2006 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. Nummer 11 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe j werden nach dem Wort „Luftverkehrsgesetz“ 
die Worte „und dem Luftsicherheitsgesetz“ eingefügt.

b) Im abschließenden Teilsatz wird das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt und werden nach dem Klammerzusatz 
„(Nr. 35)“ die Worte „oder die Gemeinsame Obere Luftfahrt-
behörde Berlin-Brandenburg (Nr. 36)“ eingefügt.

2. Es wird folgende neue Nummer 36 eingefügt:

„Nr. 36

Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg

Zu den Ordnungsaufgaben der Gemeinsamen Oberen Luft-
fahrtbehörde Berlin-Brandenburg gehören:

(1) die Bauschutzangelegenheiten außerhalb der Flughäfen, 
für die der Bund gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes 
einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspoli-
tischen Interessen anerkennt, mit Ausnahme der Flughäfen Ber-
lin-Tempelhof und Berlin-Tegel;

(2) die Ordnungsaufgaben der Anhörungsbehörde für alle 
Flugplätze;

(3) die Zulassungen gemäß § 22a Abs. 2 der Luftverkehrs-
Ordnung;

(4) die Flugplatzangelegenheiten – mit Ausnahme der Flughä-
fen, für die der Bund gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgeset-
zes einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrs-
politischen Interessen anerkennt;

(5) die Luftaufsicht gemäß § 29 des Luftverkehrsgesetzes;

(6) die Erlaubnisse für die besondere Benutzung des Luft-
raums mit Ausnahme der Erlaubnisse, die von der für die Flug-
sicherung zuständigen Stelle erteilt werden;

(7) die Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen, soweit 
diese nicht auf Flughäfen stattfinden, für die der Bund gemäß 
§ 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus Grün-
den der Sicherheit und aus verkehrspolitischen Interessen aner-
kennt;

(8) die allgemeinen Aufgaben gemäß § 2 Satz 1 des Luft-
sicherheitsgesetzes außerhalb der Verkehrsflughäfen Berlin-
Tegel, Berlin-Tempelhof und Berlin-Schönefeld;

(9) die Zuverlässigkeitsüberprüfungen gemäß § 7 des Luftsi-
cherheitsgesetzes;

(10) die Durchführung von Inspektionen, Tests und Erhebun-
gen zur Kontrolle der Eigensicherungsmaßnahmen der Flugha-
fenunternehmer gemäß Artikel 7 in Verbindung mit Artikel 2 
Nr. 2, 5, 10 und 11 der Verordnung (EG) Nr. 1217/2003 der 
Kommission vom 4. Juli 2003 zur Festlegung gemeinsamer Spe-
zifikationen für nationale Qualitätskontrollprogramme für die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt im Rahmen der Durchführung des 
nationalen Qualitätssicherungsprogramms gemäß Artikel 7 Abs. 
1 der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung ge-
meinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt;

(11) die übrigen Luftsicherheitsangelegenheiten, die nicht im 
Zusammenhang mit Flughäfen stehen, für die der Bund einen 
Bedarf gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes anerkennt;

(12) die Luftfahrtpersonalangelegenheiten;
(13) die Angelegenheiten der Luftfahrerschulen und die Aus-

bildungserlaubnisse;

(14) die Angelegenheiten der Luftfahrtunternehmen und die 
Betriebsgenehmigungen gemäß § 20 Abs. 1 des Luftverkehrsge-
setzes;

(15) die Zulassung von Luftsicherheitsplänen gemäß § 8 des 
Luftsicherheitsgesetzes mit Ausnahme der Flughäfen, für die der 
Bund gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Be-
darf aus Gründen der Sicherheit und verkehrspolitischen Interes-
sen anerkennt;

(16) die Hindernisangelegenheiten außerhalb von Flugplatz-
bauschutzbereichen im Land Brandenburg;

(17) die Regelung des Flugplatzverkehrs gemäß § 21a der 
Luftverkehrs-Ordnung;

(18) die Angelegenheiten von Einrichtungen zur Kommunika-
tion, Navigation und Überwachung (CNS) 
sowie die Ordnungsaufgaben nach den auf Grund der vorge-
nannten Bestimmungen erlassenen Rechtsverordnungen.“

3. Die bisherige Nummer 36 wird Nummer 37; in ihrem einleiten-
den Teilsatz wird die Angabe „Nummer 1 bis 35“ durch die An-
gabe „Nummer 1 bis 36“ ersetzt.

§ 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Abweichend hiervon tritt 
§ 2 am 1. August 2006 in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 11 in 
Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt zu 
machen.

Berlin, den 6. Juli 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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A n l a g e

Staatsvertrag
zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg 

über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Luftfahrtverwaltung 
(Luftfahrtstaatsvertrag)
Präambel

Die Länder Berlin und Brandenburg bilden auf den Gebieten der 
Luftfahrt und der Luftsicherheit eine Region mit engen Verflechtun-
gen bei der Wahrnehmung von Vollzugsaufgaben. Aus diesem 
Grund soll nach dem Willen der Länder Berlin und Brandenburg die 
Zusammenarbeit weiter intensiviert werden.

Mit dem Ziel, durch die Bündelung dieser Aufgaben
– den Aufwand für die Luftfahrtverwaltung in den Ländern insge-

samt zu optimieren,
– den Abstimmungsbedarf weiter zu verringern,
– eine effektivere Aufgabenwahrnehmung sicherzustellen,
– eine einheitliche Rechtsanwendung zu erleichtern und
– Serviceleistungen für Bürgerinnen und Bürger beider Länder aus 

einer Hand anzubieten,
kommen die Länder Berlin und Brandenburg daher überein, den 
nachfolgenden Staatsvertrag über die Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Luftfahrtverwaltung zu schließen:

Artikel 1

Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg

(1) Für die gemeinsame Wahrnehmung der in Artikel 2 genannten 
Aufgaben im Land Berlin und im Land Brandenburg wird zum 
1. August 2006 eine „Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-
Brandenburg“ errichtet.

(2) Diese Behörde wird in der für Luftverkehr zuständigen Lan-
desoberbehörde des Landes Brandenburg als Abteilung mit Sitz am 
Flughafen in 12529 Schönefeld eingerichtet.

(3) Die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
führt ein Dienstsiegel mit dem Berliner und Brandenburger Landes-
wappen.

Artikel 2

Aufgaben

(1) Die vertragschließenden Länder kommen überein, die Aufga-
ben 
1. Bauschutzangelegenheiten außerhalb der Flughäfen, für die der 

Bund gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Be-
darf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspolitischen In-
teressen anerkennt, mit Ausnahme der Flughäfen Berlin-Tem-
pelhof und Berlin-Tegel, 

2. Anhörungsbehörde für alle Flugplätze,
3. Zulassungen gemäß § 22a Abs. 2 Luftverkehrs-Ordnung,

4. Flugplatzangelegenheiten – mit Ausnahme der Flughäfen, für 
die der Bund gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes ei-
nen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspoliti-
schen Interessen anerkennt,

5. Luftaufsicht gemäß § 29 des Luftverkehrsgesetzes,
6. Erlaubnisse für die besondere Benutzung des Luftraums mit 

Ausnahme der Erlaubnisse, die von der für die Flugsicherung zu-
ständigen Stelle erteilt werden,

7. Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen, soweit diese nicht 
auf Flughäfen stattfinden, für die der Bund gemäß § 27d Abs. 1 
des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus Gründen der Sicher-
heit und aus verkehrspolitischen Interessen anerkennt,

8. allgemeine Aufgaben gemäß § 2 Satz 1 des Luftsicherheitsgeset-
zes außerhalb der Verkehrsflughäfen Berlin-Tegel, Berlin-Tem-
pelhof und Berlin-Schönefeld,

 9. Zuverlässigkeitsüberprüfungen gemäß § 7 des Luftsicherheits-
gesetzes,

10. Durchführung von Inspektionen, Tests und Erhebungen zur 
Kontrolle der Eigensicherungsmaßnahmen der Flughafenunter-
nehmer gemäß Artikel 7 in Verbindung mit Artikel 2 Nr. 2, 5, 10 
und 11 der Verordnung (EG) Nr. 1217/2003 der Kommission 
vom 4. Juli 2003 zur Festlegung gemeinsamer Spezifikationen 
für nationale Qualitätskontrollprogramme für die Sicherheit der 
Zivilluftfahrt im Rahmen der Durchführung des nationalen Qua-
litätssicherungsprogramms gemäß Artikel 7 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung gemeinsamer 
Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt,

11. alle übrigen Luftsicherheitsangelegenheiten, die nicht im Zu-
sammenhang mit Flughäfen stehen, für die der Bund einen Be-
darf gemäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes anerkennt,

12. Luftfahrtpersonalangelegenheiten,

13. Angelegenheiten der Luftfahrerschulen, Ausbildungserlaubnis-
se,

14. Angelegenheiten der Luftfahrtunternehmen, Betriebsgenehmi-
gungen gemäß § 20 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes,

15. Zulassung von Luftsicherheitsplänen gemäß § 8 des Luftsicher-
heitsgesetzes mit Ausnahme der Flughäfen, für die der Bund ge-
mäß § 27d Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus 
Gründen der Sicherheit und verkehrspolitischen Interessen aner-
kennt,

16. Hindernisangelegenheiten außerhalb von Flugplatzbauschutzbe-
reichen im Land Brandenburg,

17. Regelung des Flugplatzverkehrs gemäß § 21a der Luftverkehrs-
Ordnung,

18. Angelegenheiten von Einrichtungen zur Kommunikation, Na-
vigation und Überwachung (CNS),

19. Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten für die 
obengenannten Aufgabengebiete

sowie die Aufgaben nach den aufgrund dieser Bestimmungen erlas-
senen Rechtsverordnungen gemeinsam wahrzunehmen.

(2) Der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Branden-
burg können unter Beachtung der einschlägigen landesrechtlichen 
Vorgaben im Einvernehmen weitere Aufgaben zugewiesen werden.

Artikel 3

Finanzen

(1) Die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
wird gemeinsam finanziert. Die vertragschließenden Länder ver-
pflichten sich, hierfür rechtzeitig die erforderlichen haushalts-
mäßigen Voraussetzungen zu schaffen. Das Land Berlin zahlt an das 
Land Brandenburg einen jährlichen Verwaltungskostenbeitrag in 
Form eines Ausgabenersatzes, dessen Höhe durch Vereinbarung 
festgelegt wird. Soweit das Land Berlin Personal gemäß Artikel 7 
Abs. 2 Satz 2 an die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-
Brandenburg abordnet, werden die hierdurch dem Land Berlin ent-
stehenden Kosten bei der Ermittlung des Verwaltungskostenbeitrags 
angerechnet.

(2) Die Verwaltungseinnahmen werden im Haushaltsplan des 
Landes Brandenburg veranschlagt und entsprechend ihrem ortsbezo-
genen Anfallen zwischen dem Land Berlin und dem Land Branden-
burg aufgeteilt. Die auf das Land Berlin entfallenden Einnahmen 
werden von dem an das Land Brandenburg zu leistenden Verwal-
tungskostenbeitrag in Abzug gebracht.
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Artikel 4

Fach- und Dienstaufsicht, 
länderübergreifende Zusammenarbeit

(1) Die Fachaufsicht über die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehör-
de Berlin-Brandenburg wird von der für Verkehr zuständigen Se-
natsverwaltung des Landes Berlin und dem für Verkehr zuständigen 
Ministerium des Landes Brandenburg für die jeweils übertragenen 
Aufgaben und Befugnisse ausgeübt. Im Interesse einer einheitlichen 
Verwaltungspraxis ist Einvernehmen bei der Wahrnehmung der 
Fachaufsicht anzustreben. 

(2) Die Dienstaufsicht obliegt dem für Verkehr zuständigen Minis-
terium des Landes Brandenburg.

(3) Die Behörden der vertragschließenden Länder sind zur gegen-
seitigen Unterstützung bei der Durchführung dieses Staatsvertrages 
verpflichtet. Die Unterstützung beinhaltet die Erteilung von Aus-
künften, die gegenseitige Unterrichtung, die Übermittlung von Er-
kenntnissen sowie die Erhebung, Aufbereitung und Bereitstellung 
statistischer Daten.

Artikel 5

Anzuwendendes Recht, Amtshandlungen

(1) Für die gemeinsame Wahrnehmung der im Rahmen des Staats-
vertrages festgelegten Aufgaben gilt, soweit in diesem Staatsvertrag 
oder durch Bundesrecht nichts anderes geregelt ist, das Recht des 
Landes Brandenburg als Sitzland.

(2) Die Rechnungshöfe der vertragschließenden Länder sind be-
rechtigt, die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Gemeinsamen 
Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg zu prüfen. Sie sollen 
Prüfvereinbarungen auf der Grundlage von § 93 der Landeshaus-
haltsordnungen treffen.

(3) Das Personal der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Ber-
lin-Brandenburg ist berechtigt, bei der Durchführung der im Staats-
vertrag festgelegten Aufgaben Amtshandlungen im Land Berlin und 
im Land Brandenburg vorzunehmen.

Artikel 6

Gerichtliches Verfahren

Die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg ist 
fähig, an den Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichts-
barkeit beteiligt zu sein. Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen 
sind gegen die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Bran-
denburg zu richten.

Artikel 7

Personal

(1) Die Bestellung der Leitung der Gemeinsamen Oberen Luft-
fahrtbehörde Berlin-Brandenburg erfolgt durch das für Verkehr zu-
ständige Ministerium des Landes Brandenburg im Einvernehmen 
mit der für Verkehr zuständigen Senatsverwaltung des Landes Ber-
lin.

(2) Die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
wird von den vertragschließenden Ländern im erforderlichen Um-
fang mit Personal ausgestattet. Soweit das Land Berlin Personal be-
reitstellt, erfolgt dies zunächst im Wege der Abordnung. 

Artikel 8

Verwaltungsvereinbarung

Nähere Regelungen zur Umsetzung der Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages, insbesondere zu den Artikeln 3, 4 und 7, sind durch 
die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung des Landes Berlin und 
das für Verkehr zuständige Ministerium des Landes Brandenburg in 
einer Verwaltungsvereinbarung zu treffen.

Artikel 9

Zusammenarbeit der Obersten Landesbehörden auf dem 
Gebiet der Luftfahrt und Luftsicherheit

Zwischen den Obersten Luftfahrtbehörden beider Länder werden 
regelmäßige Beratungen durchgeführt, um

– die grundsätzlichen luftfahrtpolitischen Interessen der beiden 
Länder abzustimmen und gemeinsam zu vertreten,

– eine gemeinsame Positionierung beider Länder gegenüber dem 
Bund und der EU zu entwickeln,

– die Verwaltungs- und Abstimmungsprozesse zu erleichtern und 
zu beschleunigen und

– das in Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 genannte Ziel einer einheitlichen 
Verwaltungspraxis zu erreichen.

Artikel 10

Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt unbefristet und kann von jedem Land 
mit einer Frist von zwei Jahren zum Ende des Kalenderjahres schrift-
lich gekündigt werden.

(2) Im Falle einer Kündigung dieses Staatsvertrages verbleibt die 
Ausstattung der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-
Brandenburg in dem Umfang beim Land Brandenburg, wie sie von 
diesem eingebracht worden ist. Die vom Land Berlin eingebrachte 
Ausstattung fällt an das Land Berlin zurück. Die gemeinsam finan-
zierte Sachausstattung sowie sonstige gemeinsam getragene Ver-
pflichtungen werden nach einem vom für Verkehr zuständigen Mit-
glied der Landesregierung des Landes Brandenburg im Einverneh-
men mit dem für Verkehr zuständigen Mitglied des Senats von Ber-
lin aufzustellenden Plan aufgeteilt.

Artikel 11

In-Kraft-Treten

Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag 
des auf den Austausch der Ratifikationsurkunden folgenden Monats 
in Kraft.

Berlin, den 4. Mai 2006 Potsdam, den 3. Mai 2006

Für das Land Berlin Für das Land Brandenburg

Der Regierende Bürgermeister, Der Ministerpräsident, 
vertreten durch die Senatorin vertreten durch den Minister für 
für Stadtentwicklung Infrastruktur und Raumordnung

In Vertretung

Ingeborg  Junge-Reyer D.  Woidke
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Verordnung
zur Festsetzung der Regelsätze nach dem Zwölften Buch Sozial-

gesetzbuch (Regelsatzfestsetzungsverordnung)

Vom 4. Juli 2006

Auf Grund des § 28 Abs. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 24. März 2006 (BGBl. I S. 558) geändert 
worden ist, wird verordnet:

§ 1

Die Höhe der Regelsätze für den gesamten Bedarf des notwen-
digen Lebensunterhalts nach § 28 Abs. 1 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch wird wie folgt festgesetzt:

1. für den Haushaltsvorstand und Alleinstehende 345 Euro,

2. für Haushaltsangehörige

a) bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 207 Euro,

b) ab Vollendung des 14. Lebensjahres 276 Euro.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2006 in Kraft. Zu-
gleich tritt die Regelsatzfestsetzungsverordnung vom 24. Juni 2005 
(GVBl. S. 343) außer Kraft.

Berlin, den 4. Juli 2006

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t Heidi  K n a k e - W e r n e r 

Regierender Bürgermeister Senatorin für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz
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Bekanntmachung
zweier Änderungen der Geschäftsordnung des

Abgeordnetenhauses von Berlin

Vom 6. Juli 2006

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat nach Artikel 41 Abs. 1 der 
Verfassung von Berlin in seiner Sitzung am 29. Juni 2006 die nach-
stehenden Änderungen seiner Geschäftsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. April 2005 (GVBl. S. 262, 463), geändert 
durch Beschluss vom 27. Oktober 2005 (GVBl. S. 707), beschlos-
sen.

Berlin, den 6. Juli 2006 

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Änderung der Geschäftsordnung
des Abgeordnetenhauses von Berlin

Vom 29. Juni 2006

Artikel I

§ 20a der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von Berlin 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. April 2005 (GVBl. 
S. 262, 463), die durch Beschluss vom 27. Oktober 2005 (GVBl. 
S. 707) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Ausschuss für Verfassungsschutz“.

2. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

3. Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Entsprechend der Regelung des Absatzes 1 wird für jedes 
Mitglied ein stellvertretendes Mitglied gewählt, das im Fall der 
Verhinderung des Mitglieds dessen Rechte und Pflichten wahr-
nimmt.“

Artikel II

Diese Änderung tritt mit dem Inkrafttreten des Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Verfassungsschutzgesetzes Berlin in Kraft.
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Änderung der Geschäftsordnung
des Abgeordnetenhauses von Berlin

Vom 29. Juni 2006
Artikel I

Die Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von Berlin in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. April 2005 (GVBl. S. 262, 
463), geändert durch Beschluss vom 27. Oktober 2005 (GVBl. 
S. 707), wird wie folgt geändert: 
1. § 23 erhält folgende Fassung:

„§ 23

Untersuchungsausschüsse

Die Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungsaus-
schüssen regeln sich nach dem Gesetz über die Untersu-
chungsausschüsse des Abgeordnetenhauses von Berlin.“

2. Es wird folgender § 24 eingefügt:

„§ 24

Enquete-Kommissionen

(1) Das Abgeordnetenhaus hat das Recht und auf Antrag eines 
Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, zur Vorbereitung von Ent-
scheidungen über umfangreiche oder bedeutsame Sachverhalte 
in einem Lebensbereich Enquete-Kommissionen einzusetzen. 
Diesen gehören auch vom Präsidenten auf Vorschlag der Frakti-
onen berufene sachverständige Personen an, die nicht Mitglieder 
des Abgeordnetenhauses sind. Antrag und Beschluss über die 
Einsetzung müssen den Auftrag für die Kommission enthalten. 
Der in dem Einsetzungsantrag benannte Auftrag kann durch Be-
schluss des Abgeordnetenhauses auch gegen den Willen der An-
tragsteller erweitert werden.

(2) Das Abgeordnetenhaus legt die Anzahl der Mitglieder ins-
gesamt und den Anteil der Mitglieder fest, die nicht dem Abge-
ordnetenhaus angehören. Die Zahl der Mitglieder, die dem Ab-
geordnetenhaus angehören, muss die Zahl der übrigen Kommis-
sionsmitglieder übersteigen. 

(3) Die Mitglieder, die dem Abgeordnetenhaus angehören, 
und ihre Stellvertreter werden vom Abgeordnetenhaus nach den 
Vorschlägen der Fraktionen gewählt, wobei die Fraktionen nach 
ihrem Stärkeverhältnis (d’Hondt) beteiligt werden. Die übrigen 
Mitglieder und ihre Stellvertreter werden im Einvernehmen mit 
den Fraktionen vom Abgeordnetenhaus gewählt; wird kein Ein-
vernehmen erzielt, werden die Mitglieder von den Fraktionen 
im Verhältnis ihrer Stärke (d’Hondt) zur Wahl vorgeschlagen. Je-
de Fraktion hat das Recht des Wahlvorschlags für mindestens ein 
Mitglied.

(4) Die Kommission wählt einen Vorsitzenden und einen Stell-
vertreter, die Abgeordnete sein müssen, sowie einen Schriftführer 
und einen Stellvertreter.

(5) Die Sitzungen der Kommission sind grundsätzlich nichtöf-
fentlich; die Kommission kann öffentliche Informationssitzun-
gen abhalten. Über die Verhandlungen der Kommission werden 
Protokolle angefertigt.

(6) Die der Kommission angehörigen Sachverständigen erhal-
ten für ihre Mitarbeit eine angemessene Entschädigung, die der 
Präsident im Einzelfall festsetzt. Angehörte Personen werden 
auf Antrag nach dem Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetz entschädigt. Der Antrag kann bis zum Ablauf von 
drei Monaten nach der abschließenden Berichterstattung der 
Kommission gestellt werden.

(7) Die Enquete-Kommission erstattet dem Abgeordneten-
haus einen abschließenden schriftlichen Bericht. Das Abgeord-
netenhaus kann jederzeit einen Zwischenbericht verlangen.

(8) Im Übrigen finden die Vorschriften über die Ausschüsse 
entsprechende Anwendung.“

3. § 47 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Große Anfragen an den Senat müssen bei dem Präsiden-
ten schriftlich eingebracht werden. Sie müssen entweder namens 
einer Fraktion oder von mindestens zehn Mitgliedern des Abge-
ordnetenhauses unterzeichnet sein. Die schriftliche Beantwor-
tung durch den Senat ist zeitgleich beim Präsidenten zu beantra-
gen.“

4. § 48 erhält folgende Fassung:

„§ 48

Beantwortung und Besprechung der Großen Anfragen

(1) Der Präsident teilt die Große Anfrage unverzüglich dem 
Senat mit und setzt sie auf die Tagesordnung der nächsten or-
dentlichen Sitzung.

(2) Bei Großen Anfragen, für die keine schriftliche Beantwor-
tung beantragt wurde, erhält ein Mitglied der Fraktion oder der 
Gruppe von Abgeordneten, die die Frage gestellt hat, das Wort 
zur Begründung, soweit sich der Senat in dieser Sitzung zur Be-
antwortung bereit erklärt. An die Antwort schließt sich unmittel-
bar die Besprechung an, wenn sie von einer Fraktion oder min-
destens zehn Mitgliedern des Abgeordnetenhauses verlangt 
wird. Bei der Besprechung dürfen keine Anträge zur Sache ge-
stellt werden.

(3) Bei Großen Anfragen, für die eine schriftliche Beantwor-
tung beantragt wurde, beantwortet der Senat die Große Anfrage 
schriftlich innerhalb von drei Monaten nach Eingang. Diese Frist 
kann durch eine Vereinbarung zwischen den Anfragenden und 
dem Senat oder auf Ersuchen des Senats vom Ältestenrat bis 
längstens sechs Monate verlängert werden. 

(4) Auf Verlangen der anfragenden Fraktion ist eine Bespre-
chung der Große Anfrage nach Absatz 2 oder Absatz 3 in einem 
Ausschuss durchzuführen; Absatz 2 Satz 3 findet entsprechende 
Anwendung. Die Behandlung der Großen Anfragen in einem 
Ausschuss soll entsprechend der Behandlung der Großen Anfra-
gen in Sitzungen des Abgeordnetenhauses erfolgen.“

5. § 59 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Jede Fraktion hat das Recht, bis zum Vortag einer Sitzung einen 
Verhandlungsgegenstand mit Ausnahme der Großen Anfrage 
gemäß § 48 Abs. 2 zu benennen, der in einem Prioritätenblock 
zu Beginn der Sitzung, jedoch nach der Fragestunde und der Ak-
tuellen Stunde behandelt werden soll.“

6. § 64 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe b erhält folgende Fassung:

„b) bei der Besprechung von Vorlagen – zur Kenntnisnahme –,
Mitteilungen – zur Kenntnisnahme –, Beschlussempfeh-
lungen mit Ausnahme der in Buchstabe a genannten so-
wie Großen Anfragen gemäß § 48 Abs. 2 und Berichten 
zehn Minuten je Fraktion,“.

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung:

„d) zur Begründung von Großen Anfragen gemäß § 48 
Abs. 2 fünf Minuten und bei der Beratung von Anträgen 
und Großen Anfragen gemäß § 48 Abs. 3 fünf Minuten 
je Fraktion,“. 

Artikel II

Die Änderungen in Artikel I Nr. 1 und 2 treten mit dem Inkrafttre-
ten des Neunten Gesetzes zur Änderung der Verfassung von Berlin 
in Kraft. Die Änderungen in Artikel I Nr. 3 bis 6 treten am Tage nach 
der Annahme durch das Abgeordnetenhaus in Kraft.
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Berichtigung
der Ersten Verordnung zur Änderung der Verordnung

über die Ausbildung für den Aufstieg und den Laufbahnwechsel
in den gehobenen nichttechnischen Dienst der allgemeinen

Verwaltung vom 1. Juni 2006 

Vom 4. Juli 2006

§ 1 Satz 2 der Ersten Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Ausbildung für den Aufstieg und den Laufbahnwechsel in den 
gehobenen nichttechnischen Dienst der allgemeinen Verwaltung 
vom 1. Juni 2006 (GVBl. S. 505) ist wie folgt zu berichtigen:
„Auf Beamtinnen und Beamte beim Abgeordnetenhaus und beim 
Rechnungshof finden die Vorschriften des § 2 Abs. 2, 4 und 5 und 
des § 3 keine Anwendung.“

Berlin, den 4. Juli 2006

Senatsverwaltung für Inneres

Dr. K ö r t i n g
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-229a im Bezirk 

Neukölln, Ortsteil Rudow

Vom 11. Juli 2006
 Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), 
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIV-229a vom 11. Juli 1996 mit Deckblatt 
vom 14. November 2005 für die Grundstücke Erlenbruchring 4/20, 
24/50, 21/50 und 35/53, Straße 618  9, 11 und 23 und Rhodeländer-
weg 2/22 sowie für die Straße 618 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Ru-
dow, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-
kölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereich Vermessung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 des Baugesetzbuchs be-
zeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bauge-
setzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Juli 2006

Bezirksamt Neukölln von Berlin

B u s c h k o w s k i St. Vo g e l s a n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-272-1 im Bezirk 

Neukölln, Ortsteil Rudow

Vom 11. Juli 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), 
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIV-272-1 vom 14. Februar 1997 mit den 
Deckblättern vom 29. April 1999 und 28. Mai 2001 für das Gebiet 
zwischen Schönefelder Straße, Ursulinenstraße, Helene-Weber-
Straße und Lieselotte-Berger-Straße sowie für Abschnitte der Elisa-
beth-Selbert-Straße und Friederike-Nadig-Straße im Bezirk Neu-
kölln, Ortsteil Rudow, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch 
Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-272 vom 
16. Mai 1995 (GVBl. S. 319) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-
kölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereich Vermessung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs 
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bauge-
setzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

 Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Juli 2006

Bezirksamt Neukölln von Berlin

B u s c h k o w s k i St. Vo g e l s a n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin


